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Die Sitzung wird um 9 Uhr durch den Vizepräsi- 
denten Dr. Schäfer eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Die Sitzung ist er- 
öffnet. 

Ich bitte die Frau Schriftführerin, die Namen der 
entschuldigten Abgeordneten zu verlesen. 

Frau Rösch, Schriftführerin: Entschuldigt fehlen 
die Abgeordneten Dr. Becker (Hersfeld), Dr. Kreys- 
sig, Dr.Fricke, Meyer (Bremen), Jacobi, Wallner, Dr, 
Hammer, Dr. Hoffmann (Lübeck), Wagner, Rade- 
macher, Dr. Schneider, Aumer, Dr.Mende, Dr. Preiß, 
Maerkl, Neuburger, Dr. Henle, Even, Dr. Bartram 
(Schleswig-Holstein), Brese, Frau Dr. Ilk, von Thad- 
den, Fassbender, Frau Strohbach, Agatz, Dr. Dres- 
bach, Gockeln, Determann, Dr. Luchtenberg, Dr. 
Bucerius, Morgenthaler. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Wir treten ein in die 

Beratungen und setzen die 

Zweite Beratung des Entwurfs eines Ge- 
setzes über die Feststellung des Bundes- 
haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1953 
{Haushaltsgesetz 1953) (Nr. 4000 der Druck- 
sachen) 

Mündlicher Bericht des Haushaltsausschusses 
(10. Ausschuß) (Nr. 4500 der Drucksachen) 


fort. Dazu Mündliche Berichte des Haushaltsaus- (C) 
Schusses (10. Axisschuß) (Nm. 4501 bis 4526 der 
Drucksachen). 

Ich rufe auf den Buchstaben k: 

Einzelplan 11 — Haushalt für den Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für Arbeit — 
(Nr. 4511 der Drucksachen). 

Zur Berichterstattung hat das Wort Herr Abge- 
ordneter Arndgen. 

Arndgen (CDU), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
Ihnen vorliegende Einzelplan 11 — Haushalt für 
den Geschäftsbereich des Bundesministers für Ar- 
beit — weist gegenüber den Ansätzen des vorher- 
gehenden Haushaltsjahrs nur einige wesentliche 
Änderungen aus. In diesem Einzelplan ist ein neues 
Kap. 1105 eingerichtet worden. Dieses neue Kapi- 
tel ist notwendig, weil dieses Hohe Haus in der 
Zwischenzeit ein Gesetz über die Errichtung eines 
Bundesarbeitsgerichtes beschlossen hat. Wenn die- 
ses Gesetz auch noch nicht im Bundesgesetzblatt 
verkündet ist, so war es doch notwendig, für die 
personellen und sachlichen Ausgaben des Bundes- 
arbeitsgerichts in den Einzelplan 11 einige Titel 
einzufügen. 

Des weiteren ist ein neues Kap. 1106 in diesen 
Haushaltsplan eingefügt worden, weil dem Hohen 
Hause der Entwurf eines Gesetzes über die Errich- 
tung eines Bundesversicherungsamtes vorliegt. Die- 
ses Gesetz ist zwar auch noch nicht von diesem 
Hause verabschiedet. Es war aber doch notwendig, 
auch für das kommende Bundes versicherungsamt 
ein Kapitel für die sächlichen und personellen Aus- 
gaben einzufügen. 

Ferner weist der Einzelplan 11 ein neues Kap. 
1107 aus, in dem die sächlichen und personellen 
Ausgaben für ein Bundessozialgericht vorgesehen 
sind. Der Entwurf des einschlägigen Gesetzes ist 
auch noch nicht verabschiedet. Der Ausschuß für 
Sozialpolitik hat ihn aber durchgearbeitet, und es 
ist damit zu rechnen, daß dieses Gesetz noch verab- 
schiedet wird, bevor der jetzige Bundestag aus- 
einandergeht. Deshalb erschien es notwendig, auch 
für dieses Bundessozialgericht Titel für die säch- 
lichen und personellen Ausgaben einzubauen. 

Dann ist im Kap. 1113 ein neuer Tit. 617 einge- 
fügt worden. Dieser Titel ist notwendig, weil durch 
ein Gesetz vom Dezember des vergangenen Jahres 
die Grundbeträge in der Rentenversicherung um 
monatlich 5, 4 und 2 DM erhöht worden sind und 
diese Erhöhung einen Jahresansatz von rund 316 
Millionen DM notwendig macht. Durch diese Än- 
derung ist der Einzelplan 11 in seiner Endziffer 
auch gegenüber dem Ansatz, der in der Drucksache 
Nr. 4000, Einzelplan 11, angegeben war, erhöht 
worden. Der Haushaltseinzelplan 11 schließt nach 
den neuen Beschlüssen mit einer Ausgabe von 
3 633 439 700 DM ab. 

Ich habe den Auftrag, Ihnen zu empfehlen, dem 
Einzelplan 11 entsprechend den Formulierungen in 
der Drucksache Nr. 4511 zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Ich eröffne die Aussprache. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Kohl. 

Kohl (Stuttgart) (KPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir haben zum Bundeshaus- 
halt für den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit eine Reihe von Änderungsanträgen ge- 
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(Kohl [Stuttgart]) 

(A) stellt, die ich kurz begründen möchte. Zuerst ver- 
langen wir die Streichung des Gehalts des Herrn 
Bundesarbeitsministers und seines Staatssekretärs. 
Wir stützen uns bei diesem Verlangen auf die in 
den letzten vier Jahren von seiten des Herrn Bun- 
desarbeitsministers betriebene Politik, seine Aus- 
arbeitung von Gesetzen — beispielsweise das Ge- 
setz über die Aufsichtsräte, das Arbeitsgerichts- 
gesetz, das Betriebsverfassungsgesetz — , Selbstver- 
waltungsgesetze, die besonders charakteristisch für 
den politischen Kurs sind, den der Herr Bundes- 
arbeitsminister in den vergangenen Jahren einge- 
schlagen hat. 

Zu Kap. 1111 Tit. 300, Arbeitslosenfürsorgeunter- 
stützung, verlangen wir eine Erhöhung der Mittel, 
und zwar dergestalt, daß eine wirklich praktische 
Hilfe für die Bezieher der Arbeitslosenfürsorge- 
unterstützungen in Erscheinung tritt. Sie haben in 
den letzten Tagen erneut darüber diskutiert, daß 
die Mittel der Arbeitslosenversicherung für das kom- 
mende Jahr in Höhe von 185 Millionen DM in 
Form von Bundesschuldverschreibungen abgegolten 
werden sollen. Wir lehnen bei dieser Position die 
Verwendung von Bundesschuldverschreibungen 
selbstverständlich ab und verlangen dafür Bar- 
zahlung. 

Wir sind weiter der Meinung, daß die alten ge- 
werkschaftlichen Forderungen berücksichtigt wer- 
den sollten, nach denen ein Mittel von 50®/o des 
zuletzt verdienten Lohnes eingesetzt werden soll. 
Ich darf daran erinnern, daß wir es waren, die be- 
reits vor langer Zeit in diesem Hause eine Er- 
höhung der Arbeitslosenunterstützungssätze und 
der Sätze der Arbeitslosenfürsorge um 30 Vo ver- 
langt haben. Wenn wir einige nackte Zahlen neh- 
men, so müssen wir feststellen, daß im Jahre 1952 

(B) 443 399 Arbeitslosenunterstützungsempfänger vor- 
handen waren, dagegen waren 713 552 Arbeitslosen- 
fürsorgeunterstützungsempfänger vorhanden, ins- 
gesamt — ich stütze mich hier auf die statistischen 
Zahlen des Bundesarbeitsministeriums — 1 156 951 
Personen. Das Mittel der Unterstützungsauszahlung 
liegt gerade bei den letzten bei 108 DM im Monat, 
und ich glaube, daß niemand bestreiten wird, daß 
mit diesem Unterstützungssatz ein halbwegs nor- 
males Leben überhaupt nicht bestritten werden 
kann. Wir sind der Auffassung, daß auch hier die 
Mittel im Etat eingesetzt werden müssen, die not- 
wendig sind, daß die Zahlungen in der Form, wie 
sich die Bundesregierung das denkt — nämlich in 
Bundesschuldverschreibungen — , zu unterbleiben 
haben und daß die Zahlungen in bar erfolgen 
müssen. 

Dasselbe trifft auf Kap. 1113 Tit. 600 bis 601 zu, 
wo es sich um die Zuschüsse für die Grundbeträge 
zur Rentenversicherung der Arbeiter handelt. 

Wir haben hier die Tatsache zu verzeichnen, daß 
ein Antrag vorlag, der eine Erhöhung der Unter- 
stützungssätze um 15, 12 und 10 DM vorsah. Dann 
wurde ein Kompromißvorschlag gemacht, der 10, 
5 und 4 DM vorsah, und herausgekommen ist dabei 
eine Erhöhung der wirklich erbärmlichen Unter- 
stützungssätze um 5, 4 und 3 DM. Auch hier tritt in 
Erscheinung, daß die Bundesregierung 555 Millio- 
nen DM, also in diesem Jahre 185 Millionen DM in 
Form von Bundesschuldverschreibungen gibt und 
damit die Rentenversicherung außerordentlich stark 
belastet. 

Wir sind der Meinung, daß nach den Erklärun- 
gen des Herrn Bundesfinanzministers auch in den 
nächsten Jahren eine Klarheit über die Etatgestal- 
tung gar nicht zu erreichen sein wird. Der Antrag, 


der von Ihnen angenommen worden ist — nämlich (C) 
die Geltung auch über dieses Jahr zu erstrecken — , 
wird in der praktischen Wirkung verpuffen, imd 
Sie werden im nächsten Jahre genau dieselben Me- 
thoden anwenden wie gegenwärtig. Idi erinnere 
daran, daß der Kongreß des Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes in Berlin die Erhöhung des Grund- 
betrags in der Rentenversicherung auf 600 DM 
verlangt hat und darüber hinaus die Erhöhung des 
Steigerungsbetrages für die Rentenversicherung 
auf 1,2 V. H. des Einkommens festlegen wollte. 

Meine Damen und Herren, Sie haben Gelegen- 
heit, in den kommenden Wochen einiges von Ihren 
Wahlversprechungen unter Beweis zu stellen. Wenn 
bereits jetzt in dem Wahlaufruf der CDU davon 
gesprochen wird, allein für Arbeitslosenfürsorge, 
Renten und Kriegsopferfürsorge würden im Jahre 
17,8 Milliarden DM ausgegeben, so entspricht das 
nicht den Tatsachen, da die Dinge wesentlich an- 
ders liegen. 

(Abg. Arndgen: Doch!) 

Wir sind der Meinung, daß auch in der Frage des 
Tit. 608 — dort trifft dasselbe zu — das Geld zum 
Ausbau einer wirklichen Hilfe für die Rentner 
und für die Körperbeschädigten sowie zu einer 
wirklichen Hilfe bei der Bekämpfung der Tuber- 
kulose verwendet werden sollte und daß man den 
Bau von Kasernen dabei selbstverständlich zu 
unterlassen hat. 

(Glocke des Präsidenten.) 

— Noch einen Satz! — Der Herr Bundesarbeits- 
minister hat in der vergangenen Zeit leider verges- 
sen, die Sanierung der Sozialversicherung im Bun- 
destag zur Diskussion zu stellen. Er wird, wenn 
diese Regierung bestehen bleiben sollte, über die 
Frage der Sanierung der Sozialversicherung und 
der Arbeitslosenversicherung auch im neuen Bun- 
destag hinweggehen. Da wir der Ansicht sind, daß 
eine solche Politik vor dem deutschen Volke nicht 
verantwortet werden kann, sind wir nicht bereit, 
diesem Etat die Zustimmung zu geben. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Preller. 

Dr. Preller (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Eine Haushaltsdebatte wäre an sich 
die Gelegenheit, um in Gesamtheit von der Politik 
des Arbeitsministers zu sprechen. Mit Rücksicht 
darauf, daß gestern die Redezeit verkürzt worden 
ist, möchte ich es mir versagen, eine Gesamtdar- 
stellung der Art zu geben, in der der Arbeitsmini- 
ster seine Sozialpolitik entwickelt hat. Ich möchte 
nur das eine betonen: wir haben in den vergange- 
nen Jahren und besonders im vergangenen Jahr 
immer wieder eine klare Linie der Politik des Ar- 
beitsministers vermißt. Wir mußten feststellen, daß 
sich der Arbeitsminister innerhalb seiner eigenen 
Regierung in sozialpolitischen Fragen nicht genügend 
durchgesetzt hat. Immer wieder mußten wir fest- 
stellen, daß er nicht stark genug gegenüber den 
Kräften war, die sonst in der Koalition und in der 
Regierung wirksam waren, sei es nun der Finanz- 
minister, sei es der Justizminister. 

Ich erinnere nur daran, daß die zwei wichtigsten 
Gesetze, die wir nach der Konstituierung des kol- 
lektiven Arbeitsrechts zu behandeln gehabt hät- 
ten, nämlich das Arbeitsgerichtsgesetz und das So- 
zialgerichtsgesetz, erst sozusagen in der letzten Mi- 
nute an diesen Bundestag gekommen sind, obwohl 
die Gelegenheit gegeben gewesen wäre, diese Ge- ^ 
setze schon früher einzubringen und damit früher 
zu verabschieden. 
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(Dr. Preller) 

(A.) Hunderttausende von Sozial- und Arbeitsgeridits- 
fällen warten auf die obergerichtliche Entscheidung. 
Wir werden erst in der nächsten Woche zur Ver- 
abschiedung des Sozialgerichtsgesetzes kommen, und 
dabei müssen wir beMagen, daß in dieses wie in 
das Arbeitsgerichtsgesetz eine rückschrittliche Auf- 
fassung Eintritt gewonnen hat, die Auffassung näm- 
lich, daß nicht die Gewerkschaften allein die be- 
rufenen Vertreter der Arbeitnehmer sind, 

(Zuruf von der Mitte: Das ist doch kein 
Rückschritt!) 

sondern daß auch andere Gruppen, die man hier 
„Vereinigungen von Arbeitnehmern“ nennt, die 
Vertretungsbefugnis haben sollen, ähnlich wie das 
im Selbstverwaltungsgesetz der Sozialversicherung 
der Fall ist. 

Neben diesen Gesetzen sind in den vergangenen 
Jahren einige Gesetze auf die Initiative des Bun- 
desarbeitsministeriums zurückzuführen. Ich nenne 
das Versorgungsgesetz, das Schwerbeschädigtenge- 
setz. Aber auch hier mußte die Opposition wesent- 
lich mitarbeiten, um diesen Gesetzen eine einiger- 
maßen brauchbare Gestalt zu geben. Andere Gre- 
setze jedoch wie das Mutterschutzgesetz und das 
Gesetz über Mindestarbeitsbedingungen sind allein 
auf die Initiative der Sozialdemokratie zurückzu- 
führen. 

(Zurufe von der Mitte und rechts: Au, au! — 
Beifall bei der SPD.) 

Die Initiativgesetze dazu mußten von der Sozial- 
demokratie eingebracht werden, weil der Bundes- 
arbeitsminister dies nicht getan hat. Wir vermissen 
zum Mutterschutzgesetz heute noch die Ausfüh- 
rungsbestimmungen, obwohl der Herr Bundesar- 
beitsminister im Oktober oder November vorigen 
Jahres zugesagt hat, daß diese Ausführungsbestim- 
mungen binnen vier oder sechs Wochen ergehen 
würden. Ich erinnere an das Schicksal der Kinder- 
beihilfen — wir werden ja wahrscheinlich noch im 
Laufe des heutigen Tages darüber zu sprechen 
haben — : auch hier zunächst eine Initiative von 
uns und nun dieses Versagen der Koalition, die, 
wie im Ausschuß gesagt wurde, auf Verlangen von 
Wirtschaftskreisen an der weiteren Erörterung der 
Kinderbeihilfen in der vorliegenden Form nicht 
mehr teilnehmen zu können glaubt. 

Besonders deutlich haben wir aber die Schwäche 
des Bundesarbeitsministers auf dem Gebiet der 
sozialen Sicherung erkennen müssen. Ich erinnere 
daran, daß die Frage der Rentenerhöhung ein Jahr 
lang von der Sozialdemokratie immer und immer 
wieder vorgebracht werden mußte, ehe sie über die 
Bühne ging. Ich erinnere daran, daß die Erhöhung 
des Grundbetrags auf der Initiative der Sozialdemo- 
kratie beruht, daß die Erhöhung der Versicherungs- 
pflichtgrenze ebenfalls auf einen Antrag von uns 
zurückgeht. Noch nicht erledigt — wir wissen nicht, 
wie die Dinge in der nächsten Woche sein werden 
— ist die Vorlage über die Erhöhung der Steige- 
rungsbeträge in der Angestelltenversicherung und 
über die Erhöhung der Grundbeträge in der Inva- 
lidenversicherung. Ferner werden wir in der näch- 
sten Woche, auch hier wieder auf Veranlassung und 
Initiative der Sozialdemokratie, auf dem Gebiet 
der Arbeitslosenunterstützung endlich eine Verbes- 
serung bekommen; hier scheinen wir eine Einigung 
gefunden zu haben. 

Ich erwähne das nicht allein deshalb, um heraus- 
zuarbeiten, daß die Sozialdemokratie immer und 
immer wieder die Initiative ergreifen mußte, son- 
dern vor allen Dingen deswegen, weil wir ver- 


mißt haben, daß der zuständige Minister im Bun- 
deskabinett, nämlich der Arbeitsminister, von sich 
aus eine klare Linie der Sozialpolitik gezeigt hätte. 
Das wäre nämlich seine Aufgabe gewesen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Der Herr Arbeitsminister hat neulich im „Bulle- 
tin“ darauf hingewiesen, bei einem früher noch 
geringen Sozialprodukt sei nicht die Möglichkeit ge- 
geben gewesen, eine systematische Planung durch- 
zuführen. Herr Arbeitsminister, diese Darlegung 
ist nicht richtig. Denn Sie hatten im vorigen Jahre 
die Gelegenheit, auf unseren Boden zu treten, als 
wir von der Sozialdemokratie den Antrag stellten, 
jene soziale Studienkommission einzusetzen, 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Der Herr Bundesarbeitsminister hat es nicht getan; 
die Regierungskoalition ebensowenig. Sie hat damit 
kundgetan — und das ist auch in der Debatte zum 
Ausdruck gekommen ' — , daß sie nicht den Willen 
zu einem grundlegenden systematischen Aufbau 
der sozialen Sicherung hat. Damals ist nur dieser 
Beirat gefordert worden. Ein Jahr hat der Bundes- 
arbeitsminister gebraucht, ehe er den Beirat über- 
haupt einberufen hat. 

(Abg. Frau Döhring: Hört! Hört!) 

Wir haben hier über diese Dinge gesprochen. Der 
Bundesarbeitsminister hat versucht, die Schuld für 
diese Verzögerung der Sozialdemokratie in die 
Schuhe zu schieben. Wir konnten ihm nachweisen, 
daß wir ihm im vorigen Mai die Möglichkeit ge- 
boten hatten, diesen Ausschuß einzuberufen. Es 
lag an ihm, daß er unsere Anfrage nicht beant- 
wortet hat. Er hat ein Jahr lang die Errichtung 
dieses Beirats verzögert. Unterdessen ist dieser 
Beirat ganze drei Mal zusammengetreten. Und 
wenn ich richtig unterrichtet bin, war es immer 
schwierig, die erforderlichen Materialien aus dem 
Bundesarbeitsministerium zu erlangen. 

Damit hat der Deutsche Bundestag und hat der 
Bundesarbeitsminister eine einmalige Gelegenheit 
versäumt, etwas zu tun, was in anderen demokrati- 
schen Ländern Übung ist, nämlich eine unabhängige 
Sachverständigenkommission außerhalb des Parla- 
ments mit Fragen zu befassen, an denen uns allen 
gelegen sein müßte. Ich weiß, daß selbst innerhalb 
der Regierungskoalition heute Bedenken darüber 
bestehen, ob der damalige Beschluß der Regierungs- 
mehrheit, der vom Bundesarbeitsminister mitge- 
tragen worden ist, richtig war, oder ob nicht damals 
eine außerordentliche Torheit begangen worden ist. 

Ich erinnere daran, daß auch bei der Bundesan- 
stalt nicht etwa der Bundesarbeitsminister die Füh- 
rung übernommen hat, um dort eine echte Selbst- 
verwaltung einzuführen. Wir mußten auch in die- 
ser Frage mit seiner Koalition und mit ihm selbst 
kämpfen. 

In ähnlicher Weise ist auch das Gesetz über die 
Selbstverwaltung in der Sozialversicherung nicht 
in der Form ergangen, die einer klaren und echten 
Selbstverwaltung entsprechen würde. 

(Abg. Winkelheide: Die Selbstverwaltung 
wäre schon echt, wenn wir sie durch Wahlen 
echt gemacht hätten!) 

— Herr Winkelheide, Sie haben dadurch, daß Sie 
die Arbeitnehmervereinigungen eingefügt haben, 
gerade verhindert, daß die Gewerkschaften als die 
berufenen Vertreter — so wie in der Weimarer 
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Republik — in erster Linie diese Selbstverwaltungs- 
körper mit aufbauen helfen konnten. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Winkelheide: 

Es darf kein Monopol geben! — Zuruf rechts: 

Wir wollen kein Monopol!) 

Das Versagen des Bundesarbeitsministers haben 
wir aber vor allen Dingen im letzten Vierteljahr 
zu spüren bekommen, als es darum ging, die Finanz- 
hoheit in den Selbstverwaltungsträgern zu wahren. 
Wir haben gestern darüber gesprochen. Offensicht- 
lich hatte der Bundesarbeitsminister der Regie- 
rungsvorlage zugestimmt, die der Invaliden- und 
Angestelltenversicherung auf drei Jahre über iVi 
Milliarden DM entziehen wollte; 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

offenbar hatte er im Kabinett auch der anderen 
Vorlage zugestimmt, die der Bundesanstalt etwa 
172 Milliarde DM an Geldern entziehen wollte, die 
der Arbeitsbeschaffung und der Schaffung von 
dauernden Arbeitsplätzen auf diese Weise nicht 
zugute kommen konnten. 

(Abg. Frau Döhring: Hört! Hört!) 

Nun ist es zweifellos nicht das Verdienst des Ar- 
beitsministers, daß die Dinge wenigstens so ge- 
laufen sind, daß diese Summen nur für ein Jahr 
entzogen werden. Es wäre aber die Aufgabe des 
Arbeitsministers gewesen, sich gegenüber dem Fi- 
nanzminister stark zu machen. 

Wir haben, um Ihnen die Möglichkeit zu geben, 
diese Dinge zu reparieren, bei Gelegenheit dieses 
Haushalts noch einmal den Antrag eingebracht, daß 
in dem Kapitel über die Zuschüsse zur Sozialver- 
sicherung die entsprechenden Summen voll einge- 
setzt, also, da Hergabe von Schuldbuchforderungen 
nicht in Frage kommt, die Erläuterungsspalte ent- 
sprechend gestrichen wird und der Bundesanstalt 
die Mittel für die Arbeitsbeschaffung wieder zuge- 
führt, d. h. die 185 Millionen DM vom Bund an 
die Bundesanstalt geleistet werden. 

Ich bitte nur noch, in unserem Antrag Umdruck 
Nr. 1005 in a) „Kap. 1111“ vor „Tit. 300 . . und 
in b) „Kap. 1113“ vor „Tit. 611 . . .“ einzusetzen. 

Meine Damen und Herren, das Verhältnis zum 
Bundesfinanzminister ist, glaube ich, ein offensicht- 
licher Beweis dafür, wie schwach der Arbeitsmini- 
ster ihm gegenüber gewesen ist. Wir haben erleben 
müssen, daß der Bundesfinanzminister immer und 
immer wieder Verlautbarungen über den soge- 
nannten sozialen Haushalt herausgebracht hat, in 
denen er den Beweis zu führen versuchte, daß die 
deutschen Sozialleistungen eine Obergrenze erreicht 
hätten, über die man nicht hinausgehen könnte. 
Ich erinnere daran, daß der Bundesfinanzminister 
vor anderthalb Jahren ohne Widerspruch des Bun- 
desarbeitsministers einen sogenannten Sozialstopp 
verkünden konnte. Wir freuen uns, daß heute da- 
von nicht mehr die Rede ist; aber das ist wiederum 
nicht das Verdienst der Bundesarbeitsministers. 

Bei dieser Gelegenheit müssen wir an den Bun- 
desfinanzminister die Bitte richten, doch auch dafür 
zu sorgen, daß seine Veröffentlichungen über den 
sozialen Haushalt einigermaßen den Tatsachen ent- 
sprechen. Sein Referent hat behauptet, für soziale 
Leistungen würden 19 Milliarden DM ausgegeben. 
Der Bundesfinanzminister hat im letzten Bulletin 
seinen eigenen Referenten berichtigen müssen: Es 
werden 17 Milliarden DM dafür ausgegeben. Mei- 
nes Erachtens liegen die Summen noch etwas nied- 
riger. Wir bitten ihn, in Zukunft alle Veröffent- 
lichungen über den sozialen Haushalt in klarer 


Trennung der Leistungen, die auf der einen Seite (C) 
für die Versicherung, sei es die Sozialversicherung, 
sei es die Arbeitslosenversicherung, auf der ande- 
ren Seite für die Kriegsfolgenhilfe gemacht werden, 
vorzunehmen. Herr Bundesfinanzminister, in eini- 
gen, leider aber nicht in allen Veröffentlichungen 
haben Sie die Trennung durchgeführt. Ich richte 
hiermit die Bitte an Sie, dies zum Zwecke der Klar- 
stellung ständig zu tun, weil nur auf diese Weise 
ein Vergleich mit den früheren Leistungen möglich 
ist. Darauf ist auch die Differenz, die wir gestern 
mit dem Bundesarbeitsminister auszufechten hat- 
ten, zurückzuführen. Sie betraf die Frage, welchen 
Anteil die Bundesleistungen an den Sozialleistun- 
gen insgesamt ausmachten. 

Ich muß den Herrn Bundesarbeitsminister dar- 
auf aufmerksam machen, daß er sich gestern im 
Irrtum über die Arbeitslosenzahlen des Jahres 1929 
befand. In den Wintermonaten des Jahres 1929 lag 
die Arbeitslosenzahl bei 2 und bei 1,9 Millionen, 
also ähnlich wie in diesem Jahr. In den Sommer- 
monaten war sie aber niedriger als in diesem Jahr; 
sie lag nämlich bei 900 000. Das bedeutet, daß der 
höhere Sozialaufwand des Jahres 1929 bei einer 
etwa gleichen Arbeitslosenzahl wie heute erfolgte. 

Die Behauptung meines Kollegen Schellenberg 
stimmt also, daß der Anteil des Reichs an den sozia- 
len Leistungen im Jahre 1929 hoher lag als der 
des Bundes im Jahre 1953. 

Von diesem Verhältnis zum Bundesfinanzmini- 
ster habe ich deshalb gesprochen, weil ich den Bun- 
desarbeitsminister daran erinnern wollte, daß er 
in der Deutschen Bundesrepublik der Treuhänder 
der deutschen Sozialpolitik ist. Er muß diese Treu- 
händerschaft auch gegenüber dem Bundesfinanz- 
minister und gegenüber dem Bundesjustizminister 
pusüben. Wenn also der Flug dieses Vogels Storch .p. 
nicht schon irgendwie der Dämmerung entgegen- 
ginge, dann würden wir sagen: „Anton, werde 
hart!“ 

(Heiterkeit. — Zurufe von der Mitte: Oh, oh! — 
Schön! — Weitere Zurufe.) 

Nun darf ich nicht verhehlen, daß wir in der 
Fraktion es uns nicht ganz leicht gemacht haben, 
(Abg. Dr. Wuermeling: Na, na!) 

welche Stellung wir zu diesem Haushalt einnehmen 
sollen. Es ist uns nicht ganz leicht gefallen, den 
Entschluß zu fassen, daß wir uns bei diesem Haus- 
halt der Stimme enthalten wollen. Wir tun das — 
und das möchte ich hier in aller Öffentlichkeit und 
Deutlichkeit sagen — allein deswegen, weil in die- 
sem Etat gleichzeitig die Leistungen für die Renten 
und Unterstützungen enthalten sind und weil für 
die Sozialdemokratie die Frage dieser Renten und 
Unterstützungen höher steht als die unzulängliche 
Politik eines Bundesarbeitsministers, der in seinen 
Leistungen nach unseren Gefühlen nicht das voll- 
bracht hat, was ein Treuhänder der deutschen So- 
zialpolitik in diesen vier Jahren zu leisten ge- 
habt hätte. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der Mitte: 

Das wissen Sie genau! — Billig, Herr Pro- 
fessor!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Herr Bundesarbeitsminister. 

(Abg. Kunze: „Anton, werde hart!“ — 

Abg. Dr. Wuermeling: Hat er nicht nötig!) 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich habe eben ge- 
hört, daß ich in dem Ministerium in den letzten 
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(Bundesarbeitsminister Storch) 

(A) Jahren und vor allen Dingen im letzten Jahre keine 
klare Linie gehalten hätte, und es ist mir gesagt 
worden, daß viel Unzulängliches getan worden sei. 
Ich habe mich mit sehr vielen sozialpolitisch gut 
orientierten Menschen über die Entwicklung gerade 
unserer Sozialversicherungsträger unterhalten. Das 
geht draußen, außerhalb des Parlaments, meistens 
etwas besser als hier von der Tribüne des Bundes- 
tages. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Vor allem sachlicher!) 

Im allgemeinen wird dann anerkannt, daß wir in 
dieser Zeit unseren Sozialversicherungsträgern wie- 
der einen finanziellen Boden gegeben haben, den 
wir vor fünf Jahren selbst nicht für möglich ge- 
halten haben. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Es ist mir gesagt worden, ich sei im Kabinett sehr 
schwach und sei vor allen Dingen dem Kollegen 
Schäffer weit unterlegen. Ich darf Ihnen sagen, daß 
ich bei der Arbeit, die wir im Kabinett als Vor- 
bereitung der Parlamentsarbeit geleistet haben, 
manche Erfolge nur deshalb erringen konnte, weil 
eben ein gutes persönliches Verhältnis zwischen 
dem Herrn Finanzminister und dem Arbeitsmini- 
ster besteht 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

und er — also der Finanzminister — bei unseren 
Anträgen bis an die äußerste Grenze dessen gegan- 
gen ist, was er in seinem Ressort überhaupt ver- 
antworten konnte. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

So leicht ist nämlich die Angelegenheit nicht, daß 
man bei Verhandlungen über weitere Belastungen, 
beispielsweise beim Rentenzulagengesetz mit einer 

(B) Anforderung von über 900 Millionen, von einem 
Finanzminister ohne weiteres gesagt bekäme: Hier 
hast du das Geld dafür. 

(Abg. Hilbert: Ich freue mich, daß es so ist!) 

Und es hat in Wirklichkeit ungeheurer Anstren- 
gungen bedurft, um diese Gelder mobilzumachen. 
Darüber hinaus haben wir doch im Dezember ver- 
gangenen Jahres die Erhöhung der Grundrenten 
für alle Sozialversicherungsträger, soweit sie Ren- 
tenversicherungsträger sind, durchgeführt, und 
wiederum mußte der Finanzminister einen Betrag 
von 316 Millionen DM nicht als einmalige Leistung, 
sondern für die ganze Zukunft übernehmen. 

Sie haben in der vergangenen Woche ein äußerst 
wichtiges Gesetz, das Gesetz über die Fremdren- 
ten, beschlossen. Auch hier muß der Finanzminister 
einen Betrag von 290 Millionen DM übernehmen, 
der bis jetzt von den Versicherungs trägem ohne 
Gegenleistung aufgebracht werden mußte. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Das sind doch keine Dinge, die man so aus dem 
Ärmel schütteln kann. 

Dann wird mir gesagt: Ja, wir haben die und 
die Anträge gestellt! Das ist völlig richtig. Aber 
Anträge stellen und sie nachher in die Wirklichkeit 
Umsetzen, das ist ein großer Unterschied. 

(Lebhafte Zustimmung bei den 
Regierungsparteien.) 

Denn zur Verwirklichung der Anträge gehört nun 
einmal auch die Finanzierung, und das ist meistens 
etwas schwerer. Das ist nicht allein heute so, son- 
dern das war schon früher im alten Reichstag so. 

' Wir haben auch dort erlebt, daß — ganz gewiß aus 
gutem Wollen heraus — Anträge gestellt wurden, 


von denen man dann im Parlament wieder zurück- (Q 
treten mußte, eben weil ihre Finanzierung nicht 
möglich war. 

Nun hat Herr Professor Preller gemeint, eigent- 
lich hätte man von mir verlangen müssen, der 
Treuhänder der Sozialversicherung zu sein. Dazu 
darf ich ihm in aller Offenheit sagen, daß ich mich 
in Wirklichkeit als der Treuhänder der Sozialver- 
sicherung, d. h. als Treuhänder der Menschen ge- 
fühlt habe, denen die Sozialversicherung für die 
Wechselfälle des Lebens die Lebensgrundlagen 
sichern soll. 

(Abg. Frau Kipp^Kaule: Und die Zwangs- 
anleihe?) 

Deshalb habe ich mich auch dagegen gewehrt, daß 
man aus der Sozialversicherung etwas ganz ande- 
res machte, nämlich eine Versorgungsanstalt des 
Staates. Ich bin persönlich der Meinung, daß man 
bei einer Versicherung immer von dem Gedanken 
ausgehen muß, daß Beitragszahlung und Leistung 
aus der Sozialversicherung in einem gesunden Ver- 
hältnis zueinander zu stehen haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich habe diesen Standpunkt immer vertreten und 
werde ihn auch vertreten, gleichgültig, ob ich Mini- 
ster, Abgeordneter dieses Hauses oder einfacher 
Staatsbürger bin. Wir müssen alles daran setzen, 
auch durch die heutige Zeit hindurch unsere Sozial- 
versicherung zu retten, die in der Zeit ihres Be- 
stehens segensreiche Arbeit geleistet hat. Ich bin 
nicht dafür, daß man über eine Volksversorgung 
demjenigen, der die Beiträge aufgebracht hat, nach- 
her, in fünf oder zehn Jahren, auf erlegt, zu be- 
weisen, daß er diese Leistungen nötig hat; 

(Sehr gut! in der Mitte und rechts) 

vielmehr soll er den Rechtsanspruch behalten, einen 
Rechtsanspruch, für den er letzten Endes ja die 
Beiträge gezahlt hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Was die Selbstverwaltung in der Sozialversiche- 
rung betrifft, so kann mir doch gewiß nicht der 
Vorwurf gemacht werden, ich sei nicht für sie ein- 
getreten. Die entsprechenden Gesetze sind schon 
vor sehr langer Zeit vorgelegt worden, und im Aus- 
schuß sind sie sehr lange beräten worden; 

(Sehr richtig! rechts) 

ich will auf dieses Trauerspiel nicht eingehen. 

Weiter wird mir vorgeworfen, daß auch in der 
Frage der Kinderbeihilfen nicht das Notwendige 
getan worden sei. Es handelt sich hier doch um An- 
träge der Parteien, und es ist doch eine Tatsache, 
daß die Beamten meines Hauses dem hierfür ein- 
gesetzten Ausschuß jede Hilfe gewährt haben, die 
die Regierungsvertreter überhaupt nur leisten 
können. 

Es kommt hier darauf an, daß man sich zu einer 
sehr einfachen, aber wirksamen Lösung dieser 
Frage entschließt. 

(Abg. Winkelheide: Sehr richtig!) 

Ich habe durch meine Beamten immer wieder sagen 
lassen: Es kommt nicht darauf an, daß man für die- 
sen Zweck eine neue große Bundesanstalt aufbaut 

(Abg. Winkelheide: Sehr gut!) 

mit einem Verwaltungsapparat, der allein 10®/o der 
vereinnahmten Gelder verbraucht, 

(Abg. Dr. Preller: Ist gar nicht wahr!) 
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(A) sondern es kommt darauf an, daß man aus der 
Wirtschaft heraus in der einfachen Anlehnung an 
unsere Berufsgenossenschaften ohne große Geld- 
ausgaben einen Betrag zur Verfügung stellt, der 
dann von einer Dachorganisation an die Leute wei- 
tergegeben wird, die durch ihren Kinderreichtum 
in wirtschaftliche Bedrängnis kommen. Das ist von 
mir immer wieder dem Ausschuß nahegelegt wor- 
den. Ich habe unter der Hand diesbezügliche Ver- 
handlungen geführt, um die Durchführung der 
Dinge zu erleichtern und gewissen Strömungen 
entgegenzuarbeiten, die gegen eine derartige Lö- 
sung waren. Es ist so, daß nicht nur die Arbeit- 
geber Vorstöße gegen diese Lösung gemacht haben, 
sondern auch diejenigen, die heute durch tarifver- 
tragliche Regelungen bereits die Kinderzulagen 
haben. Soweit sie in einem besonders günstigen 
Verhältnis stehen, wollen sie nicht in eine Gesamt- 
last hinein. Wenn man beispielsweise im Bergbau, 
der heute das große Glück hat, sehr viel junge 
Menschen zu beschäftigen, die weniger kinderreich 
sind, bei einer Leistung von 30 DM vom dritten 
Kind an nur 0,35 o/o für die Aufbringung dieser 
Mittel notwendig hat, und wenn man in der chemi- 
schen Industrie für ähnliche Leistungen nur 0,4 o/o 
benötigt, dann ist ganz klar, daß sich die dort Ge- 
sicherten sagen: „Was gehen uns die anderen an; 
laßt jeden für sich selber sorgen.“ Ich habe da 
einen ganz anderen Standpunkt vertreten. Ich habe 
die Leute vom Bergbau gefragt: „Wieviel Prozent 
eurer neuen Arbeitnehmer bekommt ihr denn aus 
Bergarbeiterfamilien?“ Dieser Prozentsatz ist noch 
nicht 20 o/o! Wenn man von Kinderbeihilfen spricht, 
denkt man doch bei diesen Kindern an die zukünf- 
tigen Arbeitnehmer in unserem Wirtschaftsleben; 
und wenn ein Wirtschaftszweig mehr Arbeitneh- 
mer braucht, als aus dem eigenen Stand heraus- 
wachsen, dann soll die Wirtschaft meines Erachtens 
^ auch verpflichtet sein, den kinderreichen Familien 
zu helfen. Ich wäre damit einverstanden gewesen, 
wenn man diese Regelung getroffen und ihr den 
Namen „Kinderbeihilfe der deutschen Wirtschaft“ 
gegeben hätte. Hier spreche ich nicht nur von den 
Arbeitgebern, denn meiner Meinung nach gehört 
zur Wirtschaft der Arbeitnehmer genau so wie 
der Arbeitgeber. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
lasse mich gern kritisieren, weil ich weiß, daß nach 
einer derartigen Zeit, wie sie hinter uns liegt, kein 
Minister die Anforderungen, die an ihn gestellt 
werden, voll erfüllen kann. Wir haben die Not- 
wendigkeit gehabt, erst neue Grundlagen zu er- 
arbeiten, und ich glaube, wir können uns sehen 
lassen — auch Sie in diesem Hohen Hause — mit 
den Leistungen, die wir auf dem sozialen Sektor 
dadurch, daß wir auf ein vergrößertes Wirtschafts- 
produkt zurückgreifen konnten, in Wirklichkeit er- 
zielt haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Arndgen. 

Arndgen (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Auf die Ausführungen des Herrn 
Kollegen Kohl beabsichtige ich nicht einzu- 
gehen; denn es hat sich doch schon herumgespro- 
chen — das müßte man auch bei der Gruppe der 
KPD wissen — , daß dieses Haus auf Ausführungen 
von der Seite wenig Wert legt. 

(Abg. Hilbert: Gar keinen!) 


Aber soweit der Herr Kollege Preller ausgeführt 
hat, der Herr Arbeitsminister habe sich im Kabi- 
nett nicht genügend durchsetzen können und die 
ihm zugeordnete soziale Arbeit nicht in einer Weise 
geleistet, die uns zufrieden stellen kann, ist darauf 
doch mit einigen Worten einzugehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
habe hier eine Aufstellung all der Gesetze vor mir 
liegen, die im Verlauf der jetzigen Legislaturperi- 
ode von diesem Hause verabschiedet worden sind, 
und kann Ihnen mitteilen, daß wir in den hinter 
uns liegenden Jahren 61 Sozialgesetze verabschie- 
det haben, 

(Abg. Dr. Schellenberg: Die Zahl macht es nicht, 
der Inhalt!) 

und zwar Sozialgesetze, die das Arbeitsrecht und 
das Sozialrecht sehr stark und gründlich verbessert 
haben. 

(Abg. Gengier (zur SPD): Besser als Ihre in 
Berlin! — Gegenruf des Abg. Dr. Schellen- 
berg: Sind Sie mal in Berlin gewesen? — 
Weitere Zurufe. — Glocke des Präsidenten.) 

Von diesen 61 Gesetzen sind 41 auf Initiative des 
Bundesarbeitsministeriums 

(Abg. Winkelheide: Das weiß Herr Professor 
Preller nicht!) 

und 20 auf Initiative dieses Hauses erarbeitet wor- 
den. Wenn Herr Kollege Preller davon sprach, daß 
die SPD-Fraktion für eine ganze Reihe von Ge- 
setzen initiativ gewesen ist oder sie angeregt hat, 
dann mag das insoweit stimmen, als, sobald die 
SPD-Fraktion davon erfuhr, daß im Bundesarbeits- 
ministerium etwas in Vorbereitung war, sie schnell 
mit einem Initiativantrag an dieses Haus herantrat. 
(Beifall bei der CDU. — Abg. Dr. Wuerme- 
ling: Endlicii entlarvt! — Abg. Renner: Das 
haben Sie wohl aus einer Wahlrede vorge- ^ ^ 
lesen! — Zuruf von der SPD: Sehr primitiv!) 

— Wenn in diesem Hause Wahlreden gehalten 
werden, 

(Abg. Winkelheide: Dann werden sie von 
links gehalten!) 

dann — das hat die Erfahrung der letzten Wo- 
chen gezeigt — von Ihnen auf der linken Seite. 
(Abg. Schoettle: Es sind immer die anderen!) 

Meine Verehrten, es ist ja sehr leicht, Anträge 
zu stellen, wenn man denkt: die andere Seite wird 
schon darauf sehen, daß diese Anträge finanziell 
untermauert werden. Bei all den Anträgen, die Sie 
gestellt haben, meine sehr Verehrten von der Linken, 
haben Sie auch nicht in einem einzigen Falle einen 
Deckungsvorschlag gemacht, sondern es immer uns 
überlassen, dafür zu sorgen, daß auch die notwen- 
digen finanziellen Mittel zur Verfügung gestellt 
werden. 

(Abg. Dr. Wuermeling (nach links): Inflation 
wollen Sie machen! — Lebhafte Protestrufe 
von der SPD. — Abg. Pohle: Aber Herr 
Wuermeling, am frühen Morgen schon?! — 

Abg. Schoettle: Dummes Geschwätz ist das! 

— Unruhe. — Glocke des Präsidenten.) 

Die Beurteilung der Sozialpolitik, die unter Füh- 
rung des Bundesarbeitsministers in den letzten vier 
Jahren von uns verfolgt worden ist, können wir 
in Ruhe der Bevölkerung überlassen. 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 

Die Ergebnisse der Sozialwahlen, die Sie zum Teil 
zu verhindern versucht haben, 

(Abg. Winkelheide: Sehr gut! — Abg. Dr. 

Preller: Wieso? Wer hat sie verhindert?) 
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(A) haben gezeigt, daß die Sozialpolitik, wie sie von uns 
geführt wurde, nicht nur verstanden, sondern auch 
gebilligt worden ist. 

(Zuruf von der SPD: Wann denn?) 

Wenn nun Herr Kollege Preller darauf verwie- 
sen hat, daß manches versäumt worden sei, dann 
muß ich demgegenüber darauf aufmerksam machen, 
daß 10 oder 12 Gesetze, die uns vom Bundesarbeits- 
ministerium zugeleitet worden sind, vom Hause 
noch nicht haben verabschiedet werden können. 

(Abg. Dr, Schellenberg: Weil Sie das sabotiert 

haben, z. B. die Kinderbeihilfen! — Abg. Dr. 

Wuermeling: Machen Sie doch wenigstens 
gute Witze!) 

— Herr Kollege Schellenberg, wenn von Sabotage 
geredet werden soll, könnte man dazu manches 
Wort sagen; aber ich möchte mich hier nicht auf 
diese Ebene begeben. — Bei 12 Gesetzen, die dem 
Hause heute noch vorliegen — und daher ist der 
Vorwurf, der dem Herrn Bundesarbeitsminister ge- 
macht worden ist, um so unverständlicher — , ist es 
nicht möglich gewesen, sie von diesem Hause ver- 
abschieden zu lassen. Ich will die Gründe nicht 
untersuchen. 

(Zuruf von der SPD: Das ist auch besser!) 

Es hat an der Zeit gelegen. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Wer hat denn die 
Mehrheit?) 

Der Zeitmangel besteht nicht nur bei uns in diesem 
Hause, sondern der gleiche Zeitmangel hat sich auch 
bei den Arbeiten in den Ministerien gezeigt. Ich 
habe von dieser Stelle aus schon mehrfach darauf 
hingewiesen, daß die Herren im Arbeitsministe- 
rium immer und immer wieder Überstunden bis 
tief in die Nacht hinein gemacht und damit die 
Voraussetzungen geschaffen haben, daß wir die 
Gesetze verabschieden konnten. Aber ich weiß nicht, 
meine Herren von der SPD, ob Sie die Herren, 
die in den letzten Wochen immer und immer wie- 
der die Angriffe gegen die Ministerien und ins- 
besondere gegen den Herrn Arbeitsminister ge- 
startet haben, beauftragt haben, uns vorzudemon- 
strieren, wie Sie Ihre Herren, wenn sie einmal die 
Ministerbank zieren sollten, behandelt sehen wol- 
len. Ich weiß nicht, ob das die Absicht ist, 

(Zuruf von der SPD: Das werden Sie bald 
erleben! — Heiterkeit links) 

wenn uns wieder Angriffe vorgetragen werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
bin der Meinung, daß wir dem Herrn Bundes- 
arbeitsminister und seinen Mitarbeitern für die 
Arbeiten, die sie geleistet haben, um uns in der 
gesetzgebenden Arbeit zu unterstützen, nur dank- 
bar sein können. 

(Beifall bei der CDU.) 

Nun noch ein Wort zu dem Antrag, den Herr 
Kollege Preller gestellt hat. Er hat in dem Um- 
druck verlangt, daß in dem genannten Kapitel die 
Zahlen umgestellt werden. Wenn wir diesem An- 
trag zustimmten, würde das bedeuten, daß einmal 
das Überleitungsgesetz, das wir vor einigen Wochen 
beschlossen haben, und daß zweitens das Renten- 
deckungsgesetz, das gestern in namentlicher Ab- 
stimmung mit überwältigender Mehrheit angenom- 
men worden ist, wieder rückgängig gemacht wür- 
den. Ich bitte daher im Namen der Regierungskoa- 
lition das Hohe Haus, dem Antrag nicht zuzu- 
stimmen. 

(Beifall bei der CDU.) 


Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr (C) 
Abgeordneter Renner. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Arbeitsminister hat uns 
heute erzählt, daß er ein gutes persönliches Ver- 
hältnis zum Herrn Finanzminister hat. 

(Abg. Winkelheide: Das stimmt!) 

Ich bin der Meinung: das verschärft den Fall noch. 

(Heiterkeit.) 

Bisher hat er sich nämlich gelegentlich öffentlich 
damit entschuldigt, daß er sich nur mit großen 
Schwierigkeiten gegen den Herrn Finanzminister 
durchzusetzen in der Lage sei. Also dies Argument 
scheint nicht mehr zu stimmen; er hat es heute 
selbst aus der Welt geschafft. Wir machen ihn daher 
für die Politik, die in diesem Ministerium getrieben 
worden ist, verantwortlich. 

Dann hat der Herr Arbeitsminister einige Fakten 
erwähnt. Er hat von der Erhöhung der Grundren- 
ten gesprochen — damit meint er die 5 bzw. 4 bzw. 

2 DM — , und er hat weiter von der Mehrbelastung 
gesprochen, die dadurch in Höhe von einigen 350 
Millionen DM entstanden ist. Der Herr Minister 
dürfte wissen, daß diese Erhöhung zum größten 
Teil durch den Wegfall der Subventionen für das 
Konsumbrot wegeskamotiert, kompensiert worden 
ist. Dies braucht er allerdings nicht zu wissen; aber 
das weiß sein großer Bruder Schäffer. 

(Heiterkeit.) 

Ich stelle also die Tatsache fest, daß die minimale 
Rentenerhöhung durch den Wegfall der Subven- 
tionen für das Konsumbrot mehr als weggenommen 
worden ist. Wir sind es nicht allein, die sagen, daß 
der schäbige Ersatz in Form der „Brotbeihilfe“ pj 
nicht ausreichend ist, und wir haben ja vor kurzem 
noch erfahren, daß die Bundesregierung sich sogar 
weigert, den Ländern bzw. den Gemeinden gegen- 
über die Garantie für diese Brotbeihilfe zu über- 
nehmen. 

Nun, er hat sich heute als „Treuhänder“ der Ver- 
sicherungsträger und der Versicherten hingestellt. 

Ich frage ihn, warum hat er diese Tätigkeit, diese 
Funktion eines echten Treuhänders gestern nicht 
durchgesetzt, als Sie die Zwangsanleihe in Höhe 
von 555 Millionen DM durchgebracht haben? 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

War das die Eigenschaft eines Treuhänders, oder 
war das die Tat eines Mannes, der bereit ist, um 
der Kriegsvorbereitungspolitik willen die Versiche- 
rungsträger zu schwächen? 

(Zuruf von der Mitte: Die alte Leier!) 

So liegen die Dinge. 

Nun noch ein letzter Gedanke. Das ist das zweite 
Mal, daß wir erleben, daß der Herr Arbeitsminister, 
durchaus im Sinne der Grundkonzeption unserer 
geschätzten Frau Kollegin Kalinke, sich hinstellt 
und dem absoluten Versicherungsprinzip in der 
Sozialversicherung das Wort redet. Er hat heute 
gesagt, Beitragszahlung und Leistung müßten in 
einem gesunden Verhältnis stehen. Ich frage ihn, 
warum hat er nicht dafür gesorgt, daß die Milliar- 
den-Beträge, die über 40 Milliarden, die in zwei 
Kriegen den Sozialversicherungsträgern gestohlen 
worden sind, aufgewertet wurden? Warum hat er 
das nicht getan? Das geht aus einem Artikel „Wahl- 
schatten“ eines Adenauer-Blattes hervor. Den letzten 
Satz zitiere ich wörtlich, dann habe ich das Not- 
wendige klargemacht: Dort heißt es: „Man hat also 
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(A) auf der ganzen Linie“ — überschrieben ist der 
Artikel mit „Wahlschatten“; es handelt sich also um 
eine Diskussion um die Wahl, um Wahlpropa- 
ganda — 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Herr Abgeordneter, 
Ihre Redezeit ist um! 

Renner (KPD): Nur einen Satz. 

Man hat also auf der ganzen Linie die Ren- 
tenhöhe weit über das vertretbare Maß ver- 
bessert durch allgemeine Rentenerhöhungen, 
die nicht durch entsprechende Beitragszah- 
lungen ordnungsgemäß gedeckt worden sind. 

Und dann kommt die Forderung, daß das in Zu- 
kunft geschehen müsse. Das ist also die Perspek- 
tive, mit der Sie — falls Sie wieder hierhergewählt 
werden sollten — im kommenden Jahr an die Lö- 
sung des Problems der Sanierung der Sozialver- 
sicherungsträger herangehen werden. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Die Redezeit ist ab- 
gelaufen! 

Renner (KPD): Das ist die Realität. Das ist Ihre 
Absicht. 

Vizepräsident Dr, Schäfer: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Kalinke. 

Frau Kalinke (DP): Herr Präsident! Meine Her- 
ren, meine Damen! Der Sprecher der Opposition 
hat sich hier mit der Höhe der sozialen Leistungen 
befaßt. Die Fraktion der Deutschen Partei ist nicht 
der Meinung, daß der Wert der Sozialpolitik da- 
nach beurteilt werden kann, wie hoch die Zahlen 
sind, die im sozialpolitischen Haushalt stehen. 

(Abg. Renner: Vielleicht nach der Höhe der 
Ministergehälterl) 

Wir sind vielmehr der Meinung, daß nicht die Höhe 
der sozialen Leistungen, sondern die Wirkung der 
sozialen Leistungen, ihre gerechte und sinnvolle 
Verteilung für eine verantwortungsbewußte Sozial- 
politik entscheidend ist. Wir sind auch der Meinung 
und haben manches Mal an dieser Stelle entspre- 
chende Kritik geübt, daß die Mittel der Steuerzah- 
ler, also die vom Staat als Zuschuß gegebenen Mit- 
tel, nicht denen gegeben werden sollen, die dieser 
Hilfe nicht bedürfen, sondern ebenso sinnvoll an- 
gewandt werden sollten und vor allem denjenigen 
zugute kommen müßten, die nicht in der Lage 
waren, aus eigener Kraft für die Sicherung ihres 
Lebens zu sorgen. Die Verquickung unserer Ver- 
sicherung mit dem Gedanken der Versorgung und 
der Fürsorge, die seit dem Sozialversicherungs- 
Anpassungsgesetz immer mehr fortgeschritten ist, 
wird von uns ganz entschieden abgelehnt. Darum 
haben wir auch im Gegensatz zu der Opposition 
und ihren sozialen Plänen eine saubere Trennung 
von Versicherung, Versorgung und Fürsorge ge- 
fordert. 

Ich bedaure sehr, daß die fünf Minuten Redezeit 
es mir nicht ermöglichen, hier einmal Herrn Pro- 
fessor Preller eine Reihe von Fragen zu stellen. 
Ich möchte nur feststellen, daß die grundlegenden 
Anträge der Deutschen Partei, die seit 1949 in 
diesem Hause gestellt worden sind und deren An- 
nahme die Voraussetzungen für die Einleitung der 
Sozialreform geschaffen hätte, von der Opposition 
und leider auch von einem Teil der Koalition ab- 
gelehnt worden sind. Hätten Sie schon damals un- 
sere Anträge — so z. B. die Anträge auf „die Be- 
seitigung der Zweiten Lohnabzugsverordnung“, „die 


Schaffung einheitlichen Rechtes in der Sozialver- (Q 
Sicherung“, „die Beseitigung der Fehler des Sozial- 
anpassungsgesetzes“ und viele mehr — angenom- 
men und hätten Sie sie nicht im Ausschuß der 
Regierung als Material überwiesen und somit auf 
kaltem Wege beerdigt — , dann brauchten Sie nicht 
heute angesichts der Wahl unsere Anträge neu zu 
stellen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ich bedaure außerordentlich, daß Sie scheinbar von 
der Gleichberechtigung und der gerechten Rang- 
folge der Leistungen nichts verstehen wollen! Sie 
fordern in Ihrer Diskussion ja immer nur eines: 
eine Fortsetzung der Entwicklung zum Wohlfahrts- 
staat, zu einer totalen Staatsbürgerversorgung, zu 
einer Einheitsorganisation und Einheitsversorgung, 
auch wenn Sie neue Worte dafür gefunden haben. 

Sie werden sicherlich nicht mehr in diesem Hause, 

Sie werden aber in der Öffentlichkeit Rede und 
Antwort stehen müssen, was Sie mit den verworre- 
nen Plänen wirklich meinen. Wie ehrlich Sie es 
mit der Selbstverwaltung gemeint haben, meine 
Herren von der Opposition, das haben wir gerade 
vorgestern im Ausschuß erlebt. Sie haben bei der 
Angestelltenversicherung, die Wahlen in Berlin und 
die Gültigkeit des Selbstverwaltungsgesetzes und 
der Wahlordnung in Berlin hier durch Ihre Ab- 
lehnung unsere Anträge unmöglich gemacht. Jetzt 
müssen Sie mit uns gemeinsam nach Wegen suchen, 
um die Berliner Zuwahl zur Vertreterversamm- 
lung zu ermöglichen. Heute stellt die Deutsche An- 
gestelltengewerkschaft die Anträge, die wir vor 
2 Tagen im Ausschuß angenommen haben. Das ist 
nur die Folge davon, daß in dieser Gewerkschaft 
und in Ihrer Partei dieselben Genossen das jetzt 
als notwendig einsehen, was wir schon damals ver- 
wirklichen wollten, nämlich allen Deutschen glei- 
ches Recht und allen Deutschen eine gleiche Mög- 
lichkeit zu geben. Das haben Sie nicht verwirklicht, 
indem Sie unsere Anträge abgelehnt haben. 

Wir sind auch der Auffassung, daß weder der 
Haushalt noch die sozialen Leistungen, die hier in 
diesen Jahren beschlossen worden sind, der sozia- 
len Wirklichkeit und den sozialen Tatbeständen ge- 
recht geworden sind. Wir wollen aber alle keine 
Neuordnung nach der Vorstellung der Opposition. 
Wir möchten nicht, wie es sich Herr Schellenberg 
und Herr Professor Preller vorstellen — das haben 
wir in dieser Woche leider erlebt — , innerhalb 
einer halben Stunde ein Gesetz über die Erhöhung 
der Steigerungsbeträge in der Rentenversicherung 
beschließen, nachdem Sie uns die Möglichkeit dazu 
seit langem verwehrt haben. Wir möchten auch 
nicht Reformen einleiten, die der Selbsthilfe und 
der Selbstverantwortung sowohl des einzelnen als 
auch der Familie und der Gemeinschaft in immer 
weiterem Umfange keinerlei Chance mehr geben, 

(Zuruf des Abg. Renner) 
sondern wir wollen 

(Glocke des Präsidenten) 

— und damit komme ich zum Schluß — , daß Zucht 
und Maß als Grundprinzipien der sozialen Neu- 
ordnung und der Gesetzgebung auch die Grund- 
lagen der sozialen Erneuerung sind. 

In diesem Geist werden wir auch im neuen Bun- 
destag mitarbeiten. Wir bedauern aber, daß in die- 
sem Bundestag und in dieser Session die soziale 
Opposition in diesem Hause geglaubt hat, daß es 
besser sei, immer mehr zu fordern, statt mit uns 
gemeinsam nach Wegen zu suchen, den Menschen 
wirklich zu befreien von der Angst vor der sozia- 
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len Not, aber auch von der Angst vor dem Funk- 
tionär und der Organisation und der sozialen Un- 
sicherheit, die die Folge jeder kollektiven Lösung 
ist. 

(Beifall bei der DP. — Zurufe von der SPD 
und KPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Preller. 

Dr. Preiier (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich höre eben, daß ich nur wenige 
Minuten zur Verfügung habe. Sie gestatten, daß ich 
nur einige Hauptpunkte herausgreife. Zu dem, was 
Frau Abgeordnete Kalinke gesagt hat, ist nicht 
viel zu bemerken. Sie sagt, die DP habe seit langer 
Zeit Anträge gestellt. Dann hätte sie ja im Aus- 
schuß Gelegenheit gehabt, diese Anträge mit Hilfe 
der Regierungsmehrheit auch durchzubringen! 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Ich darf aber auf das eingehen, was der Herr 
Bundesarbeitsminister hier ausgeführt hat. Er hat 
gesagt, sein Verhältnis zum Bundesfinanzminister 
sei außerordentlich gut, und wir haben ja vorhin 
den demonstrativen Händedruck auf dieser Tribüne 
erlebt. 

(Abg. Arndgen: Ist das photographiert worden?) 

Wenn das so ist — und der Anschein hat es ja 
nun offensichtlich gemacht — , dann, sage ich, ist 
dieses Verhältnis allzu gut, und es ist die societas 
leonina, die hier offenbar obwaltet; d. h. der Herr 
Bundesfinanzminister ist eben der stärkere der bei- 
den Brüder. 

(Heiterkeit.) 

Ich habe von der Schwäche des Bundesarbeits- 
(B) ministers gesprochen und erinnere in diesem Zu- 
sammenhang daran, daß er sich, wie wir wissen, 
gegenüber dem Justizminister in der Frage des 
Arbeitsgerichts nicht hat durchsetzen können; denn 
die an sich durchaus richtigen Gegankengänge des 
Herrn Bundesarbeitsministers sind eben vom Herrn 
Justizminister überrundet worden. Das gehört noch 
zu meinen vorigen Ausführungen. 

Zweitens: Wenn dieses Verhältnis zwischen den 
beiden Ministern so gut ist, dann möchte ich den 
Herrn Bundesfinanzminister fragen, was an den 
Ausführungen seiner Referenten wahr ist, die da 
sagen, daß das Fürsorgeprinzip vom Bundesfinanz- 
minister für das entscheidende und richtige gehal- 
ten wird. Der Herr Bundesarbeitsminister hat mit 
Recht gesagt: Der Rechtsanspruch muß in der Ver^ 
Sicherung Geltung haben. Der Referent des Bundes- 
finanzministers hat etwas anderes ausgeführt, und 
wir sind sehr daran interessiert, endlich einmal zu 
erfahren, ob der Arbeitsminister oder der Finanz- 
minister die Grundlagen der Sozialpolitik in die- 
sem Kabinett bestimmt. 

(Abg. Renner: Das wissen wir schon lange, 
daß das der Finanzminister ist!) 

Wenn nun der Herr Bundesarbeitsminister auf 
Grund dieses guten Verhältnisses gemeint hat, daß 
seine Politik doch die Sozialversicherung gestützt 
habe, so müssen wir ihm sagen, daß er dann an 
den Gedankengängen der Wissenschaft der letzten 
zehn Jahre einfach vorbeigegangen ist. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Ach je!) 

Denn alle entscheidenden wissenschaftlichen Ver- 
öffentlichungen haben dargelegt, daß das Kapital- 
deckungsprinzip, von dem er indirekt wieder ge- 
sprochen hat, keine Gültigkeit mehr haben kann. 


Ich bedaure, daß der Herr Bundesarbeitsminister (Q 
nicht das getan hat, was der Finanzminister und 
der Wirtschaftsminister getan haben, sich nämlich 
einen wissenschaftlichen Beirat zu bilden. Wenn er 
das getan hätte, könnte er nicht so wie eben ge- 
sprochen haben. 

Wir möchten endlich noch darauf hinweisen, daß 
wir durchaus die Arbeit der Beamten des Bundes- 
arbeitsministeriums anerkennen. 

(Abg. Arndgen: Endlich einmal!) 

Wir sind nicht immer mit allem einverstanden ge- 
wesen, was auf Ihre Veranlassung die Herren haben 
ausarbeiten müssen. 

(Abg. Richter [Frankfurt]: Sehr richtig!) 

Aber, meine Herren, daß Sie dann die Arbeit die- 
ser Beamten selbst noch im Ausschuß wieder ver- 
wässert und verschlechtert haben, ist nicht die 
Schuld der Beamtenschaft des Arbeitsministeriums, 
sondern daran ist die mangelhafte Führung des 
Arbeitsministeriums durch seinen Minister schuld! 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Becker [Pir- 
masens]: Es ist eines Professors unwürdig, 
so etwas zu sagen!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Herr Bundesfinanzminister, 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Pro- 
fessor Dr. Preller hat nach dem Artikel gefragt, 
der, glaube ich, in der Zeitschrift für Versicherungs- 
wissenschaft erschienen ist. Dazu möchte ich folgen- 
des feststellen — was ich einigen Organisationen 
gegenüber, die angefragt haben, schon schriftlich 
festgestellt habe — : Es handelt sich um den Na- 
mensartikel eines meiner Herren Referenten, der (D) 
nach meiner Überzeugung aus ernstem sozialen 
Wollen und mit Sachkunde geschrieben ist und der 
den Zweck hat, die Wissenschaft und die Öffent- 
lichkeit auf die Fragen dieses ganzen Problems 
hinzuweisen. Es handelt sich nicht um eine Arbeit 
des Bundesfinanzministeriums und nicht um eine 
Stellungnahme des Bundesfinanzministeriums als 
solchen. Ich brauche gar nicht zu betonen, daß es 
ganz selbstverständlich ist, daß die gesamte Bun- 
desregierung — nicht nur der Bundesarbeitsmini- 
ster, auch der Bundesfinanzminister und auch die 
übrigen Mitglieder des Kabinetts — gemeinsam die 
Überzeugung haben, daß das Prinzip des Rechts- 
anspruchs auf Grund gegebener Beiträge in der 
Sozialversicherung aufrechterhalten werden muß, 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Dr. Preller: Wir danken!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Meine Damen und 
Herren, da keine Wortmeldungen mehr vorliegen, 
habe ich nunmehr die Möglichkeit, die Aussprache 
zu schließen und zur Abstimmung überzugehen. 

Wir haben über die Änderungsanträge zu Ein- 
zelplan 11 abzustimmen, und zwar zunächst über 
den Antrag der KPD auf Umdruck Nr. 1001. Ich 
bitte diejenigen, die zustimmen, die Hand zu heben. 

— Gegen die Stimmen der Antragsteller abgelehnt. 

Wir kommen dann zu dem Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Umdruck Nr. 1005 mit den 
Abänderungen, die seitens der Antragsteller vorhin 
vorgetragen worden sind. Die Ergänzungen sind 
also als eingefügt anzusehen. Ich bitte diejenigen, 
die diesen Änderungsanträgen zustimmen, die Hand 
zu heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
letzte ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 
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(Vizepräsident Dr. Schäfer) 

(A) Wir stimmen nun über Einzelplan 11 ab. Ich bitte 
diejenigen, die dem Einzelplan 11 nach der Druck- 
sache Nr. 4511 zustimmen, die Hand zu heben. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Gegen wenige Stimmen bei zahlreichen Enthaltun- 
gen angenommen. 

Wir kommen nun zu: 

Einzelplan 20 — Haushalt des Bundesrech- 
nungshofes (Nr. 4514 der Drucksachen). 

Zur Berichterstattung hat Herr Abgeordneter 
Dr. Wuermeling das Wort. 

Dr. Wuermeling (CDU), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Da der Haus- 
haltsausschuß die unveränderte Annahme der Re- 
gierungsvorlage vorschlägt, darf ich das Einver- 
ständnis des Hauses annehmen, wenn ich auf wei- 
tere Berichterstattung verzichte. Ich bitte, den An- 
trag des Ausschusses anzunehmen, 

(Beifall in der Mitte. — Abg. Dr. Dr. Müller 
[Bonn]: Ausgezeichnet!) 

Vizepräsident Dr, Schäfer: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter für die vorbildlich kurze Bericht- 
erstattung. 

Ich frage das Haus, ob das Wort gewünscht wird. 
Änderungsanträge liegen zu diesem Punkt nicht 
vor. — Das Wort ist nicht gewünscht. Dann ist die 
Aussprache geschlossen. 

Ich bitte diejenigen, die dem Einzelplan 20 zu- 
stimmen, die Hand zu erheben. — Ich bitte um die 
Gef?enprobe. — Enthaltungen? — Bei zahlreichen 
' Enthaltungen angenommen. 

(Zurufe von der SPD und von der Mitte: 

(B) Wenigen!) 

Ich rufe nun auf: 

Einzelplan 32 — Haushalt der Bundesschuld 
— (Nr. 4520 der Drucksachen). 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Wacker zur 
Berichterstattung. 

Wacker (CDU), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Haushalt der Bun- 
desschuld für das Rechnungsjahr 1953 bringt im 
ordentlichen Haushalt gegenüber dem Vorjahr 
mehr als eine Verdoppelung der Ausgaben. Die 
Ausgaben sind von rund 367 Millionen DM für 
1952 auf rund 912 Millionen DM für 1953 gestie- 
gen. Diese enorme Steigerung ist vor allem auf 
eine Zunahme der Ausgaben für die Verzinsung 
und Tilgung zurückzuführen. In den Ansätzen für 
Verzinsung und Tilgung sind erstmals Mittel für 
die Durchführung des Londoner Schuldenabkom- 
mens und für die Durchführung der Schweizer Ab- 
kommen enthalten. Hierfür sind Ausgaben in Höhe 
von rund 432 Millionen DM veranschlagt. Außer- 
dem mußten für die Tilgung der auf Grund des Ge- 
setzes über die Finanzhilfe an die Länder begebe- 
nen Schuldverschreibungen erstmals 50 Millionen 
DM vorgesehen werden. Schließlich mußte der 
Bürgschaftsfonds gegen das Vorjahr um 30 Millio- 
nen DM höher dotiert werden. Die Anschlar^ssumme 
für diesen Fonds hat sich dadurch von 20 Millionen 
DM im Vorjahr auf 50 Millionen DM für 1953 er- 
höht. Bei einem Bürgschaftsvolumen von über 
4 Milliarden DM erschien ein Fonds in dieser Höhe 
notwendig. Die Ansätze für die Verzinsung der 
schwebenden Schuld konnten gegenüber der Re- 
gierungsvorlage, insbesondere mit Rücksicht auf die 


inzwischen eincfetretenen Diskontsenkungen sowie (Q 
im Hinblick auf die Tatsache, daß Besatzungs- 
kosten bisher nicht in dem vorgesehenen Ausmaß 
abgefordert wurden, um rund 31 Millionen DM, 
und zwar von rund 100 Millionen DM auf rund 
69 Millionen DM ermäßigt werden. Außerdem 
konnten gegenüber der Regierungsvorlage die An- 
sätze für die Tilgung um rund 8 Millionen DM, 
nämlich von 136 Millionen DM auf 128 Millionen 
DM, herabgesetzt werden. 

Die Anleiheermächtigung beläuft sich auf rund 
2359 Millionen DM. Sie hat sich gegen das Vorjahr 
um rund 1117 Millionen DM erhöht. Von der An- 
leiheermächtigung von rund 2359 Millionen DM 
entfallen auf eine unverzinsliche Anleihe bei der 
Bank deutscher Länder für den Internationalen 
Währungsfonds 208 Millionen DM, auf eine An- 
leihe aus dem ERP-Vermögen rund 255 Millionen 
DM, zur Deckung des Ausfalls an Steuern 638 Mil- 
lionen DM, zur Erhöhung des Zuschusses an das 
Land Berlin 14 Millionen DM — also zusammen 
als Zuschuß des außerordentlichen Haushalts zum 
ordentlichen Haushalt 652 Millionen DM — und 
auf echte Investitionen rund 1244 Millionen DM. 

Abschließend noch ein Wort zur Verschuldung 
des Bundes. Die langfristige Schuld des Bundes hat 
sich nach dem Stand vom 31. März 1953 gegen- 
über dem entsprechenden Stand des Vorjahres von 
rund 7,5 Milliarden DM um rund 2,5 Milliarden 
DM auf rund 10 Milliarden DM erhöht. In dieser 
Erhöhung sind insbesondere enthalten die Ende 
Dezember 1952/Anfang 1953 begebene Bundesan- 
leihe 1952 in Höhe von rund 500 Millionen DM so- 
wie die Schuldverpflichtungen, die der Bund an- 
läßlich seines Beitritts zum Internationalen Wäh- 
rungsfonds und zur Weltbank eingehen mußte. 
Diese Verpflichtungen betragen einschließlich eines P) 
Kredits der Bank deutscher Länder von rund 184 
Millionen DM insgesamt rund 1660 Millionen DM. 
Außerdem haben die Rentenausgleichsforderungen, 
die den Versicherungsunternehmen auf Grund des 
Rentenaufbesserungsgesetzes zustehen, gegen das 
Vorjahr um rund 240 Millionen DM zugenommen, 
nämlich von rund 1300 Millionen DM auf rund 
1540 Millionen DM. Noch nicht berücksichtigt sind 
dabei die vom Bund auf Grund dös Londoner 
Schuldenabkommens und der Schweizer Abkom- 
men übernommenen Verbindlichkeiten. Sie können 
auf rund 10 Milliarden DM geschätzt werden. Die 
schwebende Schuld des Bundes hat gegen das Vor- 
jahr um rund 270 Millionen DM abgenommen; sie 
ist von rund 1250 Millionen DM auf rund 980 Mil- 
lionen DM zurückgegangen. 

Ich habe den Auftrag, das Hohe Haus zu bitten, 
den Einzelplan 32 anzunehmen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter und eröffne die Aussprache. — 
Wortmeldungen liegen nicht vor; die Aussprache 
ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Zunächst liegt 
vor ein Änderungsantrag der KPD zu diesem Ein- 
zelplan 32 auf Umdruck Nr. 1001. Ich bitte diejeni- 
gen, die zustimmen, die Hand zu heben, — Gegen 
die Stimmen der Antragsteller abgelehnt. 

Weiter liegt vor der Antrag Frühwald und Ge- 
nossen auf Umdruck Nr. 1012 Ziffer 4. Ich bitte 
diejenigen, die zustimmen, die Hand zu heben. 

(Abg. Dr. Dr. Nöll von der Nahmer: Er ist 

gegenstandslos, weil der Einzelplan 10 nicht 
angenommen worden ist!) 
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(Vizepräsident Dr. Sctaiäter) 

(A) — Der Antrag ist gegenstandslos; dann brauche 
ich ihn nicht zur Abstimmung zu stellen. 

Weitere Änderungsanträge liegen dann nicht 
mehr vor. Wir stimmen also über den Einzelpian 
32 ab. Ich bitte diejenigen, die ihm zustimmen, die 
Hand zu heben. — icii bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Bei einigen Enthaltungen an- 
genommen. 

(Zurufe von der KPD: Gegen!) 

— Also bei einigen Gegenstimmen angenommen. 

Dann kommen wir zu dem Punkt u: 

Einzelplan 35 — Haushalt der Verteidigungs- 
lasten (Isir. 4521 der Drucksachen). 

Das Wort zur Berichterstattung hat Herr Ab- 
geordneter Horn. 

Horn (CDU), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte mich auch 
bei der Berichterstattung über den Einzelplan 35 
auf ein paar kurze Bemerkungen beschranKen. Ich 
darf im wesentlichen auf das Vorwort verweisen, 
das diesem Einzelplan beigegeben ist. Aus dieser 
Vorbemerkung zu dem Einzelplan sehen bie, daü 
es die Bundesregierung — und der Haushaltsaus- 
schuß ist dem bei seinen Beratungen geiolgt — 
nach der durch den Vertrag über die Grunaung der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschatt und den 
Vertrag über die Beziehungen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und den Drei Mächten ge- 
schallenen Rechtslage für angebracht gehalten hat, 
a) den Beitrag der Bundesrepublik an die Euro- 
päische Verteidigungsgemeinscnatt, b) die Besat- 
zungskosten und Auttragsausgaben in Berlin und 
c) die VerteidigungstolgeKosten im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes und in Berlin in einem Einzel- 
jßj plan, dem Einzelplan 35, zusammenzufassen. Die 
^ Vorlage geht allerdings davon aus, daß die beiden 
Vertrage am 1. Januar 1953 hätten in Kraft treten 
können. 

Wegen der Einzelheiten darf ich auf die Druck- 
sache Nr. 4521 verweisen. Der Vollständigkeit hal- 
ber muß ich aber kurz darauf hinweisen, daß es 
bei der Beratung über diesen Einzelplan zu einer 
Erörterung über die Höhe der gegenwärtigen In- 
anspruchnahme des Haushalts durch die Besat- 
zungsmäclite gekommen ist. Dabei ist ausgeführt 
worden, daß man zur Zeit noch nicht übersehen 
könne, in welcher Höhe die Besatzungsmächte tat- 
sächlich die Gelder abrufen würden. Tatsache ist, 
daß seit einiger Zeit Abhebungen nicht erfolgt 
sind, aber jeden Tag vorgenommen werden kön- 
nen. Die Opposition vertrat bei den Beratungen 
des weiteren auch die Auffassung, daß sich aus 
diesem Einzelplan in der Tat Ersparnisse ergeben 
würden. Die Dinge liegen, wie Sie wissen, so, daß 
wir bis zum Inkrafttreten des EVG-Vertrags — 
man hatte mit dem 1. 11. 1953 als Termin gerech- 
net — monatlich 600 Millionen DM abzuführen 
haben. Die Abführungen nach dem Inkrafttreten 
der Verträge wurden auf die Summe von 950 Mil- 
lionen DM monatlich beziffert. Man hat, wie schon 
gesagt, die Auffassung vertreten, daß mit einem 
Inkrafttreten der Verträge zu diesem Zeitpunkt 
nicht zu rechnen sei und daß sich daher vom 1. No- 
vember ab zwangsläufig Ersparnisse gegenüber 
den Ansätzen im Einzelplan ergeben dürften. 

Die Mehrheit des Haushaltsausschusses hat sich 
dieser Auffassung nicht angeschlossen. Sie vertrat 
vielmehr die Meinung, daß man jedenfalls vorab 
eine Reduzierung der hier vorgesehenen Beträge 
nicht vornehmen könne. So ist dann der Einzelplan 
im Ausschuß auch verabschiedet worden. 


Ich darf Sie namens des Haushaltsausschusses (Q 
bitten, dem Antrag auf Drucl^sache Nr. 4521 Ihre 
Zustimmung zu geben. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. — Zur Aussprache hat sich Herr 
Abgeordneter Fisch gemeldet. 

Fisch (KPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Haushaltsplan für die sogenannten 
Verteidigungskosten schließt mit einer Ausgaben- 
summe von 9,6 Milliarden DM; das sind 35 Vo der 
gesamten Ausgaben des Bundeshaushalts. Es ist 
für die Art und Weise, wie dieses Haus den Bun- 
deshaushaltsplan behandelt, bezeichnend, daß der 
Berichterstatter für diesen so wichtigen und die 
Lebenshaltung der Bevölkerung so sehr beeinflus- 
senden Einzelplan für Besatzungskosten nicht mehr 
als drei Minuten aufgebracht hat. Ebenso bezeich- 
nend ist es, daß sich zur Aussprache über diesen 
Mammuthaushaltsplan meines Wissens außer mir 
bis jetzt noch niemand zum Wort gemeldet hat. 

Dieser Haushaltsplan ist in Wirklichkeit ein Plan 
zur Durchführung des Generalvertrags und des 
EVG-Vertrags. Aus seiner ganzen Anlage und Be- 
gründung geht hervor, daß ihm die Verpflichtung 
zur Leistung eines Finanzbeitrags gemäß dem 
EVG- Vertrag, also einem bis zum heutigen Tag 
noch nicht rechtskräftigen Vertrag, zugrunde liegt. 

Der Vertrag ist bis jetzt nur in der Bundesrepublik 
von den beiden parlamentarischen Organen akzep- 
tiert worden. Man kann annehmen, daß er nie in 
die Wirklichkeit umgesetzt wird. Trotzdem wird 
dieser Haushaltsplan vorgelegt, als ob wir uns be- 
reits mitten in der Durchführung des EVG-Ver- 
trags befänden. Auch der Haushaltsausschuß hielt 
es nicht für nötig, den von mir geschilderten Um- 
ständen Rechnung zu tragen. Immer noch wird der 
Hauptausgabentitel in dem Plan mit der Summe 
von 9 Milliarden DM als „Beitrag der Bundesrepu- 
blik an die Europäische Verteidigungsgemeinschaft“ 
angeführt. 

Faktisch ist dieser Haushaltsplan eine Aufstel- 
lung über die Besatzungskosten. Die insgeheim 
vorgesehenen Ausgaben für die westdeutsche Auf- 
rüstung, für die Durchführung des Programms des 
Herrn Blank, für die Aufstellung und Ausrüstung 
der 12 Divisionen, die vorläufig in Aussicht genom- 
men sind, sind in diesem Plan noch mit keinem 
Pfennig enthalten. Warum sagt man dem Volke 
nicht die ganze Wahrheit? Warum überschreibt 
man diesen Plan mit „Verteidigungslasten“, ob- 
wohl doch die eigentlichen A^afrüstungskosten erst 
noch kommen sollen und dieser Plan im wesent- 
lichen nur die Ausgaben für die Okkupations- 
mächte enthält? 

Man muß bei diesem Anlaß einmal vergleichen, 
wie sich die Lasten für das Volk aus der Okku- 
pation seit 1950 gesteigert haben. Die Okkupations- 
kosten betrugen im Jahre 1950 4 Milliarden DM, 
im Rechnungsjahr 1950/51 5,5 Milliarden DM, 
1951/52 6,6 Milliarden DM, 1952/53 7,2 Milliarden 
DM. Und nach diesem Plan betragen sie für 1953/54 
9,6 Milliarden DM. 

Ich kann infolge der gestern so willkürlich be- 
schränkten Redezeit leider nicht auf die ganze un- 
geheuerliche Bedeutung dieser Dinge eingehen. 
Lassen Sie mich lediglich noch ein paar Bemerkun- 
gen zu dem System der Irreführung der Bevölke- 
rung machen, das in der ganzen Anlage dieses 
Haushaltsplans zum Ausdruck kommt. 

Laut vorliegender Drucksache sollen für das erste 
Vierteljahr des laufenden Rechnungsjahrs entspre- 
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(A) chend einer Festlegung nach dem EVG-Vertrag, der 

noch gar nicht rechtskräftig ist, monatlich 850 Mil- 
lionen DM ausgegeben werden. Für die weiteren 
neun Monate des Rechnungsjahrs sollen im Rah- 
men des für die EVG vorgesehenen Verfahrens 
monatlich jeweils 716 Millionen DM aufgebracht 
werden. Aber nirgends finden wir eine Garantie 
dafür, daß es bei diesem willkürlich angenomme- 
nen Betrag von 716 Millionen DM monatlich bleibt. 
Das ist nur eine Annahme des Herrn Bundesfinanz- 
ministers; sie ist durch keinerlei ausländische Ga- 
rantieerklärung gegenüber diesem Hause oder ge- 
genüber dem Volk gedeckt. « 

Auf der Pressekonferenz am 25, April dieses Jah- 
res hier in Bonn hat der Finanzminister eine an- 
dere Darstellung gegeben, als sie in den Zahlen 
dieses Haushaltsplans zum Ausdruck kommt. Da- 
mals hat Herr Schäffer gesagt, daß für die ersten 
sieben Monate Je 600 Millionen DM, insgesamt also 
4,2 Milliarden DM, zu zahlen seien. Den von ihm 
errechneten Restbetrag für die weiteren fünf Mo- 
nate in Höhe von 4,8 Milliarden DM hat er so ver- 
teilt, daß monatlich 950 Millionen DM zu leisten 
seien. Er verschweigt dem Volke, daß diese 950 
Millionen DM pro Monat vorläufig als der regel- 
mäßig zu zahlende Betrag anzusehen sind, so daß 
wir im Jahr auf eine Summe von 11,4 Milliarden 
DM an reinen Besatzungskosten kämen 

(Glocke des Präsidenten) 

und nicht auf die hier im Etat genannte Summe 
von 9,6 Milliarden. Wie will der Minister für Fi- 
nanzen diese Differenz von fast 2 Milliarden er- 
klären? Wir finden weder im Bericht noch in der 
vorliegenden Drucksache darüber ein Wort. 

(Schlußrufe rechts.) 

(B) Zum Schluß noch eine Bemerkung. In der Ein- 
leitung zum Haushaltsplan 

Vizepräsident Dr, Schäfer: Die Redezeit ist ab- 
gelaufen, Herr Abgeordneter. 

(Abg. Fisch: Ich habe noch kurz eine Bemer- 
kung, Herr Präsident!) 

— Ja, aber bitte sehr kurz, 

Fisch (KPD): In der Einleitung zum Haushalts- 
plan heißt es, das Besatzungsstatut werde Jetzt ab- 
gelöst. Man sollte darum meinen, nun herrsche 
auch in der Aufstellung dieser Finanzpläne volle 
Souveränität und Selbstbestimmung. Aber während 
in den anderen Plänen und Angaben Jede Schreib- 
maschine, jede Uniform eines Pförtners genau mit 
dem Kostenbetrag aufgeführt wird, finden sich in 
diesem Plan Milliardenbeträge ohne Jede Aufglie- 
derung, ohne jede Angabe, wofür diese Riesen- 
summen im einzelnen verwandt werden sollen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Herr Abgeordneter, 
nun läuft Ihre Redezeit ab. Sie können nicht noch 
einen neuen Abschnitt beginnen, nachdem die 
Redezeit abgelaufen ist. 

(Abg. Fisch: Herr Präsident! ) 

Das war keine Schlußbemerkung, was Sie sagten. 
Ich muß Ihnen das Wort entziehen. 

(Sehr richtig!) 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Dann 
ist die Aussprache geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung, zunächst über 
den Änderungsantrag der KPD auf Umdruck Nr. 
1001 zu diesem Einzelplan 35. Ich bitte diejenigen, 
die zustimmen, die Hand zu heben. — Ge<^en die 


Stimmen der Antragsteller abgelehnt. — Weitere 
Änderungsanträge liegen nicht vor. 

Ich bitte diejenigen, die dem Einzelplan 35 zu- 
stimmen, die Hand zu heben. — > Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — 

(Abg. Fisch: Erzählen Sie mal von dieser Ab- 
stimmung in den Wahlversammlungen! — 

Abg. Ewers: Jawohl, machen wir! — Abg. 

Renner: Sie werden sich hüten!) 

Meine Damen und Herren, es ist eine etwas un- 
klare Situation. — Wir müssen auszählen. Darf ich 
bitten, den Saal so schnell wie möglich zu räumen, 
damit wir mit der Beratung bald fortfahren kön- 
nen. 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 

Ich bitte, mit der Auszählung zu beginnen, — 
(Wiedereintritt und Zählung.) 

Ich bitte, die Abstimmung zu beschleunigen. In 
Kürze müssen die Türen geschlossen werden. — 

Ich bitte, Platz zu nehmen. — Die Auszählung ist 
beendet; ich bitte, die Türen zu schließen. 

Das Ergebnis der Auszählung: mit Ja haben ge- 
stimmt 145, mit Nein 112 Abgeordnete, enthalten 
hat sich niemand. Der Einzelplan 35 ist damit an- 
genommen. 

Wir kommen nunmehr zu 

Einzelplan 40 — Haushalt der Sozialen 

Kriegsfolgeleistungen (Nr. 4522 der Druck- 
sachen). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Gengier. 

Ich darf aber bitten, Platz zu nehmen, meine Da- 
men und Herren. Stehgespräche sind im Vorraum 
zu führen, nicht hier im Saal. Es ist unmöglich, zu pj 
verhandeln, wenn sich der Saal in lauter kleine 
Konvente auflöst. 

Das Wort hat der Abgeordnete Gengier als Be- 
richterstatter. 

Gengier (CDU), Berichterstatter: Herr Präsi- 
sent! Meine Damen und Herren! Die Sozialleistun- 
gen des Bundes werden im Einzelplan 40, Soziale 
Kriegsfolgeleistungen, und im Einzelplan 11, Bun- 
desministerium für Arbeit, nachgewiesen. Beide 
Pläne zusammen bilden den eigentlichen Sozial- 
haushalt des Bundes. Im wesentlichen handelt es 
sich dabei um Ausgaben, die gemäß Art. 120 des 
Grundgesetzes vom Bund zu tragen sind. 

Die Sozialleistungen des Bundes haben von Jahr 
zu Jahr sehr starke Steigerungen erfahren. Zum 
Teil waren es Sprünge um Milliardenbeträge. Ge- 
genüber dem Jahr 1949 ist mehr als eine Verdop- 
pelung eingetreten. Im neuen Bundeshaushalt 
1953/54 wird in den Einzelplänen 11 und 40 eine 
Sozialleistung von über 9670 Millionen DM aus- 
gewiesen. 

Außerdem kommen hinzu 740 Millionen DM 
Erstattung in Schuldbuchforderungen an die Trä- 
ger der Arbeitslosenhilfe und der Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und Angestellten. 

Nicht eingeschlossen in dieser Summe sind die 
ihrer sozialen Zwecksetzung nach als weitere So- 
zialausgaben in Betracht kommenden Aufwendun- 
gen für den Wohnungsbau mit 913 Millionen DM, 
für Subventionen und Vorratshaltung mit 300 Mil- 
lionen DM, weiterhin die Berlin-Hilfe. 

Die Sozialleistungen stellen heute den größten 
Block der Bundesausgaben dar. Sie verdienen in 
Umfang und Art die Beachtung und Würdigung 
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(Gengier) 

(A.) aller Kreise unseres Volkes. Auch gegenüber dem 
Ausland zeigen diese großen Sozialleistungen so- 
wohl den unerhörten Umfang der sozialen Nöte 
und Leistungen wie die besonders daraus resul- 
tierende hohe Belastung der Bundesrepublik und 
des deutschen Steuerzahlers. Die sozialen Leistun- 
gen müssen laufend durch die Arbeit des ganzen 
Volkes erarbeitet und aufgebracht werden. 

Nun zu den Ausgaben selbst. Ich darf bemer- 
ken, daß ich mich sowohl der Kürze der Zeit hal- 
ber wie auch im Hinblick auf den Umstand, daß 
Zahlen im Vortrag sehr schwer zu merken sind, 
darauf beschränken werde, die Zuschußzahlen hier 
vorzutragen, und mir erlauben werde, die Ergän- 
zungszahlen in den Einnahmen und Ausgaben zu 
Protokoll zu geben.*) 

Es sind im Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolge- 
leistungen — im ordentlichen Haushalt folgende Zu- 
schüsse veranschlagt: Kriegsfolgenhilfe 639 975 000 
DM, Umsiedlung und Auswanderung 30 725 000 
DM, Abführung der Ausgleichsabgaben an den 
Lastenausgleichsfonds 1610 Millionen DM, Lei- 
stungen des Bundes auf Grund des Lastenaus- 
gleichsgesetzes 218 500 000 DM, Versorgung von 
verdrängten Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
und von Angehörigen aufgelöster Dienststellen so-» 
wie ihrer Hinterbliebenen 699 450 000 DM, Versor- 
gung der Berufssoldaten der früheren Wehrmacht 
und der berufsmäßigen Angehörigen des früheren 
Reichsarbeitsdienstes sowie ihrer Hinterbliebenen 
329 170 000 DM, Kriegsopferversorgung 3238 362 000 
DM. Neu ist Kap. 4010 — Hilfsmaßnahmen für 
Heimkehrer und Ehefrauen von Kriegsgefangenen 

— mit einem Ansatz von 10 Millionen DM. 

Das ergibt im ordentlichen Haushalt einen Be- 
trag von 6 776 182 000 DM. 

' ^ Im außerordentlichen Haushalt ist in Kap. A4009 
— Kriegsopferversorgung — ein Zuschußbetrag 
von 12 199 400 DM eingesetzt. 

Das ergibt im Einzelplan 40 im ordentlichen und 
außerordentlichen Haushalt zusammen den Betrag 
von 6 788 381 400 DM. 

Zu Kap. 4010 (neu) — Hilfsmaßnahmen für 
Heimkehrer und Ehefrauen von Kriegsgefangenen 

— ist zu bemerken, daß hier auf Vorschlag der 
Bundesregierung für weitergehende Hilfsmaßnah- 
men ein Halbjahresbetrag von 10 Millionen DM 
eingesetzt wurde, wenn auch die Verabschiedung 
der verschiedenen Anträge aus dem Hause noch 
ungewiß ist. 

Kap. A 4009 — Kriegsopferversorgung — im 
außerordentlichen Haushalt betrifft Errichtung von 
Heilstätten und Krankenhäusern für die Kriegs- 
opfer sowie von Dienstgebäuden für die Versor- 
gungsdienststellen. 

Im Einzelplan 11, Bundesministerium für Arbeit, 
sind veranschlagt im ordentlichen Haushalt Ar- 
beitslosenhilfe Zuschuß 908 800 000, für betriebliche 
Altersversorgung 15 Millionen, Zuschuß an Sozial- 
versicherung 1 958 630 000. Das ergibt im Einzel- 
plan 11 zusammen 2 882 430 000. Der Sozialhaushalt 
sowohl im Einzelplan 40 als auch im Einzelplan 11 
mit ordentlichem und außerordentlichem Haushalt 
ergibt die Gesamtsumme von 9 670 811 400 DM. 
Hinzukommen, wie eingangs erwähnt, die Beträge 
der Erstattung in Schuldbuchforderungen an die 
Träger der Arbeitslosenhilfe und der Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter und Angestellten mit 740 
Millionen. 


*) Siehe Anlage 1 Seite 13830 


Der Haushaltsausschuß hat die im Einzelplan 40 (C) 
— soziale Kriegsfolgeleistungen — angebrachten 
Ansätze mit folgenden Ergänzungen genehmigt und 
den vom Bundesfinanzministerium beantragten 
Änderungen zugestimmt: 

Ordentlicher Haushalt: Ausgabe-Kap. 4003 — 
Kriegsfolgenhilfe. Der Ansatz ist durdi Übertra- 
gung eines Betrages von 10 Millionen DM auf Ein- 
zelplan 06 Kap. 02 Tit. 661 (für zentrale Maßnah- 
men auf dem Gebiet der Jugendwohlfahrt) um 10 
Millionen DM gesenkt worden. Gleichzeitig ist eine 
Erhöhung um 80 Millionen vorgenommen worden. 
Dieser Mehrbetrag beruht auf dem verstärkten Zu- 
strom von Flüchtlingen aus der sowjetischen Be- 
satzungszone. 

Ausgabe-Kap. 4006, Leistungen des Bundes auf 
Grund des Lastenausgleichsgesetzes. Nach § 204 
des Gesetzes über den Lastenausgleich vom 14. 
August 1952 (BGBl. I S. 446) erstattet der Bund 
den Ländern als Beitrag zu den Kosten der Ver- 
waltung der Lastenausgleichsabgaben einen Be- 
trag in Höhe von 4 v. H. des Ist-Aufkommens der 
erhobenen Lastenausgleichabgaben. Die hierfür 
vorgesehenen Mittel in Höhe von 60 Millionen DM 
sind im Rechnungsjahr 1953 in Einzelplan 08 bei 
Kap. 04 Tit. 220 ausgebracht worden. 

Ausgabe-Kap. 4007, Versorgung von verdrängten 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes und von An- 
gehörigen aufgelöster Dienststellen sowie ihrer 
Hinterbliebenen, und Ausgabe-Kap. 4008, Versor- 
gung der Berufssoldaten der früheren Wehrmacht 
und der berufsmäßigen Angehörigen des früheren 
Reichsarbeitsdienstes sowie ihrer Hinterbliebenen. 

Der in Kap. 4007 und 4008 aufgenommene Mehr- 
bedarf gegenüber der Regierungsvorlage (Bundes- 
tagsdrucksacl^e Nr. 4000) beruht auf dem 3. Gesetz P) 
zur Änderung und Ergänzung des Besoldungs- 
rechts vom 27. März 1953 (BGBl. I S. 81) und dem 
neuen Bundesbeamtengesetz von 1953. 

Ausgabe-Kap. 4009, Kriegsopferversorgung. Der 
Ansatz bei Tit. 303 — Kosten der Heilbehandlung 
und damit zusammenhängende Ausgaben — ist 
um 10 Millionen zur Bereitstellung von Mitteln für 
die Durchführung von Hilfsmaßnahmen für Heim- 
kehrer und Ehefrauen von Kriegsgefangenen — 
Kap. 4010 (neu) — vermindert worden, 

Ausgabe-Kap. 4010 (neu), Hilfsmaßnahmen für 
Heimkehrer und Ehefrauen von Kriegsgefangenen. 

Das noch nicht beschlossene Gesetz über Hilfsmaß- 
nahmen für Heimkehrer (Heimkehrergesetz) sieht in 
den §§ 25 b, c und d die Gewährung von Hausrat-, 
Wohnungsbeschaffungs- und Existenzaufbauhilfen 
vor. Hierfür ist ein Ansatz von 10 Millionen DM 
ausgebracht worden. 

Außerordentlicher Haushalt, Ausgabekapitel A 
4009, Tit. 650: Zuschuß zum Bau eines Bäderhauses 
mit Schwimmhalle für das Versehrtensportheim in 
Isny (Allgäu), Da die vorgesehenen Baumittel in- 
folge der Errichtung einer Schwimmhalle nicht aus- 
reichen, ist der Ansatz um 170 000 DM erhöht wor- 
den. 

Tit. 753: Erwerb des „Konsul-Burchard-Hauses“ 
in Davos als Heilstätte für Kriegsopfer. Zur Durch- 
führung von Kuren deutscher tuberkulöser Kriegs- 
opfer in der Schweiz hat sich der Ankauf des „Kon- 
sul-Burchard-Hauses“ in Davos als notwendig her- 
ausgestellt. Die Mittel zum Ankauf sind in Höhe 
von 280 000 DM ausgebracht worden. 

(Bravo! rechts.) 
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(A) Das ergibt in diesem außerordentlichen Haushalt 
einen Mehrbedarf von 450 000 DM. Demgegenüber 
sind die Ansätze in den Titeln 749 und 751 um 
450 000 DM gesenkt worden, so daß eine Erhöhung 
des im außerordentlichen Haushalt ausgebrachten 
Ansatzes von 12 199 400 DM nicht eingetreten ist. 

Ich bitte, dem Einzelplan 40 entsprechend dem 
Antrag des Haushaltsausschusses Drucksache Nr. 
4222 zuzustimmen. 

(Bravo! in der Mitte und links.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer; Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Zur Aussprache Herr Abgeord- 
neter Renner. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Von den von unserer Fraktion ge- 
stellten Änderungs- bzw. Verbesserungsanträgen zu 
diesem Einzelplan kann ich wegen der Kürze der 
Zeit, die mir zur Verfügung steht, nur zwei her- 
ausgreifen und begründen. Wir haben zum Kap. 
4003, Allgemeine Ausgaben, folgende Verbesse- 
rungsanträge gestellt: die Kosten der offenen Für- 
sorge um 30 ^/o, die Kosten der geschlossenen Für- 
sorge um 30 ®/o, die Kosten der Heimkehrerhilfe 
um 30 ®/o, die Kosten für das Jugendwerk auf den 
Betrag von 150 Millionen DM, die Erziehungsbei- 
hilfen für Kriegsbeschädigte und Kriegshinter- 
bliebene um 25 ®/o, die Berufsfürsorge für Kriegs- 
beschädigte auf 10 Millionen DM zu erhöhen. An- 
gesichts des Ausblutungsprozesses, den der Herr 
Finanzminister in Form der ständigen Erhöhung des 
Bundesanteils an der Einkommen- und der Kör- 
perschaftsteuer den Gemeinden gegenüber betrie- 
ben hat, und der daraus resultierenden Tatsadie, 

ßj daß ausreichende ergänzende Fürsorge für diesen 
Personenkreis von den Gemeinden bzw. von den 
Ländern aus nicht mehr geleistet werden kann, 
sind wir der Auffassung, daß diese Positionen im 
Rahmen unserer Vorschläge unbedingt erhöht wer- 
den müssen. Das trifft vor allem für das Jugend- 
werk und — das haben ja die zahlreichen in den 
letzten Tagen gestellten Anträge bewiesen — das 
Problem der Heimkehrerhilfe zu. 

Nun die zweite Position: Allgemeine Ausgaben 
der Kriegsopferversorgung. Wir haben jetzt den 
Bericht des Ausschusses zur Novelle über das Bun- 
desversorgungsgesetz in der Hand. Daraus geht 
hervor, daß die dort vorgenommenen minimalen 
Verbesserungen nur im Rahmen der vom Finanz- 
minister im Haushaltsabschnitt gemachten Einspa- 
rungen liegen. Eine tatsächliche Erhöhung der Aus- 
gaben auf Grund dieser Beschlüsse ist also nicht 
eingetreten, und die Beschlüsse bleiben auch, was 
die Erhöhung der Ausgleichsrenten angeht, sogar 
unter dem Vorschlag der Regierung. Die Regierung 
hatte eine Erhöhung von 30 ®/o vorgeschlagen; der 
Ausschuß hat nur 20 Vo für notwendig erachtet. 
Demzufolge beantragen wir, daß die im Etat vor- 
gesehene Position in dem Ausmaß erhöht wird, daß 
die Grundrente und die Ausgleichsrente für Be- 
schädigte, für Witwen und Waisen sowie für Krie- 
gereltern um mindestens 30 Vo erhöht werden kön- 
nen, daß die Einkommensgrenzen für den Bezug 
von Ausgleichsrente nach § 33 BVG mindestens 
um den zweifachen Satz, die Sätze der Pflegezu- 
lagen nach § 35 BVG um mindestens 30 Vo erhöht 
werden können, daß die Heiratsabfindung nach 
§ 44 BVG mindestens auf den dreifachen Betrag 
der der Witwe zustehenden Jahresrente erhöht 
werden kann und daß schließlich die Ruhensvor- 
schriften nach § 65 BVG betreffend das Recht der 


Witwe auf eine Grundrente aufgehoben werden (Q 
können. 

Ich bin der Überzeugung, daß die von uns ge- 
stellten Anträge im Rahmen der Forderungen lie- 
gen, die die Organisationen der Kriegsopfer in den 
letzten Monaten sehr eindeutig und sehr dringend 
an alle Abgeordneten dieses Hohen Hauses gerich- 
tet haben. Ich bin der Auffassung, daß der Bun- 
destag verpflichtet ist, angesichts der Notlage die- 
ser Kreise diese Forderungen auch zu realisieren. 

(Beifall bei der KPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich darf eine Mittei- 
lung machen: Um 11 Uhr tritt im Zimmer 03 des 
Südflügels der Untersuchungsausschuß Nr. 49 zu 
einer kurzen Sitzung zusammen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Gengier. 

Gengier (CDU): Gegenüber den Anträgen, die 
soeben der Herr Abgeordnete Renner angekündigt 
hat, darf ich bemerken, daß ihre Annahme schon 
deshalb bei diesem Haushalt — Einzelplan 40 — 
unmöglich ist, weil sie einzelne Gesetze betreffen, 
die besonders zu beschließen sind. 

(Abg. Renner: Wieso?) 

Der Einzelplan 40 stellt im Grunde auf diesem 
Gebiet nur die Ergebnisse der Einzelgesetze dar. 
(Abg, Renner: Das ändert aber nichts daran, 
daß die Sätze zu niedrig sind! Sie haben doch 
selber den Kriegsopfern mehr versprochen! 

Oh, daß ich tausend Zungen hätte! Zwei ist 
der Normalzustand!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Kalinke. 

(D 

Frau Kalinke (DP): Herr Präsident! Meine Her- 
ren, meine Damen! Von den Problemen im Haus- 
halt ist sicherlich der Etat der Kriegsfolgelasten 
und das Erbe der Kriegsfolgelasten das tragischste 
und das erschütterndste, aber auch das schwierigste. 
Bei der Fülle der Forderungen und Ansprüche 
wurde uns die Lösung aller sozialen Probleme, die 
sich daraus ergeben, fast unmöglich gemacht. Wir 
haben in diesem Jahre bedauert, daß es nicht mög- 
lich war, auch während des letzten Haushaltsjahrs 
in der Lösung der Kriegsfolgelasten und der aus 
ihr sich ergebenden Forderungen Wege einzuschla- 
gen, die es gestatten, nach der Rangfolge gleich- 
berechtigter und gerechter Forderungen das, was 
uns als Summe der großen deutschen Not in der 
Konkursmasse übriggeblieben ist, zu verteilen. So 
müssen auch wir sagen, daß die Leistungen, die in 
dieser Zeit gegeben werden konnten — so ungeheuer 
groß auch die Zahlen erscheinen mögen — , doch 
überall da nicht ausreichend sind, wo es sich um 
eine echte Hilfe individueller Art handelt. Viel- 
leicht konnten sie auch an der einen oder anderen 
Stelle nicht so sinnvoll und gerecht gegeben wer- 
den, weil es außerordentlich schwer ist, ein System 
sozialer Leistungen zu finden, das für so große 
Massen von der sozialen Not Betroffener wirksame 
Hilfe in individuellster Art bringt. 

Wir glauben aber heute und an dieser Stelle 
sagen zu müssen, es kommt nicht darauf an, daß 
wir bei der Novelle zum Bundesversorgungsgesetz 
— ich möchte in gleichem Atemzug nennen die 
Forderungen des Lastenausgleichs, die Forderun- 
gen der Heimkehrer, die Forderungen der Kriegs- 
gefangenen, die For derungen all der vielen, die noch 
vor der Tür stehen und auf Lösungen vergeblich 
gewartet haben — Hoffnungen erwecken oder un- 
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(A) gedeckte Wechsel ausstellen, die nachher nicht ein- 
gelöst werden können. In voller sittlicher Verant- 
wortung müssen wir uns vielmehr über die Rang- 
folge und über die Möglichkeit der Verwirklichung 
klar sein. Auch wir hätten sehr gern gesehen, wenn 
beim Bundesversorgungsgesetz die Möglichkeit be- 
standen hätte, größere Leistungen zu gewähren, 
wie sie auch uns besonders im Hinblick auf die 
Witwen und Waisen und im Hinblick auf die Pro- 
bleme, die von Herrn Renner angeschnitten wor- 
den sind, vorgeschwebt haben, allerdings in ande-t 
rer Rangordnung. 

Wir glauben nicht, daß das Problem der Heirats- 
abfindung das Aktuellste ist. Wir glauben aber, 
daß das Problem der Erhaltung der Rente für 
die Kriegerwitwe, die eine zweite Ehe eingeht und 
unversorgt ist, sehr aktuell und sehr wichtig ist. 
Wir meinen, daß gerade die Kriegsgeneration der 
deutschen Frauen, die so viele Opfer gebracht hat, 
bei der künftigen Entwicklung der (Gesetzgebung 
anders und besser berücksichtigt werden muß. Wir 
hoffen auch, daß alle Maßnahmen, die zur Erlan- 
gung bzw. Wiedergewinnung der beruflichen 
Tüchtigkeit und der Leistungsfähigkeit dienen — 
die in diesem Gesetz schon maßgeblich berücksich- 
tigt sind und auch im Haushalt ihren Niederschlag 
finden — , aufrechterhalten und in Zukunft noch 
mehr ausgebaut werden. 

Abschließend möchte ich unserer Befriedigung 
darüber Ausdruck geben, daß noch in diesen Haus- 
halt zusätzlich die Ubergangssumme von 10 Mil- 
lionen DM für die Novelle zum Heimkehrergesetz 
hineingekommen, daß hier also eine Übergangs- 
lösung für den Resthaushalt geschaffen ist. Wir 
freuen uns, daß der Bundesfinanzminister uns die 
Zusage gegeben hat, daß die sich aus der Novelle, 

(B) die wir noch in der nächsten Woche verabschieden 
werden, ergebenden Leistungen im künftigen Haus- 
halt auch wirklich garantiert sein werden. 

Im Anschluß an die Novelle zum Heimkehrer- 
gesetz möchte ich noch eine Frage anrchneiden, die 
mir besonders wichtig erscheint. Wenn wir das 
Problem der Nachkriegsnot betrachten und 
an die großen Kreise denken, die durch die Gesetz- 
gebung und durch diesen Haushalt noch nicht voll- 
kommen befriedigt werden konnten, dann stehen 
vor allen Dingen die Menschen vor uns, die unter 
den Folgen des Zeitalters des Fragebogens, des La- 
gers und der Angst, unter den Folgen des Terrors 
und all des Unrechts, das in den vergangenen Jahr- 
zehnten über unser Volk gekommen ist, gelitten 
haben, die Menschen, die „Opfer“ geworden sind. 
Es ist ein besonderes Anliegen der Deutschen Par- 
tei, hier auszudrücken, daß für uns bei der Ent- 
schädigung eine gleichberechtigte Rangfolge aller 
Opfer des Terrors, des Lagers und der Leiden ge- 
geben ist. Wir werden nicht zustimmen, daß etwa 
ein Entschädigungsgesetz für Opfer des National- 
sozialismus verabschiedet wird, wenn nicht auch 
die Opfer des Stalinismus und die Opfer, die von 
deutsdien Soldaten und deutschen Menschen in den 
Lagern der westlichen europäischen Mächte ge- 
bracht worden sind, berücksichtigt werden. Wir 
wollen auch nicht die Opfer der Ostzone und die 
vielen deutschen Frauen und Männer vergessen, 
die heute noch in den Arbeitslagern des Ostens 
schmachten. Deshalb haben wir den Wunsch, daß 
noch in diesem Parlament eindeutig Bekenntnis 
abgelegt wird, daß keines dieser Leiden etwa mit 
„fünf Mark“ oder mit „einer Mark“ pro Tag ab- 
gegolten werden kann, sondern daß nur eine sinn- 
volle und gerechte Abgeltung aller dieser Leiden 
möglich ist. Wir wünschen, daß diese Abgeltung im 


Bundestag ihren gesetzlichen Niederschlag mit (Q 
einem gedeckten Wechsel findet, der dann auch 
eingelöst wird. 

(Beifall bei der DP.) 

(Vizepräsident Dr. S c h m i d übernimmt den 
Vorsitz.) 

Yizepräsidaiit Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Renner. 


Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ein Wort nur an die Sprecherin der 
DP. Was hat sie eigentlich gesagt? Sie hat ge- 
wünscht, daß es in puncto Versorgung besser wird. 
Nun, warum stimmen Sie denn dann unseren An- 
trägen nicht zu? Warum haben Sie die Reihenfolge, 
in der wir unsere Forderungen gestellt haben, ge- 
glaubt in Zweifel ziehen zu müssen? Wie man’s 
macht, macht man’s Ihnen verkehrt, Frau Ka- 
linke! Das Hauptanliegen, das aus Ihren Reihen 
in der Frage des Bundesversorgungsgesetzes im- 
mer wieder kam, war doch die Beseitigung der so- 
genannten „Onkelehen“. Nun schlagen wir, um da- 
gegen etwas Positives zu tun, die Bewilligung einer 
dreifachen Jahresrente für die Witwen vor, die 
wieder heiraten wollen. Und nun haben Sie in 
vollkommener Negierung der moralinsauren Re- 
den, die von Ihnen in den letzten Monaten dazu 
gehalten worden sind, auch für diese Forderung 
nur ein Nein. Sie haben immer nur ein Nein, Frau 
Kalinke, wenn es um sozialpolitische Forderungen 
geht. 

(Abg. Frau Kalinke: Unerhört!) 

Und wenn ich zu irgend jemandem in diesem 
Hause zu Recht gesagt habe, daß er „fleisch ge wor- 
dene Reaktion“ ist, dann zu Ihnen. 


(Lachen rechts.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 
Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den 
Änderungsantrag der kommunistischen Gruppe auf 
Umdruck Nr. 1001. Wer für die Annahme ist, den 
bitte ich um ein Handzeichen. Gegenprobe! — Letz- 
teres ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
Einzelplan 40 im ganzen. Wer ihm zustimmen will, 
den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! 
— Gegen die Stimmen der kommunistischen Gruppe 
angenommen. 


Ich rufe auf: 

Einzelplan 45 — Haushalt der Finanziellen 
Hilfe für Berlin (Nr. 4523 der Drucksachen). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Brandt. 
Ich erteile ihm das Wort. 


Brandt (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich darf Sie zunächst 
bitten, eine Änderung zu berücksichtigen, die sich 
aus einem Beschluß ergibt, den das Haus gestern 
gefaßt hat. Im Mündlichen Bericht des Haushalts- 
ausschusses Drucksache Nr. 4523 finden Sie unter 
Tit. 600 einen Zuschuß zum Landeshaushalt von 
664 Millionen DM. Diese Summe muß deshalb auf 
650 Millionen DM reduziert werden, weil gestern 
14 Millionen DM beim Einzelplan 08 — Finanz- 
ministerium — als Zuschuß für den Berliner Zoll 
untergebracht worden sind. Es handelt sich also 
einfach um eine andere Postierung. Diese 14 Mil- 
lionen DM müssen in Tit. 600 des Kap. 4502 weg- 
fallen. 

Im übrigen ist es ja geläufig, daß es sich bei Tit. 
600 des Einzelplans 45 um den Zuschuß handelt, 
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(A) den der Bund gemäß § 16 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes dem Berliner Haushalt als einen Ausgleich 
für die unverschuldete Notlage, in die Berlin im 
Zustand der Spaltung Deutschlands geraten ist, zu- 
führt. Im Regierungsentwurf zum Haushaltsplan 
waren zunächst 600 Millionen DM als Bundeszu- 
schuß für den Berliner Landeshaushalt vorgesehen. 
Eine Erhöhung war erforderlich geworden, weil 
sich nicht zuletzt auch durch die Auswirkung voh 
Bundesgesetzen — etwa auf dem Gebiet des Be- 
soldungsrechts — zusätzliche Belastungen für Ber- 
lin ergaben. Hinzukommen einige Sonderausgaben 
für die Vorratshaltung und die Luftfrachtbrücke, 
auch für Frachtbeihilfen für Kohle, Kartoffeln und 
Milch, die teilweise das ausgleichen sollen, was sich 
für Berlin an Mehrbelastungen infolge der beson- 
deren verkehrsmäßigen Bedingungen ergibt. 

Während der Verhandlungen im Ausschuß ergab 
sich, daß die Berliner Finanzverwaltung der Mei- 
nung war, daß es ihr auch mit diesem Zuschuß 
nicht leicht sein würde, zu einem Ausgleich im 
Berliner Landeshaushalt zu kommen. Eine völlige 
Übereinstimmung der Meinungen des Bundesfinanz- 
ministeriums und der Berliner Finanzverwaltung 
war nicht festzustellen. Der Ausschuß hat aber 
geglaubt, daß mit diesem Zuschuß von 650 Millio- 
nen DM doch ungefähr dem Rechnung getragen 
werden kann, was sich hier an Notwendigkeiten 
ergibt und was dem § 16 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes entspricht. 

Um den Wünschen der Berliner Verwaltung 
über das hier erwähnte Maß hinaus noch entgegen- 
zukommen, ist dann beschlossen worden, Berlin die 
Kosten für die Zollverwaltung abzunehmen bzw. 
das Land Berlin dafür zusätzlich zu entschädigen. 
Das sind also die 14 Millionen DM, die ich erwähnt 
.g. habe und von denen auch schon gestern die Rede 
war. 

Im Einzelplan 45 finden Sie nun noch einen 
neuen Tit. 601 in Höhe von 35 Millionen DM. Da- 
mit hat es folgende Bewandtnis: Bis zum Ende des 
Rechnungsjahres 1952 erhob Berlin ein eigenes Not- 
opfer. Ab 1. April 1953 gelten aber die bundes- 
gesetzlichen Vorschriften über das Notopfer Berlin 
mit Ausnahme der Notopfermarke auf den Briefen 
und Postsendungen auch im Lande Berlin. Um den 
Einnahmeausfall auszugleichen, den das Land Ber- 
lin durch Wegfall seines eigenen Notopfers erleidet, 
wird ihm das in Berlin erzielte Aufkommen aus 
dem Notopfer Berlin zur Verfügung gestellt. Die- 
ses Aufkommen ist mit 35 Millionen DM veran- 
schlagt. 

Ich darf Sie bitten, dem Antrag des Ausschusses 
unter Berücksichtigung der Änderung, die ich zu 
Tit. 600 vorgetragen habe, zustimmen zu wollen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Ich eröffne die Aussprache. Auf Umdruck Nr. 1006 
ist ein Antrag angekündigt. Wollen Sie ihn begrün- 
den, Herr Abgeordneter Bausch? Er trägt Ihre 
Unterschrift. 

(Abg. Bausch: 1006? Weiß ich nicht!) 

Der Antrag lautet: 

Im Einzelplan 45 . . . wird der Ansatz bei 
Kapitel 4502 Tit. 600 „Zuschuß zum Landes- 
haushalt“ auf 650 000 000 DM festgesetzt. 

Bausch (CDU): In diesem Antrag ist dasselbe ge- 
sagt, was der Berichterstatter soeben schon erwähnt 
hat. Ursprünglich war vorgesehen, die 14 Millionen 
für die Zollverwaltung Berlins, die der Haushalts- 


ausschuß zusätzlich bewilligt hat, in den Haushalt (Q 
der Finanziellen Hilfe für Berlin aufzunehmen. 

Bei näherer Nachprüfung hat es sich aber als 
zweckmäßiger erwiesen, diesen Betrag nicht hier 
zu etatisieren, sondern im Haushalt des Finanz- 
ministeriums. Bei der Verabschiedung des Haus- 
halts des Finanzministeriums ist bereits ein dies- 
bezüglicher Antrag angenommen worden. Hier 
ist also nunmehr nur die Änderung vorzunehmen, 
daß der Zuschuß zum Landeshaushalt für Berlin 
von 664 Millionen DM auf 650 Millionen gekürzt 
wird. 

Vizepräsident Dr, Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Müller. 

Mülier (Frankfurt) (KPD): Meine Damen und 
Herren! Nach dem Einzelplan für die Finanzielle 
Hilfe für Berlin sollen zunächst einmal 600 Milli- 
onen für die Frontstadtpolitik des Herrn Reuter 
zur Verfügung gestellt werden. Aber dieser Be- 
trag ist ja nidht der alleinige, der Westberlin zu- 
fließt. Ich möchte darauf hinweisen — wir haben 
das auch hier schon einige Male unter Beweis 
gestellt — ■, zu diesen 600 Millionen kommen neben 
den 35 Millionen aus dem sogenannten Notopfer 
noch etwa 400 Millionen für Westberlin an wirt- 
schaftlichen Zuschüssen, es kommen ungefähr 105 
Millionen für Sozialversicherungsleistungen, 120 
Millionen von anderen Stellen, z. B. von der Post, 
hinzu. Außerdem fließen nach Westberlin noch 
rund 680 Millionen aus ERP-Fonds und anderen 
Mitteln. In den letzten Tagen wurde bekanntge- 
geben, daß die amerikanische Regierung einen 
weiteren Betrag von 50 Millionen Dollar für West- 
berlin unter der Bezeichnung „Wirtschaftliche Hil- 
fe“ zur Verfügung gestellt hat, die aber offensicht- 
lich einen anderen Verwendungszweck haben sol- (D) 
len. Ich nehme an, daß die Agitationsgelder, die 
bisher auch von amerikanischer Seite nach West- 
berlin geflossen sind, aufgebraucht sind und infol- 
gedessen neu aufgefüllt werden sollen. Wenn man 
alle diese Beträge zusammennimmt, dann ergibt 
sich, daß nach Westberlin jährlich rund iVi Milliar- 
den DM fließen. 

Wenn wir demgegenüber die Frage beantworten, 
was nun eigentlich die Folgen hinsichtlich der wirt- 
schaftlichen und sozialen Entwicklung sind, dann 
kann doch wohl nicht bestritten werden, daß die 
Zahl der Arbeitslosen sich noch immer an der 
300 000er Grenze befindet und daß auch der Pro- 
duktionsstand im allgemeinen den von 50 Vo gegen- 
über dem Jahre 1936 bisher noch nicht wesentlich 
überschritten hat. 

Was die Ausgabenseite Westberlins anlangt, so 
werden von den zur Verfügung gestellten Mitteln 
allein 170 Millionen DM durch den Besatzungs- 
kostenetat Westberlins verschlungen. Herr Kollege 
Brandt sprach als Berichterstatter davon, die Lage 
in Westberlin sei eine Folge der Spaltung. Das ist 
zweifellos richtig. Aber dann muß man auch die 
Schlußfolgerungen ziehen und die Ursachen für 
diese Lage in Westberlin beseitigen. 

(Zuruf rechts: Jawohl! Tun Sie das!) 

Dabei steht doch zweifellos fest, daß die Verant- 
wortung für diese Spaltung — wir haben das oft 
genug zum Ausdruck gebracht und bewiesen — 

(Zuruf von der Mitte: Deshalb ist es aber 
nicht wahr!) 

auf westlicher Seite zu suchen ist. 

(Zurufe von der SPD.) 
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(Müller [Frankfurt]) 

(A) Denn die Herren Amerikaner und die Herren auf 
der Regierungsbank 

(Abg. Schoettle: Wenn Sie sich noch schämen 
könnten, würden Sie den Mund halten!) 

brauchen West-Berlin für ihre Politik gegen die 
Deutsche Demokratische Republik, für einen neuen 
Krieg. Ich glaube, gerade auch die Ereignisse der 
letzten Zeit beweisen, in welchem Umfang West- 
Berlin zum Eldorado der Agenten, der Provoka- 
teure, der Geheimdienste und der Sabotageorgani- 
sationen gemacht worden ist. 

(Zuruf von der Mitte: Das ist ja unerhört!) 

Um auf diesem Wege West-Berlin aufzurollen und 
die Politik des Herrn Reuter, die Frontstadtpolitik, 
zur Durchführung zu bringen, sollen hier die Gel- 
der mit zur Verfügung gestellt werden. Durch die 
Bereitstellung dieser Milliarden wird West-Berlin 
nicht geholfen. Wir sind der Meinung, daß der ein- 
zige Weg darin besteht, daß die Spaltung überwun- 
den wird. Die Vorschläge, die seitens der Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik gemacht 
worden sind, bezwecken eben, daß sich die Deut- 
schen verständigen, um zur Einheit zu kommen und 
damit auch die Lage West-Berlins zu bereinigen. 
Das bedeutet allerdings auch, daß die ganzen ge- 
heimen Spalterorganisationen, alle diese Agenten- 
zentralen dann den West-Berliner Boden endgültig 
verlassen und Friede und Freiheit einkehren 
werden. 

(Abg, Mellies: Welche Walze werdet ihr in 

6 Wochen auflegen müssen! Nur noch be- 
dauern kann man euch! — Weitere Zurufe.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-» 
geordnete Brandt. 

(B) 

Brandt (SPD): Meine Damen und Herren! Dem 
Herrn Vorredner ist sicher zuzustimmen, wenn er der 
Meinung Ausdruck gibt, daß die Zuschüsse, die 
Berlin benötigt — leider benötigt — , eine Folge der 
außergewöhnlichen Lage sind, in der sich die ge- 
spaltene deutsche Hauptstadt befindet. Aber wenn 
er die Frage nach den Ursachen stellt, muß doch 
im Interesse der Wahrheit — wenn auch nur mit 
zwei Sätzen — festgestellt werden, daß es eben 
dieselben politischen Kräfte, für die er tätig ist, 
zu dieser Spaltung Berlins haben kommen lassen, 
zu dieser Isolierung, zu der Strangulierung und 
Drangsalierung Berlins, und daß es nur eine Mög- 
lichkeit gibt, von diesen Zuständen wegzukommen, 
nämlich dadurch, daß die Verhältnisse endlich nor- 
malisiert werden. Das kann nur geschehen, wenn 
die Spaltung, die im Jahre 1948 durch den öst- 
lichen Stadtsowjet in Berlin erfolgte, endlich da- 
durch überwunden wird, daß in ganz Berlin freie 
Wahlen erfolgen und damit wieder eine geordnete 
Verwaltung im ganzen Stadtgebiet eingeführt wer- 
den kann. 

(Sehr richtig! bei der SPD und in der Mitte.) 

Zu dem zweiten Punkt möchte ich folgendes 
sagen. Es ist beinahe unvorstellbar, wie sich der 
Angehörige einer Partei, die einmal zum linken 
Flügel der Arbeiterbewegung gehörte, heute er- 
dreistet, dann von Agententätigkeit zu sprechen, 
wenn es sich darum handelt, daß die Ausüber der 
Staatsallgewalt im Osten ihre Staatsgewalt, ihre 
Polizei, ihre Geschütze, ihre Tanks gegen jene Ar- 
beiter einsetzen, die für Arbeiterinteressen und 
nationale Interessen zur Arbeitsniederlegung und 
zu den Demonstrationen geschritten sind. 

(Beifall bei der SPD und in der Mitte.) 


Dieses törichte Geschwätz von den Agenten kann (C) 
nur eine Reaktion hervorrufen, nämlich die tiefste 
Verachtung. 

(Beifall bei der SPD und bei den Regierungs- 
parteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung, zunächst über den 
Antrag der Gruppe der KPD Umdruck Nr. 1001, 
den der Abgeordnete Müller begründet hat. Wer 
für die Annahme ist, den bitte ich um ein Hand- 
zeichen. — Gegenprobe! — Gegen die Stimmen der 
kommunistischen Gruppe abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr abstimmen über den Ände- 
rungsantrag Umdruck Nr. 1006, den der Kollege 
Bausch begründet hat. Wer für diesen Antrag ist, 
den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! 

— Der Antrag ist angenommen. 

Ich lasse abstimmen über den Einzelplan 45 in 
der nunmehr festgestellten Fassung. Wer ihm zu- 
stimmen will, den bitte ich, die Hand zu erheben. 

— Gegenprobe! — Gegen die Stimmen der kommu- 
nistischen Gruppe angenommen. Damit ist Einzel- 
plan 45 erledigt. 

Zu Einzelplan 49 hat die Aussprache schon statt- 
gefunden. Wir haben nur noch abzustimmen. — 
Zur Abstimmung wird das Wort nicht gewünscht. 
Wer dem Einzelplan 49 zustimmen will, den bitte 
ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Ent- 
haltungen? — Gegen einige Stimmen bei zahl- 
reichen Enthaltungen angenommen. 

Dann 

Einzelplan 50 — Haushalt für Angelegen- 
heiten des Europarats und verwandte Ge- pj 
biete — (Nr. 4525 der Drucksachen), 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Blank. 

(Abg. Dr. Blank (Oberhausen): Berichterstat- 
tung ist schon erfolgt!) 

— Die Berichterstattung ist schon erfolgt. 

Herr Abgeordneter Pfleiderer hat das Wort. 

Dr. Pfleiderer (FDP): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! In der 268. Sitzung am 3. Juni 
dieses Jahres wurde im Plenum der Schriftliche 
Bericht des Auswärtigen Ausschusses, Drucksache 
Nr. 4098, beraten. Der Bericht befaßte sich mit der 
Pflege der Kenntnisse über die deutschen Ostge- 
biete, Osteuropa und Südosteuropa. Der Antrag des 
Ausschusses wurde mit über v/i egender Mehrheit 
angenommen. In Ziffer 5 des Antrags wurde die 
Bundesregierung u. a. ersucht, 

einen angemessenen Beitrag zu dem Euro- 
päischen Kulturfonds für die Exilierten zu 
leisten, dessen Schaffung von der Beratenden 
Versammlung des Europarates im Dezem- 
ber 1951 empfohlen wurde. 

Welche Bewandtnis es mit dem Europäischen 
Kulturfonds hat, braucht heute nicht noch einmal 
ausgeführt zu werden. Die Einzelheiten gehen aus 
dem Schriftlichen Bericht des Ausschusses sowie 
aus der Aussprache im Plenum zur Genüge hervor. 

Nach der Annahme des Antrags vom 3. Juni die- 
ses Jahres war es leider nicht mehr möglich, die 
Frage des Europäischen Kulturfonds im Haushalts- 
ausschuß zu beraten. Aus diesem Grunde ist es 
nötig, die finanziellen Anträge zur Durchführung 
des Beschlusses des Plenums vom 3. Juni in der 
heutigen Sitzung zu stellen. 
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(Dr. Pfleiderer) 

(A) Wie aus den Straßburger Beratungen hervor- 
geht, ist kaum damit zu rechnen, daß der Kultur- 
fonds vor Beginn des Haushaltsjahres 1954/55 wirk- 
sam werden wird. Es ist deshalb auch nicht nötig, 
heute einen Beschluß über Bewilligung des deut- 
schen Beitrags in voller Höhe zu fassen. Unerläßlich 
ist es dagegen, einen Teilbeitrag zu bewilligen, da- 
mit auf Grund dieser Bewilligung den zuständigen 
Straßburger Organen die deutsche Mitwirkung mit- 
geteilt werden kann, so daß diese dann beginnen 
können, die Fragen der Verwaltung des Fonds zu 
klären, und den einzelnen Regierungen eine Vor- 
lage zur Beschlußfassung unterbreiten können. 

Ich stelle daher den Antrag, gemäß Umdruck Nr. 
1008 in Kap, 5002 einzusetzen: 

Tit. 277 Europäischer Kulturfonds für die 
Exilierten erste Rate für 1953/54 

100 000 DM. 

Ich möchte empfehlen, diesen Betrag durch Ein- 
sparungen bei anderen Beiträgen internationaler 
Art bzw. aus den Mitteln für unvorhergesehene 
Ausgaben zu decken. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Bundesminister der Finanzen. 

Schaffer, Bundesminister der Finanzen: Herr Prä- 
sident! Meine Damen und Herren! Der Antrag ent- 
spricht an sich dem Willen, der in den Beratungen 
des Auswärtigen Ausschusses und im Bundestag 
zum Ausdruck gekommen ist. Ich erkläre ausdrück- 
lich, daß ich gern bereit bin, die gewünschte Mög- 
lichkeit zu schaffen, damit die deutschen Wortfüh- 
rer in Straßburg die Verhandlungen auf der Grund- 
lage führen können, daß die :^anziellen Mittel von 
dem Zeitpunkt an, von dem an sie benötigt wer- 
den — also, wenn der Kulturfonds geschaffen 
(Bl wird — , zur Verfügung stehen. 

Ich habe aber formelle Bedenken dagegen, diesen 
Antrag anzunehmen, weil ja zur Abgleichung ein 
Gegenposten geschaffen werden müßte. Ich frage 
die Herren Antragsteller, ob sie sich nicht mit der 
Erklärung des Bundesfinanzministers begnügen, 
die deutschen Wortführer dürften bei den Ver- 
handlungen davon ausgehen, daß für den Fall der 
Bildung des Kulturfonds schon in diesem Haus- 
haltsjahr ein Betrag von 100 000 DM aus Erspar- 
nissen oder auf einem anderen Wege, den der Bun- 
desfinanzminister suchen würde, mit Sicherheit zur 
Verfügung gestellt wird. Die Verhandlungen könn- 
ten auf dieser Grundlage geführt werden. Der Zeit- 
punkt und die Höhe sind heute so unsicher, daß es 
mir verfrüht erscheint, einen Betrag mit Gegen- 
posten in den ordentlichen Etat einzusetzen. Ich 
glaube, auf die Erklärungen des Bundesfinanz- 
ministers darf vertraut werden. 

VIzepräsNent Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Pfleiderer. 

Dr. Pfleiderer (FDP): Herr Präsident! Ich nehme 
das Wort des Herrn Bundesfinanzministers für 
bares Geld 

(Heiterkeit) 

und will auf Grund dessen davon absehen, den 
Antrag zu stellen. 

(Abg. Renner: Sie können eine Schuldver- 
schreibung dafür kriegen!) 

Vizepräsident Dr.* Schmid: Herr Abgeordneter 
Pfleiderer, Sie ziehen Ihren Antrag also zurück. 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Es liegt ein kommunistischer Antrag vor. Wird er 
begründet? — Nicht! 


Ich lasse zunächst über den kommunistischen An- iO 
trag Umdruck Nr. 1001 abstimmen. Wer dafür ist, 
den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! 

— Gegen die Stimmen der Antragsteller abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über den Einzelplan 50 ab- 
stimmen. Wer ihm zustimmen will, den bitte ich, 
die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun- 
gen? — Gegen einige Stimmen bei zahlreichen Ent- 
haltungen angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 60 — Haushalt der Allgemeinen 
Finanzverwaltung — (Nr. 4526 der Druck- 
sachen) in Verbindung mit der Beratung des 
Mündlichen Berichts des Haushaltsausschusses 
(10. Ausschuß) über den Antrag der Abge- 
ordneten Brookmann und Genossen betref- 
fend Mittel für den Bau von Schwimmbädern 
in Schleswig-Holstein (Nrn, 4538, 4042 der 
Drucksachen). 

In beiden Fällen ist Berichterstatter der Abge- 
ordnete Wacker. Ich erteile ihm das Wort zur Be- 
richterstattung. 

Wacker (CDU), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Zunächst darf ich etwas 
über die Einnahmen des ordentlichen Haushalts be- 
richten. Die Steuereinnahmen für 1953 sind unter 
Berücksichtigung des tatsächlichen Aufkommens des 
Jahres 1952 geschätzt. Nach den bisherigen Erfah- 
rungen dürfen wir den Schätzungen des Bundes- 
ministers der Finanzen volles Vertrauen schenken. 

Bis jetzt war es so, daß der Finanzminister die 
Steuereinnahmen mit ziemlicher Sicherheit richtig 
geschätzt hat. 

Die Änderungen, die Ihnen der Haushaltsausschuß 
in dem Mündlichen Bericht vorschlägt, ergeben sich P) 
im wesentlichen daraus, daß der Anteil des Bundes 
an der Einkommen- und Körperschaftsteuer auf 
38 V. H. festgesetzt ist. Die Regierungsvorlage des 
Bundeshaushaltsplans Drucksache Nr. 4000 ist ja 
von der Annahme ausgegangen, daß dem Bund 
44®/o zugestanden werden. 

Nachdem nunmehr der Bundesanteil auf 38 Vo 
festgesetzt ist, hatte der Haushaltsausschuß daraus 
die finanziellen Folgerungen zu ziehen. Der Bun- 
desanteil wurde von 5038 Millionen um 860 auf 
4178 Millionen DM gesenkt. Es ergibt sich also eine 
Einnahmeminderung von 860 Millionen. Im Zusam- 
menhang damit schlägt der Haushaltsausschuß zwei 
Maßnahmen vor, die im wesentlichen der Deckung 
dieses Ausfalls dienen sollen, und zwar: 

1. Infolge der durch die Kleine Steuerreform 
eintretenden Senkung der Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer wird mit einem höheren Verbrauch 
von verbrauchsteuerpflichtigen Gütern und mit 
einem erhöhten Umsatz und damit mit einem er- 
höhten Aufkommen an Steuern gerechnet. Der 
Haushaltsausschuß glaubt daher, dem Hohen Hause 
Vorschlägen zu können, einen neuen Einnahmean- 
satz vorzusehen, und zwar Mehrertrag aus Steuern 
in Höhe von 175 Millionen DM. 

2. Der Beitrag des außerordentlichen Haushalts 
zur Deckung des ordentlichen Haushalts betrug nach 
der Regierungsvorlage rund 250 Millionen DM, Die 
Mittel sollen einer Anleihe entnommen werden, die 
das ERP-Sondervermögen aus Rückflüssen von 
ERP-Mitteln dem Bund zur Verfügung stellt. Die- 
ser Beitrag des außerordentlichen Haushalts an den 
ordentlichen Haushalt soll um rund 657 auf rund 
907 Millionen DM erhöht werden, um aus einem 
von der Bank deutscher Länder hierfür zugesagten 
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(Wacker) 

(A) kurzfristigen Kredit die fehlenden Mittel zum Aus- 
gleich des Ausfalls an Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer zu erlangen. 

Die Zuckersteuer ist in der Regierungsvorlage 
noch mit 410 Millionen DM veranschlagt. Nach dem 
Zweiten Gesetz zur Änderung des Zuckersteuerge- 
setzes vom 12. Februar 1953 ergibt sich ein Steuer- 
ausfall von 60 Millionen DM. Der Ansatz ist dem- 
nach entsprechend gesenkt worden. 

Ich darf nun die Einnahmen entsprechend den 
Vorschlägen des Haushaltsausschusses zusammen- 
fassen. Die Einnahmen ergeben sich aus Besitz- 
und Verkehrsteuern in Höhe von 9425,3 Millionen 
DM = 39,3 ®/o aller Einnahmen einschließlich des 
außerordentlichen Haushalts, aus Zöllen und Ver- 
brauchsteuern 6045 Millionen DM “ 25,2 ®/o, Mehr- 
ertrag aus Steuersenkung 175 Millionen DM = 
0,7 Vo, Notopfer Berlin 835 Millionen DM = 3,6 Vo, 
Bundesanteil an der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer 4178,1 Millionen DM = 17,4 Vo. Das gibt zu- 
sammen 20 658,4 Millionen DM ” 86,2 Vo aller Ein- 
nahmen einschließlich des außerordentlichen Haus- 
halts. Damit werden also rund 86 Vo aller Bundes- 
ausgaben des ordentlichen und des außerordent- 
lichen Haushalts durch Steuern aufgebracht. Rund 
10”/o sollen durch eine Anleihe gedeckt werden, und 
rund 40/0 werden durch übrige Einnahmen, im 
wesentlichen aus Verwaltungseinnahmen, ausge- 
glichen. Das sind die Einnahmen. 

Zu den Ausgaben des ordentlichen Haushalts fol- 
gendes: Sie wissen, daß im Haushalt der allge- 
meinen Finanzverwaltung diej enigen Ausgaben ver- 
anschlagt sind, die nicht einem einzelnen Ressort 
zufallen, sondern die Gesamtheit der Bundesver- 
waltung betreffen. Wir finden also hier veran- 
/ß. schlagt Versorgungsbezüge, Beihilfen und ähnliche 
Personalausgaben. 

Ich darf hier auf Kap. 6003 Tit. 151 verweisen. 
Dieser Titel sieht Ausgaben von 440 000 DM für 
W^artegelder an ehemalige Angehörige aufgelöster 
Dienststellen des Vereinigten Wirtschaftsgebiets 
vor. Dieser Titel war Gegenstand einer längeren 
lebhaften Diskussion. Der Ausschuß hat zwar dem 
Ansatz gegen eine Stimme zugestimmt, mich jedoch 
ausdrücklich beauftragt, seine großen Bedenken da- 
gegen hier zu betonen und dem Hohen Hause die 
von ihm gefaßte Entschließung vorzutragen. Die 
Entschließung lautet: 

Der Haushaltsausschuß gibt der Erwartung 
Ausdruck, daß die Bundesregierung mit allen 
zweckmäßigen Mitteln darauf hinwirkt, daß 
den Wartegeldempfängern die Rückkehr zu 
einer geeigneten Tätigkeit durch das Anbie- 
ten entsprechender Planstellen ermöglicht 
wird. 

Daneben finden Sie aber auch eine Reihe von 
Ausgaben, die eigentlich in einem besonderen Ein- 
zelplan über äußere Kriegsfolgelasten veranschlagt 
werden sollten. Dazu gehören z. B. die Wiedergut- 
machung Israel, die Abgeltung niederländisdier 
Ansprüche auf Restitutionen von Aktien und fer- 
ner die Kosten der Erhaltung deutscher Kriegsgrä- 
ber im Ausland bis zur Regelung durch den Frie- 
densvertrag. 

Im Laufe der Beratungen sind weitere zwangs- 
läufige Ausgaben entstanden, die der Haushalts- 
ausschuß dem Hohen Hause zur Genehmigung vor- 
legt, und zwar Erstattung von Zahlungen an die 
Konversionskasse in Höhe von 10 Millionen DM, 
Zahlung an die USA auf Grund der Verbindlich- 
keiten aus der Lieferung von Überschußgütern, und 


zwar den zweiten Teilbetrag in Höhe von 136,9 Mil- (C) 
lionen DM, und drittens den zweiten Teilbetrag für 
den Rückkauf von durch die Besatzungsmächte be- 
schlagnahmten Schwimmdocks in Höhe von 5,9 Mil- 
lionen DM. Für unvorhergesehene Ausgaben sind 
nur 9 Millionen veranschlagt. Rücklagen sind sonst 
nicht vorgesehen. 

Nun darf ich Ihre Aufmerksamkeit auf den außer- 
ordentlichen Haushalt des Einzelplans 60 lenken. 
Wie die früheren Haushalte enthält auch dieser 
außerordentliche Haushalt wiederum das Darlehen 
an das Land Schleswig-Holstein. Der Haushalts- 
ausschuß empfiehlt dem Hohen Hause, den Ansatz 
von 50 Millionen DM auf 56,2 Millionen DM zu er- 
höhen. Ferner sind im außerordentlichen Haushalt 
vorgesehen die Ausgaben zur Beschaffung von 
Wohnraum für Angehörige der Zollverwaltung so- 
wie eine Reihe von Beteiligungen. Der Haushalts- 
ausschuß hat neu vorgesehen die Einstellung eines 
Zuschusses an die Fahrzeug- und Maschinenbau 
Watenstedt GmbH mit 3,2 Millionen DM, ferner 
Ausgaben für den Neu- und Umbau von Dienstge- 
bäuden in Bonn in Höhe von rund 5 Millionen DM 
sowie 208 Millionen DM für den Rückkauf der 
75 V. H. der deutschen Quote übersteigenden DM- 
Bestände des internationalen Währungsfonds. Dem 
letzteren steht allerdings eine entsprechende Ein- 
nahme gegenüber. Der Beitrag des außerordent- 
lichen Haushalts zur Deckung des ordentlichen 
Haushalts hat sich von 249,9 Millionen DM um 657 
Millionen DM auf 907 Millionen DM erhöht. Ich 
habe Ihnen bereits bei der Berichterstattung über 
die Einnahmen vorgetragen, daß diese Erhöhung 
durch den Steuerausfall anläßlich der Kleinen 
Steuerreform bedingt ist. 

Zum Schluß darf ich noch darauf hinweisen, daß 
der Haushaltsausgleich von zwei Voraussetzungen p] 
ausgeht, die noch nicht erfüllt sind. Der vorliegende 
Haushaltsplan hat zwei Gesetzentwürfe berück- 
sichtigt, die zur Zeit beim Bundesrat liegen, näm- 
lich das Gesetz zur Deckung der Aufwendungen für 
die Sowjetzonenflüchtlinge, das dem Bund eine Ein- 
sparung von 40 Millionen DM einbringen soll, und 
das Gesetz über die Beiträge des Bundes zu den 
Steuerverwaltungskosten der Länder, das dem Bund 
eine Einsparung von 182 Millionen DM einbringen 
soll. Der Haushaltsplan geht von der Voraussetzung 
aus, daß diese Gesetze noch beschlossen und ver- 
abschiedet werden. 

Ich habe im Auftrag des Haushaltsausschusses 
das Hohe Haus zu bitten, dem Einzelplan 60 zuzu- 
stimmen. 

In Verbindung damit darf ich noch über den An- 
trag der Abgeordneten Kahn und Genossen, Druck- 
sache Nr. 4573, berichten. Der Haushaltsausschuß 
hat sich nicht entschließen können, diesem Antrag 
zuzustimmen, da die Voraussetzungen für die Er- 
klärung zu Notstandsgebieten erhöhten Grades nicht 
gegeben sind. Der Antrag wurde vom Haushalts- 
ausschuß abgelehnt. Ich habe den Auftrag, das Hohe 
Haus zu bitten, sich dem Beschluß des Haushalts- 
ausschusses anzuschließen. 

Desgleichen darf ich über den Antrag Drucksache 
Nr. 4572 berichten. Hier hat der Haushaltsausschuß 
beschlossen, in Anbetracht dessen, daß im Einzel- 
plan 60 Kap. 02 Titel 530 und Titel 600 entspre- 
chende Beträge vorgesehen sind, den Antrag Druck- 
sache Nr. 2078 für erledigt zu erklären. Ich darf 
das Hohe Haus bitten, sich diesem Antrag anzu- 
schließen. 

Die Drucksache Nr. 4042 — Antrag der Abgeord- 
neten Brookmann und Genossen betr. Mittel für 
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(Wadter) 

(A) den Bau von Schwimmbädern in Schleswig-Holstein 
— wurde dem Ausschuß für Fragen des Gesund- 
heitswesens — als federführendem Ausschuß — und 
dem Haushaltsausschuß überwiesen. Der Ausschuß 
für Fragen des Gesundheitswesens hat dahingehend 
Stellung genommen, daß Einrichtungen von 
Schwimmbädern nicht nur in Schleswig-Holstein, 
sondern im ganzen Bundesgebiet im Interesse der 
Volksgesundheit zu begrüßen wären. Der Haus- 
haltsausschuß hat ablehnend zu der Vorlage Stel- 
lung genommen, mit der Begründung, der Bund 
sei für den Bau von Schwimmbädern nicht zu- 
ständig, Der Antrag Drucksache Nr, 4042 wurde ab- 
gelehnt. Der Haushaltsausschuß bittet das Hohe 
Haus, seinem Anträge — • Drucksache Nr. 4538 — ■ 
beizutreten. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Ich habe noch festzustellen, daß 
Antrag Umdruck Nr. 1012 durch vorhergegangene 
Abstimmung erledigt ist. 

Wird das Wort gewünscht? — Das Wort hat der 
Abgeordnete Renner. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben mit unserem Antrag zu 
Einzelplan 60 das Problem der Steuergerechtigkeit 
und die Methoden der Eintreibung der indirekten 
Steuern, Art und Höhe, heraussteilen wollen, um 
die These des Herrn Bundesfinanzministers zu wi- 
derlegen, die dahin geht, er betreibe eine Steuer- 
politik in der Linie einer „gerechten steuerlichen 
Belastung der Massen“. 

Wenn wir die Positionen, die im Einzelplan 60 als 
Ergebnis der einzelnen Steuern enthalten sind, an- 
sehen, kommen wir zu erstaunlichen Feststellun- 
(ß' gen. So beträgt z. B. der Ertrag aus den Umsatz- 
steuern 9 Milliarden DM. 

(Hört! Hört! bei der KPD.) 

Also fast die gesamte, offen zugegebene Summe der 
Aufrüstungskosten nimmt der Herr Finanzminister 
allein aus diesen Steuern. Aus der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer hat er sich jetzt einen An- 
teil von 410 Milliarden DM gesichert, 

(Abg. Bausch: Da haben Sie einige Nullen 
hinzugefügt!) 

mit dem Ergebnis — das oft genug hier festgestellt 
worden ist — , daß in den Gemeinden und Ländern 
keine ausreichende Sozial- und Kulturpolitik mehr 
betrieben werden kann. 

(Abg. Bausch: Drei Nullen zuviel! — 4,10 
Milliarden DM!) 

Aus der Tabaksteuer nimmt der Finanzminister 
2,3 Milliarden DM heraus, aus der Kaffeesteuer den 
Betrag von 520 Millionen DM, aus der Teesteuer 
42 Millionen DM, aus der Zuckersteuer 350 Millio- 
nen DM, aus der Salzsteuer 42 Millionen, aus der 
Zündwarensteuer 61 Millionen, aus der Leuchtmit- 
telsteuer 26 Millionen DM. 

(Zuruf von der CDU: Das wissen wir!) 

— Sie wissen das? Ich sage das ja auch nicht zu 
Ihnen, ich sage das ja für unser Volk, damit unser 
Volk einmal merkt, wie es durch diese Steuern 
schamlos ausgebeutet wird. Diese Steuern belasten 
in der Höhe den reichen Herrn Pferdmenges genau 
so wie den armen Invaliden und Erwerbslosen; 
nur ist die Auswirkung dieser Belastung für den 
Invaliden tausendmal schwerer als für den Herrn 
Pferdmenges, Sie betreiben also hier eine Steuer- 
politik, die darauf hinausläuft, das Volk, das 
sowieso schon durch die anderen, direkten Steuern 


schamlos ausgebeutet wird, darüber hinaus auch (Q 
noch in dieser Form der indirekten Massensteuern 
ungeheuerlich auszubeuten. 

(Zuruf rechts: Lauter!) 

Wir sind der Meinung, daß das System der Steuer- 
aufbringung geändert werden muß und daß wir 
endlich zu einem System kommen müssen, das, auf- 
bauend auf dem tatsächlichen Einkommen der 
Steuerpflichtigen, im Sinne einer progressiven 
Steuer die Mittel schafft, die der Staat zur Erfül- 
lung seiner sozialen, seiner kulturellen und seiner 
übrigen, echten staatlichen Pflichten wirklich 
braucht. Wir haben deshalb, weil Sie gerade mit 
diesen Massensteuern, die doch die ungerechteste 
Steuerart darstellen, große Teile ihres Kriegshaus- 
halts ausbalancieren, den Antrag gestellt, daß diese 
Summen gestrichen werden. 

(Beifall bei der KPD.) 

Vizepräsident Dr, Schmid: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache 
über Einzelplan 60. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem soeben gestellten Antrag der kommuni- 
stischen Gruppe zustimmen will, den bitte ich, eine 
Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 

— Der Antrag ist abgelehnt. 

Über weitere Änderungsanträge ist nicht abzu- 
stimmen. Der Antrag Umdruck Nr. 1012 ist, wie ich 
vorhin sagte, durch vorhergegangene Abstimmun- 
gen erledigt. 

Wer den von dem Herrn Berichterstatter gestell- 
ten Anträgen zustimmen will, den bitte ich, eine 
Hand zu erheben. — Gegenprobe! — 

(Abg. Schoettle: Also, Herr Präsident, das geht 
ja nicht, daß man alle Anträge en bloc zur 
Abstimmung stellt! Es ist doch ein Unter- 
schied zwischen dem Einzelplan und den An- 
trägen!) 

Mir war gesagt worden, man habe sich entsprechend 
geeinigt. 

(Abg. Schoettle: Nein, man hat sich nicht ge- 
einigt!) 

— Dann bitte ich um Entschuldigung wegen meines 
Irrtums. 

Ich lasse zunächst über den Antrag Drucksache 
Nr. 4526 abstimmen, also über den Antrag des Aus- 
schusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, die An- 
lage Einzelplan 60 usw. anzunehmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. 

— Gegenprobe! — Das erste war die Mehrheit; der 
Antrag ist angenommen. 

Ich lasse abstimmen über den Antrag Drucksache 
Nr. 4538; das ist der Antrag des Ausschusses, den 
Antrag Brookmann und Genossen abzulehnen, da 
der Bund für den Bau von Schwimmbädern nicht 
zuständig ist. Wer diesem Antrag zustimmen will, 
den bitte ich, eine Hand zu erheben. — Gegen- 
probe! — Gegen die Stimmen der kommunistischen 
Gruppe angenommen. 

Damit sind sämtliche Anträge erledigt. 

Wir kommen nunmehr zur 

Zweiten Beratung des Entwurfs eines Ge- 
setzes über die Feststellung des Bundeshaus- 
haltsplans für das Rechnungsjahr 1953 (Haus- 
haltsgesetz 1953) (Nr.4000 der Drucksachen). 
Mündlicher Bericht des Haushaltsausschusses 
(10. Ausschuß) (Nr. 4500 der Drucksachen). 
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(Vizepräsident Dr. Schmid) 

(A) und haben zunächst den Mündlichen Bericht ent- 
gegenzunehmen. Ich bitte Herrn Abgeordneten 
Schoettle, diesen Bericht zu erstatten. 

Schoettle (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Das Haushaltsgesetz bil- 
det den Schlußstein der Haushaltsberatungen. Es 
ist der Rahmen, in den der ganze Haushalt gespannt 
ist. Seine Verabschiedung in dieser Beratung ist, 
technisch gesehen, die Rückkehr zu normalen Ver- 
hältnissen in der Haushaltsgesetzgebung. Man muß 
jedoch darauf hinweisen, daß der nächste Bundes- 
tag möglicherweise noch einen Nachtrag zum Haus- 
haltsplan 1953 wird behandeln müssen. 

Das Haushaltsgesetz selbst hat bis auf wenige 
Paragraphen den traditionellen Charakter früherer 
Haushaltsgesetze. Die Veränderungen gegenüber 
dem Regierungsentwurf sind zu einem wesentlichen 
Teil auf Vorschlag des Bundesfinanzministeriums 
vorgenommen worden. Lediglich § 1, der die End- 
summen des Bundeshaushalts festlegt, ist durch 
die materiellen Beschlüsse des Haushaltsausschus- 
ses unmittelbar beeinflußt worden. 

Im einzelnen ist zur jetzt vorliegenden Fassung 
des Haushaltsgesetzes folgendes zu sagen. 

Zu § 1. Die Endsummen haben sich gegenüber 
dem Regierungsentwurf wesentlich verändert. Ich 
darf eine Zwischenbemerkung machen. Ich be- 
richte über die Ergebnisse der Beratungen des 
Haushaltsausschusses und nicht über die Ergeb- 
nisse der zweiten Beratung hier im Hause. Dazu 
habe ich am Schluß noch etwas zu sagen, nachdem 
sich in dieser zweiten Beratung einiges ereignet 
hat, was, wenn die dritte Beratung nicht andere 
Resultate bringt, die Ergebnisse wesentlich beein- 
flußt. 

(Abg. Mellies: Der Antrag zur Reparierung 
liegt schon vor!) 

— Ich habe ihn gesehen, Herr Kollege Mellies; aber 
ich bin hier Berichterstatter und bitte, mich nicht 
aus dieser Rolle zu verdrängen. 

(Heiterkeit.) 

Zu § 1. Der Gesamthaushalt schließt nach 
den Beschlüssen des Haushaltsausschusses mit 
27 780 680 600 DM in Einnahmen und Ausgaben ab, 
und zwar verteilt sich diese Summe auf den ordent- 
lichen Haushalt mit 24 546 053 800 DM und auf den 
außerordentlichen Haushalt mit 3 234 626 800 DM. 
Bemerkenswert ist gegenüber der ursprünglichen 
Regierungsvorlage insbesondere die beträchtliche 
Steigerung der Endsummen des außerordentlichen 
Haushalts. Die Ursache dafür liegt im Auftreten von 
finanziellen Bedürfnissen des Bundes, die über den 
ordentlichen Haushalt nicht zu befriedigen waren. 
Indessen ist darauf hinzuweisen, daß die Positionen 
des außerordentlichen Haushalts weitgehend davon 
abhängen, in welchem Umfange der Herr Bundes- 
finanzminister die Ermächtigung des § 15 des Haus- 
haltsgesetzes zur Aufnahme von Krediten ausschöp- 
fen kann. Im Haushaltsausschuß haben die Herren 
Vertreter des Bundesfinanzministeriums keinen 
Zweifel darüber gelassen, daß die Summen im außer- 
ordentlichen Haushalt auf einer etwas schmalen 
und, man kann sagen, fragwürdigen Grundlage 
stehen. Der Zuschuß des außerordentlichen Haus- 
halts zu dem ordentlichen Haushalt beträgt, wie 
Sie aus der Vorlage zum Einzelplan 60 ersehen, 
allein 907 Millionen DM. 

Der § 2 des Gesetzes ist unverändert geblieben. 
Im Ausschuß hatte ein Vertreter der Opposition be- 
antragt, diese Bestimmung dadurch zu erweitern, daß 


Vorschriften aus dem Haushaltsgesetz 1950 über die (Q 
Bewirtschaftung der Planstellen der Ministerial- 
direktoren und Ministerialdirigenten in den ober- 
sten Bundesbehörden aufgenommen würden. Dieser 
Vorschlag ist vom Ausschuß mit Mehrheit abge- 
lehnt worden. 

Die §§ 3 und 4 und der § 5 Absätze 1 und 3 sind 
ebenfalls unverändert geblieben. Dagegen ist Abs. 2 
des § 5 durch eine Bestimmung erweitert worden, 
wonach die Zustimmung des Bundesfinanzministers 
nicht nur bei der Verfügung über gesperrte Aus- 
gabetitel des Haushaltsplans erforderlich ist, son- 
dern auch bei allen Ausgabemitteln des außerordent- 
lichen Haushalts; Diese Bestimmung ist verständ- 
lich, wenn man weiß, wie ungewiß die Deckungs- 
möglichkeiten für die Ansätze des außerordent- 
lichen Haushalts im ganzen sind. 

Die §§ 6 und 7 sind unverändert geblieben. 

§ 8 Abs. 1 Satz 1 ist ergänzt worden durch die 
Einfügung einer Verpflichtung des Bundesfinanz- 
ministers, die Zustimmung des Haushaltsausschus- 
ses einzuholen, wenn ein Wiedergutmachungsbe- 
rechtigter unter bestimmten Umständen in eine 
vorhandene Planstelle eingewiesen werden soll. Ich 
bitte, in diesem Zusammenhang den § 8 des Ge- 
setzes selber zu lesen. Ich. glaube, es würde jetzt 
zu weit führen, wenn ich die etwas komplizierte 
Materie im einzelnen darlegen wollte. 

Die Behandlung des Fragenkomplexes, den der 
§ 8 regelt, im Haushaltsgesetz war bei früheren 
Haushaltsberatungen lebhaft umstritten. Es hat 
sich jedoch herausgestellt, daß mit einer gesetz- 
lichen Regelung der Unterbringung von wiedergut- 
machungsberechtigten Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes in diesem Bundestag nicht mehr zu rech- 
nen ist. Deshalb hat sich der Ausschuß, obwohl die 
Lösung, wie sie jetzt vorliegt, nicht besonders schön 
ist, entschlossen, die in § 8 vorgesehene vorläufige 
Regelung dem Hohen Hause zur Annahme zu emp- 
fehlen. 

Der § stellt einen Versuch dar, die Grundlage für 
die Verwendung von Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes bei öffentlichen internationalen oder supra- 
nationalen Organisationen zu schaffen. Die Verän- 
derungen, die der Haushaltsausschuß gegenüber der 
Regierungsvorlage vorgenommen hat, entsprechen 
einem Vorschlag der Regierung, in dem gewisse 
Erfahrungen der letzten Zeit verarbeitet worden 
sind. 

Die Änderung des § 10 — Sie sehen die Ände- 
rungen jeweils im Fettdruck — hat lediglich for- 
male Bedeutung. Sie entspricht der Rechtslage, die 
durch die Verabschiedung des Postverwaltungsge- 
setzes geschaffen worden ist. Für den Bundeshaus- 
halt ergibt sich daraus keine materielle Änderung. 

§ 11 ist unverändert. 

§ 12 ist insofern erweitert worden, als künftig 
der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
unterrichtet werden soll, wenn Aufgaben aus dem 
Geschäftsbereich eines Verwaltungszweigs auf einen 
anderen übertragen werden und die Mittel und 
Planstellen auf die neue zuständige Haushaltsstelle 
übergehen sollen. Diesem Vorschlag, der aus dem 
Haushaltsausschuß kam, hat der Vertreter des Bun- 
desfinanzministers zugestimmt. 

Die §§ 13, 14 und 15 Abs. 1 sind unverändert. In 
Abs. 2 des § 15 ist die Kreditermächtigung für den 
Bundesfinanzminister von 1 209 779 800 DM auf 
2 359 015 800 DM erhöht worden. 
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(Schoettle) 

(A) Der § 16 ist unverändert. Als § 16 a ist die Berlin- 
Klausel eingefügt worden. 

Ich darf im Auftrag der Mehrheit des Haushalts- 
ausschusses dem Hause den Antrag auf Drucksache 
Nr. 4500 in allen drei Punkten zur Annahme emp- 
fehlen. 

Nun darf ich noch eine Bemerkung zu dem Er- 
gebnis der zweiten Beratung machen. Es erhebt 
sich die Frage, ob das Haus den jetzt vorliegenden 
Entwurf des Haushaltsgesetzes so verabschieden 
kann, ohne daß die Konsequenzen aus den Resul- 
taten der zweiten Lesung gezogen werden. Ich darf 
auf die Resultate nur hinweisen. 

Wenn die Beschlüsse der zweiten Lesung bestehen 
bleiben, wird sich beim Einzelplan 10 folgende 
Veränderung ergeben: Es entfallen Einnahmen von 
insgesamt 341 274 200 DM und Ausgaben von 
724 610 300 DM. Im außerordentlichen Haushalt 
sind davon 37 Millionen DM an Einnahmen und 
161 162 000 DM an Ausgaben veranschlagt. 

Eine weitere Veränderung ist beim Einzelplan 12, 
Bundesministerium für Verkehr, eingetreten. Durch 
die Beschlüsse der zweiten Lesung sind dort an 
Ausgaben 3,5 Millionen DM beim Kap. Seewasser- 
straßen mehr eingesetzt. In diesem Falle wären 
also die §§ 1 und 15 Abs. 2, die Anleihebestimmun- 
gen zu ändern, denn es ist ganz klar, wenn die 
Ausgabenmittel im ordentlichen Haushalt erhöht 
werden, dann muß dafür auch in den Einnahmen 
eine Deckung geschaffen werden. 

Meine Damen und Herren! Ich kann die Frage 
nicht beantworten, wie das Haus sich aus dieser 
Affäre zieht. Ich mache nur als Berichterstatter 
pflichtgemäß darauf aufmerksam, daß die jetzt in 
der Vorlage des Haushaltsausschusses enthaltenen 

(B) Endzahlen des Haushaltsplans nicht mit den Er- 
gebnissen der zweiten Lesung übereinstimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Ich eröffne die Aussprache. Ich rufe auf die §§ 1, 

- 2 , 

(Abg. Bausch: Ich bitte ums Wort!) 

— Zu welchem Paragraphen, Herr Bausch? Wir 
sind in der zweiten Lesung. Wünscht das Haus jetzt 
die allgemeine Aussprache, die sonst in der dritten 
Lesung stattfindet? Ich hielte das für äußerst un- 
zweckmäßig, denn etwas sollte noch für die allge- 
meine Aussprache in der dritten Lesung bei der 
Haushaltsberatung übrigbleiben. 

(Abg, Bausch: Zu § 1!) 

— Zu § 1 hat das Wort der Abgeordnete Bausch. 

Bausch (CDU): Meine Damen und Herren! Ich 
möchte auf das Bezug nehmen, was der Herr Be- 
richterstatter soeben über das Ergebnis der Bera- 
tung des Haushalts in zweiter Lesung gesagt hat. 
Es ist durchaus richtig, daß insofern ein unbefriedi- 
gendes Ergebnis erzielt worden ist, als der Haus- 
halt des Bundesministeriums für Ernährung und 
Landwirtschaft nicht verabschiedet wurde und beim 
Haushalt für Verkehr das Haus einen Betrag von 
3,5 Millionen DM auf der Ausgabenseite beschlos- 
sen hat, der ohne Deckung geblieben ist. Dadurch 
ist die Frage aufgetaucht, wie wir bei der Verab- 
schiedung des Haushaltsgesetzes in zweiter Lesung 
verfahren sollen. Diese Frage ist insofern aktuell, 
als ja in § 1 des Haushaltsgesetzes eine Aufstellung 
über die Endsumme des Haushalts insgesamt ent- 
halten ist. 


Wir können zu diesem Problem nur in der (Q 
Weise Stellung nehmen, daß wir uns eben zunächst 
einmal mit der Situation abfinden, die sich aus der 
Beratung des Haushalts in zweiter Lesung ergeben 
hat, und der guten Hoffnung Ausdruck geben, daß 
es uns möglich sein wird, in der dritten Lesung die- 
ses nach unserer Auffassung mangelhafte Ergebnis 
in gutem Sinne zu korrigieren. 

(Abg. Blachstein: Was sagt denn der Finanz- 
minister?) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Schoettle. 

Schoettie (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich verstehe die Bemerkung des Herrn 
Kollegen Bausch so, daß wir bei den Endsummen 
in § 1 jetzt die Beträge absetzen sollen, die durch 
die Ergebnisse der zweiten Lesung sozusagen unter 
den Tisch gefallen sind, und daß dann das Resultat 
den Ergebnissen dieser Beratung hier im Hause 
entspricht. Wenn Sie das Haushaltsgesetz wirklich 
in zweiter Beratung auf Grund dessen verabschie- 
den wollen, was wir hier beschlossen haben, dann 
müssen Sie so verfahren. Ob Sie dann in der drit- 
ten Beratung das Resultat wieder umstellen, das 
ist eine Sache, die ich hier nicht zu beantworten 
brauche. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Bausch, ich glaube, daß man dem Abgeordneten 
Schoettle zustimmen muß. Wir können schlechter- 
dings nicht diesen § 1 mit anderen Zahlen beschlie- 
ßen, als sie sich aus der Addition der Endsummen 
der beschlossenen Einzelpläne ergeben. Wenn wir 
anders verführen, würden wir uns einem berechtig- 
ten Tadel aussetzen. — Bitte, Herr Abgeordneter 
Bausch, Sie haben das Wort. pj 

Bausch (CDU): Ich könnte mir vorstellen, daß 
man auch einen anderen Weg einschlagen könnte, 
nämlich den, daß man diese Zahlen einfach zunächst 
ausklammert. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das kann man doch 
nicht machen! 

Bausch (CDU): Der Herr Präsident sagt, man 
kann das nicht machen. Natürlich, das ist kein be- 
friedigendes Ergebnis. Aber ich glaube, es ist im- 
mer noch besser als das, was der Herr Abgeordnete 
Schoettle vorgeschlagen hat. Rein formal gesehen, 
hat er natürlich das Recht auf seiner Seite. Aber 
ich weiß nicht, ob es zweckmäßig ist, wenn wir 
jetzt diese Rechenaufgabe machen und diese Be- 
träge auskalkulieren, wenn wir doch entschlossen 
sind, sie nachher wieder zu ändern. Also, Herr 
Kollege Schoettle, eine sehr produktive Arbeit ist 
die Arbeit, die Sie vorschlagen, in keinem Fall. 
Das formale Recht haben Sie auf Ihrer Seite. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Schoettle. 

Schoettle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe nicht nur das formale Recht 
auf meiner Seite, sondern auch den gesunden Men- 
schenverstand. Das Haus hat beschlossen; die 
zweite Beratung eines Gesetzes ist ein in sidi ab- 
geschlossener Akt, und für die dritte Beratung 
muß dem Hause das Ergebnis der zweiten Beratung 
wieder vorgelegt werden. Ich mache aber einen 
Vorschlag zur Güte. Wir brauchen jetzt nicht den 
Rechenstift in die Hand zu nehmen, sondern bitten 
das Finanzministerium, das ja sowieso diese Vor- 
lage vorbereiten muß, sich hinzusetzen und für die 
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(Schoettle) 

(A) dritte Beratung die Ergebnisse der zweiten Bera- 
tung rechnerisch festzustellen' und vorzulegen. Was 
dann geschieht, das müssen wir dem Hause selber 
überlassen. Insofern könnten wir sagen: Wir ver- 
abschieden den Haushalt in der zweiten Beratung 
vorbehaltlich der Korrektur durch das Finanz- 
ministerium, die wir dann zu Beginn der dritten 
Beratung hier vorfinden. Anders können Sie gar 
nicht verfahren. 

(Abg. Bausch: Das habe ich unter Ausklam- 
merung verstanden!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Bausch, ich glaube, daß zwei Dinge unmöglich sind. 
Es ist unmöglich, daß wir den § 1 mit Zahlen be- 
schließen, die nicht stimmen. Zweitens, wir können 
den § 1 nicht beschließen, indem wir statt der Zah- 
len X und y einsetzen. Das geht auch nicht. Viel- 
mehr müssen wir Zahlen beschließen, die die 
Summe der Endzahlen der Einzelpläne wiedergeben, 
wie sie in der zweiten Beratung beschlossen wor- 
den sind. Anders geht es nicht. Und, Herr Abge- 
ordneter Bausch, das Recht ist nicht immer etwas 
nur Formales, sondern das Recht will fast immer 
recht Gegenständliches, und recht vieles, das man 
gern für etwas halten möchte, dem nur formale 
Bedeutung zukommt, ist fast immer ein sehr gegen- 
ständliches Gebot. 

Das Wort hat der Abgeordnete Renner. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nachdem die Form, in der die zweite Be- 
ratung des Haushaltsplans durchgeführt worden 
ist, schon eine so scharfe Kritik sogar in bürger- 
lichen Zeitungen gefunden hat — ich nehme an, 
daß Sie die Zeitungen morgens vor dem Kaffee- 
trinken lesen — , bin ich der Meinung, daß wir 
(Bj jetzt nicht noch dieses üble Bild dadurch abrunden 
dürfen, daß wir ein Gesetz in zweiter Lesung ver- 
abschieden, ohne den Inhalt des Gesetzes genau zu 
kennen. 

(Abg. Dr. NÖll von der Nahmer: Das ist ja 
falsch!) 

— Das, was ich sage? — Ihre Konzeption ist 
falsch! Wir kennen die Endzahlen nicht, die in die- 
sem Gesetzentwurf festgelegt werden sollen, 

(Zuruf von der Mitte: Dann können Sie nicht 
rechnen!) 

und wir machen im Bundestag solche Experimente, 
bei denen sich die Gemeindevertreter der kleinsten 
Gemeinde, des kleinsten Kleckerdorfes mit Recht 
weigern würden, wenn sie etwas zum Beschluß er- 
heben sollten, was sie in der Endkonsequenz nicht 
kennen. Man kann also die zweite Beratung nicht 
zum Abschluß bringen, Herr Schoettle. Man kann 
nicht etwas „mit Vorbehalt“ verabschieden. Man 
kann keine Unbekannten erster, zweiter und drit- 
ter Größe in einen Beschluß, der Gesetz werden 
soll, hineinarbeiten. 

Sie können nur eine Konsequenz ziehen: die Ab- 
stimmung über diesen Gesetzentwurf absetzen, bis 
die neue Vorlage — korrigiert gemäß den Be- 
schlüssen, die das Plenum gefaßt hat — hier vor- 
liegt. Jedes andere Vorgehen ist ein Bruch der Ver- 
fassung. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Es geht nicht um eine Entschließung; es geht doch 
um ein Gesetz, das wir annehmen sollen, und Sie 
können doch nicht aus Bequemlichkeitsgründen 
oder weil Sie sich nicht die Blöße geben wollen, 
kundzutun, daß nun Änderungsanträge beschlossen 
worden sind. Sie können doch nicht, um diesen 


Eindruck zu verwischen, die Verfassung brechen! (C) 
Das können Sie doch nicht! 

(Zuruf rechts: Das hat doch mit Verfassung 
nichts zu tun!) 

— Doch, das hat mit Verfassung zu tun. Wie Ge- 
setze anzunehmen sind, ist in cier Verfassung ge- 
regelt. 

(Erneuter Zuruf rechts: Schreien Sie nicht so!) 

— Ich werde mir von Ihnen vorschreiben lassen, 
ob ich zurückschreien darf oder nicht. Noch sind Sie 
ja nicht der Präsident, der die Ordnung regelt. Be- 
ruhigen Sie sich also schon einmal und setzen Sie 
sich ernstlich, mit verfassungsmäßig begründeten 
Argumenten, mit mir auseinander. 

Ich bin also der Meinung und erhebe das auch 
zum Antrag, daß die Abstimmung im Augenblick 
nicht durchgeführt werden kann, weil wir nicht 
wissen, über welchen Gesetzesinhalt wir überhaupt 
abzustimmen haben. 

(Beifall bei der KPD) 

Vizepräsident Dr. Schmid; Das Wort hat der Ab- 
geordnete Jaffe. 

üaffe (DP): Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich möchte nicht darauf eingehen, was 
Herr Kollege Renner eben mit viel Stimmaufwand 
hier verkündet hat. 

(Zurufe von der KPD) 

Ich möchte Sie nur darauf aufmerksam machen, 
daß wir natürlich das Haushaltsgesetz in zweiter 
Lesung nicht verabschieden können, ohne daß das 
Gesetz die richtigen Zahlen enthält, die sich 
aus den Beschlüssen in zweiter Lesung ergeben. ^ ^ 
Das halte ich für selbstverständlich, und irgend- 
welche Vorbehalte sind in der Beziehung nicht 
möglich. Da uns aber de facto das Finanzministe- 
rium nicht sofort in diesem Moment mit den kor- 
rigierten Zahlen — und zwar müssen es die genau 
korrigierten Zahlen sein — versorgen kann, bleibt 
einfach nichts anderes übrig, als diese Abstimmung 
um eine gewisse Zeit — um eine Stunde etwa — 
zu verschieben oder die Abstimmung über die 
zweite Lesung in bezug auf das Haushaltsgesetz 
erst in der nächsten Woche, nämlich vor Beginn 
der dritten Lesung, vorzunehmen. Wir müssen mei- 
ner Ansicht nach das Gesetz, solange die dritte 
Lesung noch nicht stattgefunden hat, mit den Zah- 
len, die die zweite Lesung ergeben hat, als richtig 
ansehen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wird noch das Wort 
zu § 1 gewünscht? — Das Wort hat der Abgeord- 
nete Schoettle. 

Schoettle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich schlage vor, die Beratung um zehn 
Minuten auszusetzen. Bis dahin können die Zahlen 
ausgerechnet und dem Hause vorgelegt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ist das Haus einver- 
standen? 

(Zurufe.) 

Ich schlage vor, wir setzen die Abstimmung über 
§ 1 aus. Einige Damen und Herren des Hauses und 
Beamte des Finanzministeriums können rasch die 
kleine arithmetische Operation vornehmen. So- 
lange das geschieht, können wir die anderen Para- 
graphen auf rufen. Es wird ja wohl noch das Wort 
zu diesem oder jenem Paragraphen verlangt. 
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(Vizepräsident Dr. Schmid) 

(A) Ich rufe auf: §§ 2, — keine Wortmeldung, 3, — 
4, — 5, — 6, — 7, — 8, — 9, — 10. — 

Wer den §§ 2 bis 10 in der Ausschußvorlage zu- 
stimmen will, den bitte ich, die Hand zu erheben. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Gegen einige 
Stimmen bei zahlreichen Enthaltungen ange- 
nommen. 

§ 11. Das Wort hat der Abgeordnete Nöll von der 
Nahmer. 

Dr. Dr. Nöll von der Nahmer (FDP): Meine Damen 
und Herren! Ich möchte nicht den § 11 annehmen 
— was wir wahrscheinlich von der Koalition aus 
müssen! — , ohne doch noch einmal auf die schweren 
Sorgen hinzuweisen, die dieser Paragraph mir macht. 
Am Donnerstag abend ist hier viel über die Not- 
wendigkeit gesprochen worden, die Haushaltsvor- 
schriften genau einzuhalten, und ich bin der letzte, 
der dafür nicht durchaus Verständnis hat. Nun 
stehen wir hier wieder vor der unerfreulichen Tat- 
sache — wie schon vor mehreren Jahren — , der 
Bundesbahn erneut Zahlungsverpflichtungen nach 
§ 11 Abs. 1 und Abs. 2 aufzuerlegen, obgleich wir 
alle wissen — darüber ist gar kein Streit! — , daß 
die Bundesbahn diesen Verpflichtungen nicht nach- 
kommen kann. Andererseits den Steuerzahler mit 
diesen Zahlungen zu belasten, liegt auch nicht in 
unserem Interesse, und niemand ist dazu bereit. 

Ich meine also, Herr Bundesfinanzminister, daß 
unbedingt baldmöglichst Mittel und Wege gefunden 
werden müssen, um dieses Problem einmal end- 
gültig zu bereinigen. Ich habe ja mit zahlreichen 
Freunden und unterstützt von Ihrem Hause einen 
Vorschlag in dem Gesetzentwurf Drucksache 4273 
gemacht. Er wird hier leider gleich abgelehnt wer- 
den. Die Lösung, wie wir sie bei den Ausgleichs- 
forderungen vorgeschlagen haben, ist leider auf den 
erbitterten Widerstand der Kollegen im Ausschuß 
für Geld und Kredit gestoßen. Auch unsere Kolle- 
gen im Haushaltsausschuß, der schlecht besetzt war 
und unter großem Zeitdruck bei der Behandlung 
der schwerwiegenden Probleme stand, haben sich 
den Kollegen des Ausschusses für Geld und Kredit 
angeschlossen. Dieser Weg ist also nicht mehr 
gangbar. 

Andererseits hat uns Kollege Seuffert im Haus- 
haltsausschuß mitgeteilt, daß die Bank deutscher 
Länder für die rückständigen Zinsen der Bundes- 
bahn ausreichende Rückstellungen hat. Wenn das 
der Fall ist, meine ich, sollte man hier doch wirk- 
lich im gegenseitigen Einvernehmen dazu kommen, 
diese Frage zu bereinigen, damit wir endlich ein- 
mal aus der sehr unangenehmen Verpflichtung her- 
auskommen, unsere arme Bundesbahn immer wie- 
der mit Zahlungen zu belasten, von denen fest- 
steht, daß sie sie effektiv nicht leisten kann. 

Ich. muß mich hier auch zum Sprecher des Herrn 
Bundespostministers machen, der jetzt leider nicht 
anwesend ist, der mir aber auch gestern noch ein- 
mal seine Sorge darüber ausgedrückt hat, diese 
rund 22 Millionen Zinsen für Ausgleichsforderun- 
gen immer weiter zahlen zu sollen. Herr Kollege 
Seuffert hat im Haushaltsausschuß der Post lobend 
das Zeugnis ausgestellt, daß sie bisher gezahlt hat. 
Die Post ist korrekt, und sie konnte es. Aber jetzt 
steht im Einzelplan 60 die immerhin gar nicht 
kleine Summe von 185 Millionen DM, die die Post 
nunmehr laufend an den Bundeshaushalt abführen 
muß. Der Herr Bundespostminister wies mir gegen- 
über auch gestern noch einmal darauf hin, daß die 
Bundespost ja auch noch das Defizit für die Berli- 
ner Post tragen muß. Ich weiß nicht, ob nicht auch 


noch Anforderungen aus der 131er-Novelle auf die (Q 
Postverwaltung zukommen. Auch die Leistungs- 
fähigkeit der Post ist ja nicht unbegrenzt! Ich habe 
also den Eindruck ■ — nachdem ich dieses Problem 
in dem nicht auf die Gegenliebe des Hauses sto- 
ßenden Antrag zu lösen versucht habe — , hier muß 
wirklich versucht werden, in gütlichem Einverneh- 
men mit der Bank deutscher Länder irgendwie zu 
einem Ausgleich zu kommen. Es erscheint mir un- 
zweckmäßig und mit den Grundsätzen einer gesun- 
den Haushaltsführung nicht vereinbar zu sein, daß 
wir in das Haushaltsgesetz immer wieder Bestim- 
mungen aufnehmen, von denen wir alle wissen, daß 
sie nicht durchzuführen sind. 


Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Seuffert. — Bis er die Tribüne bestie- 
gen hat, kann ich dem Hause mitteilen, daß eine 
interfraktionelle Vereinbarung getroffen ist, wo- 
nach die Sitzung um 14 Uhr abgebrochen werden 
soll. 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist in der Tat so, wie der Herr 
Kollege Nöll von der Nahmer dargelegt hat, daß 
die Zinsverpflichtungen der Deutschen Bundesbahn 
seit Jahren zu Lasten des Bundes bei der Bank 
deutscher Länder zurückgestellt sind, also praktisch 
vom Bund getragen werden. Es ist audi sicherlich 
die Meinung aller beteiligten Faktoren und aller 
Organe dieses Hauses, die sich mit der Sache be- 
faßt haben, daß sowohl über die Zinsverpflichtun- 
gen wie über andere Fragen, die Bundesbahn und 
Bundespost betreffen, eines Tages eine Abrechnung 
stattfinden muß, bei der übrigens, wie ich bemer- 
ken darf, die Bank deutscher Länder völlig aus 
dem Spiel ist; die geht diese Frage nichts an. Aber (d) 
solange diese Abrechnung nicht erfolgen kann — 
und der Herr Kollege Nöll von der Nahmer hat 
noch eine Reihe von Dingen genannt, die auch bei 
der Bundespost in Erwägung gezogen werden müß- 
ten — , ist es natürlich, daß man die Verrechnungs- 
posten, über die abzurechnen ist, in den jeweiligen 
Konten und Gesetzen weiterführt; so eben auch 
hier diese Zinsverpflichtung. Nichts anderes sagt 
im Augenblick angesichts der praktischen Durch- 
führung der § 11 des Haushaltsgesetzes, so daß — 
ich glaube, es ist ja auch kein Antrag gestellt wor- 
den — zur Zeit nichts anderes übrig bleibt, als die 
Konten einfach so weiterzuführen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weiteren Wort- 
meldungen. Anträge sind nicht gestellt. 

Dann können wir abstimmen. Wer dem § 11 zu- 
stimmen will, den bitte ich, die Hand zu erheben. 

— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Gegen einige 
Stimmen bei zahlreichen Enthaltungen angenom- 
men. 

§§ 12, — 13, — 14, — 15, — 16, — 16a, — 17, — 
Einleitung und Überschrift. — Keine Wortmeldun- 
gen. Wer für die Annahme dieser Bestimmungen 
ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegen- 
probe! — Enthaltungen? — Ich muß die Abstim- 
mung wiederholen. Das Haus ist so unregelmäßig 
besetzt, daß die Mehrheit sehr schwer festzustellen 
ist. Wer für die Annahme dieser Bestimmungen 
ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegen- 
probe! — Das erste war die Mehrheit; die Bestim- 
mungen sind angenommen. 

Darf ich fragen, ob man mit der Ausrechnung zu 
§ 1 fertig ist? — Noch nicht ganz. Vielleicht können 
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(Vizepräsident Dr. Schmid) 

(A) wir in der Zwischenzeit aus der übrigen Tagesord- 
nung einiges vorwegnehmen, das nicht lange dauert. 

(Abg. Dr. Dr. Nöll von der Nahmer: Das 
Gewinngesetz!) 

— Dann rufe ich auf Punkt 5 der gestrigen Tages- 
ordnung: 

a) Zweite und dritte Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Verteilung des erzielten Reingewinns der Bank 
deutscher Länder in den Geschäftsjahren 1950 
und 1951 (Nr. 4239 der Drucksachen); 

Mündlicher Bericht des Haushaltausschusses 
(10. Ausschuß) (Nr. 4481 der Drucksachen) 

(Erste Beratung: 261. Sitzung); 

b) Zweite Beratung des von den Abgeordneten Dr. 
Dr. Nöll von der Nahmer, Dr. Blank (Oberhau- 
sen) und Genossen eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung der Vorschriften über 
Gewährung von Ausgleichsforderungen an die 
Bank deutscher Länder (Nr. 4273 der Druck- 
sachen); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für Geld 
und Kredit (12. Ausschuß) (Nr. 4479 der Druck- 
sachen) 

(Erste Beratung: 265. Sitzung); 

c) Erste, zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP eingebrach- 
ten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes über die Landeszentralbanken 

(Nr. 4554 der Drucksachen). 

Zunächst 5 a und 5 b zusammen. Das Wort zur 
Berichterstattung hat der Abgeordnete Seuffert. 

(Bl Seuffert (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Drucksache Nr. 4239, 
über die der Bericht handelt, ist dem Haushalts- 
ausschuß seinerzeit federführend und mitberatend 
dem Ausschuß für Geld und Kredit überwiesen wor- 
den. Da sie in Zusammenhang mit der Drucksache 
Nr. 4273, die dem Ausschuß für Geld und Kredit 
überwiesen worden ist, steht und da außerdem die 
Anträge der Ausschüsse zusammenfallen, haben 
sich die beiden Ausschüsse auf eine gemeinsame 
Berichterstattung durch den Ausschuß für Geld und 
Kredit geeinigt. 

In der Vorlage zur Änderung des Gesetzes über 
die Verteilung des erzielten Reingewinns der Bank 
deutscher Länder, Drucksache Nr. 4239, ist, wie Sie 
sehen, zunächst einfach eine Verlängerung des bis- 
herigen Gesetzes beantragt, das bis zum Jahre 1951 
einschließlich galt und vorsah, daß der Reingewinn 
der Bank deutscher Länder, der ursprünglich den 
Landeszentralbanken als den Kapitalseignern die- 
ser Bank zustand, an den Bund abzuführen ist. 

Zuerst hatte sich der Ausschuß mit der vom 
Bundesrat aufgeworfenen Frage zu befassen, ob 
Gesetze dieses Inhalts zustimmungspflichtig sind. 
Bei der Beantwortung dieser Frage hat er die von 
ihm selbst und auch vom Bundestag mehrfach ein- 
genommene Haltung wieder bestätigt, nämlich daß 
eine Zustimmungspflicht in diesem Falle nicht vor- 
liegt. 

Vor der Beratung dieser Drucksache mußte sich 
der Ausschuß zwangsläufig auch mit dem von den 
Abgeordneten Dr. Dr. Nöll von der Nahmer und 
Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Vorschriften über Gewährung 
von Ausgleichsforderungen an die Bank deutscher 
Länder, Drucksache Nr. 4273, beschäftigen. Nach 


diesem Gesetzentwurf sollten bekanntlich praktisch (Q 
die Zinszahlungen auf die Ausgleichsforderungen 
der Bank deutscher Länder entfallen. Das hätte zur 
Folge gehabt, daß einstweilen bei der Bank deut- 
scher Länder ein Reingewinn nicht angefallen wäre, 
so daß vielleicht über ein Gesetz über die Vertei- 
lung des Reingewinns nicht weiter zu beraten ge- 
wesen wäre. 

Der Ausschuß hat sich bei der Beratung der 
Drucksache Nr. 4273 nicht mit den in der Fach- 
presse teilweise zutage getretenen Erörterungen 
befaßt, welche Rolle die Ausgleichsforderungen bei 
der Deckung der Währung spielen und wie von 
diesem Gesichtspunkt aus ihre Verzinslichkeit oder 
Nichtverzinslichkeit zu beurteilen ist, sondern er 
hat sich einfach an die Zahlen gehalten. Es bleibt 
z. B. nach der Geschäftsrechnung der Bank deut- 
scher Länder für das Jahr 1952 bei 160 Millionen 
DM Zinszahlung durch den Bund einschließlich 
Bundesbahn und Bundespost — also einschließlich 
der sozusagen fiktiv abgeführten Zinsen — nur 
ein Reingewinn von 143 Millionen DM zurück, von 
dem 40 Millionen DM in die Rücklagen gehen, 

6 Millionen DM als Dividende auf das Kapital ge- 
zahlt und 97 Millionen DM an den Bund abgeführt 
werden. Das heißt mit anderen Worten, wenn diese 
Ausgleichsforderungen nicht verzinst werden, kann 
bei der heutigen Situation und, obwohl natürlich 
der reine Geschäftsgewinn zwangsläufig derzeit 
im Ansteigen begriffen ist, möglicherweise immer 
wieder die Lage entstehen, daß von einer Abfüh- 
rung des Reingewinns der Bank deutscher Länder 
überhaupt nicht die Rede sein kann, sondern nur 
von einer Zuführung von Mitteln zur Verlustdek- 
kung oder zur Bildung entsprechender Rücklagen 
bei der Notenbank. Was die Rücklagenbildung an- 
langt, so kann angesichts der Tatsache, daß die 
Notenbank bei einer Bilanzsumme von rund 14 Mil- (D) 
liarden DM heute nur rund 290 Millionen DM 
Rücklagen aufzuweisen hat — also eigentlich weni- 
ger, als man vernünftigerweise von einer Großbank 
zu verlangen hätte — , nicht davon die Rede sein, 
daß diese in absehbarer Zeit weniger stark betrie- 
ben werden könnte, als sie in den letzten Jahren 
betrieben worden ist. 

Es hätte also bei Zugrundelegung dieses Antrags 
Drucksache Nr. 4273 sehr bald die Situation ent- 
stehen müssen, daß praktisch der Bundestag oder 
der Haushaltsausschuß des Bundestages darüber zu 
beschließen hätte, welcher Verlust bei der Noten- 
bank zu decken oder welche Reserven bei ihr an- 
zusammeln wären. Nach der jetzigen Gesetzeslage 
ist zwar der Reingewinn der Notenbank an den 
Bund abzuführen. Wie hoch dieser Reingewinn ist 
und was vorher an notwendigen Rücklagen aus- 
zuscheiden ist, bestimmt aber nicht ein Organ des 
Bundes, sondern der Zentralbankrat. 

Für die Ablehnung des Antrags Drucksache Nr. 
4273, die Ihnen gemäß den Beschlüssen beider Aus- 
schüsse in dem Mündlichen Bericht Drucksache Nr. 
4479 vorgesdilagen wird, war letzten Endes folgende 
Überlegung maßgebend. Irgendeine Diskussion im 
Bundestag darüber, ob die Ablieferung seitens der 
Notenbank an den Bund nach Haushaltsgesichts- 
punkten als angemessen zu betrachten ist, oder 
irgendeine Diskussion vom Standpunkt der Haus- 
haltshoheit dieses Parlaments darüber, ob die Re- 
servenbildungen, die Rücklagenpolitik, die Ge- 
schäftspolitik, die auf Diskontsätzen dieser Noten- 
bank und ähnlichem beruht, haushaltsmäßig so 
oder so zu beurteilen sind, würde praktisch den 
Grundsatz der Selbständigkeit in der Geschäfts- 
führung der Notenbank, zu dem sich alle Fraktio- 



13816 


Deutscher Bundestag — 277. Sitzung. Bonn, Freitag, den 26. Juni 1953 


(Seuffert) 

(A.) nen dieses Hauses bekannt haben, außer Kraft 
setzen. Es hat in der Tat keinen Sinn, von Selb- 
ständigkeit der Notenbank zu sprechen, wenn man 
derartige Rechte für das Parlament in Anspruch 
nimmt. 

Nachdem die Ausschüsse also zur Ablehnung des 
Antrags Drucksache Nr. 4273 entschlossen waren, 
beschränkten sie sich nun aber nicht darauf, die 
ursprünglich beantragte Verlängerung des bisheri- 
gen Abführungsgesetzes vorzunehmen. In dem neu 
eingefügten § 1 a sind vielmehr über die Verteilung 
und Verwendung des Reingewinns der Notenbank 
Gedanken niedergelegt, über die in den Bespre- 
chungen des Bundestagsausschusses für Geld und 
Kredit aus Anlaß der Beratung des Bundesnoten- 
bankgesetzes bereits völlige Übereinstimmung er- 
zielt war. Jene Beratungen — das kann an dieser 
Stelle gesagt werden — müssen ja ohne parlamen- 
tarisches Ergebnis abgebrochen werden. Es ist 
jedoch beabsichtigt, das Ergebnis dieser Beratungen 
so aktenkundig zu machen, daß es verwendbar ist 
und später daran angeknüpft werden kann. 

Schon bei der ersten Lesung des Bundesnoten- 
bankgesetzes war von verschiedenen Seiten des 
Hauses das Problem der endgültigen Verpflichtung 
aus den Ausgleichsforderungen und ihrer Regelung 
zur Sprache gekommen, die auf der einen Seite den 
Kern unserer öffentlichen Schuld, auf der anderen 
Seite aber auch das Rückgrat in unserer ganzen 
Währungsstruktur und unserem ganzen Zentral- 
bank- und auch sonstigem Banksystem darstellen. 
Ein großer Teil der Ausgleichsforderungen liegt 
heute mehr oder weniger provisorisch auf den 
Schultern der Länder. Es war seinerzeit verlangt 
worden, die Regelung dieser Ausgleichsforderungen 
alsbald in Angriff zu nehmen. 

Es bestand von vornherein Einigkeit darüber, daß 
die endgültige und klare Regelung dieses Pro- 
blems nicht nur die Klärung der Frage der Bundes- 
notenbank voraussetzt, sondern vor allen Dingen 
auch in engem Zusammenhang mit der nach Art. 
107 des Grundgesetzes neu zu ordnenden Vertei- 
lung der finanziellen Einnahmen und Ausgaben 
zwischen Bund und Ländern steht und deswegen 
eine abschließende Lösung noch nicht spruchreif ist. 

Der Ausschuß für Geld und Kredit hat aber schon 
vor einiger Zeit sein Augenmerk auf diejenigen Fälle 
gerichtet, in denen die Regelung bestimmter Aus- 
gleichsforderungen unabweisbar dringlich erschien. 
Es sind das vor allen Dingen die Fälle von liqui-r 
dierenden oder solchen Instituten, die in Konkurs 
gehen mußten. Immer wieder kommt es in diesen 
Fällen dazu, daß die Gläubiger solcher Institute ihr 
Geld einfach deswegen nicht erhalten, weil die Zah- 
lungen auf die Ausgleichsforderungen, d. h. auf 
die Verpflichtungen der betreffenden Länder und 
damit auf das Rückgrat unseres ganzen Kredit- 
systems, nicht erfolgten und auch nicht erfolgen 
konnten. Unsere derzeit geltenden Vorschriften 
bieten in der Tat formell nur Möglichkeiten zur 
Zahlung auf solche Ausgleichsforderungen, wenn 
derjenige, dem sie abgenommen werden, gleichzei- 
tig eine Verpflichtung zum eventuellen Rückkauf 
übernimmt. Aber es ist klar, daß abwickelnde Insti- 
tute eine solche Verpflichtung nicht übernehmen 
können. 

Ein besonders großer Teil derartiger Fälle wird 
in der nächsten Zeit auf uns zukommen, wenn mit 
Abschluß der Wertpapierbereinigung bei den Pfand- 
briefen sowohl Kapital- wie Zinsfälligkeiten aus in- 
zwischen fällig gewordenen Anleihen, insbesondere 
Pfandbriefen, zur Auszahlung kommen müssen, eine 


Frage, die die betreffenden Institute zu einem er- (C) 
heblichen Teil, insbesondere die verlagerten Insti- 
tute, in nicht unbeträchtliche Liquiditätsschwierig- 
keiten bringen wird. Diese Fragen waren vom Aus- 
schuß für Geld und Kredit bereits in den letzten 
Jahren mehrfach behandelt worden. 

Die Bank deutscher Länder hatte in den beiden 
letzten Jahren Maßnahmen getroffen, und zwar 
durch Einstellung von je 15 Millionen DM in den 
beiden letzten Jahresbilanzen als Rückstellung für 
derartige Zwecke, um in den dringendsten Fällen 
eingreifen zu können, Maßnahmen, deren rechtliche 
Zulässigkeit nicht ganz unbestritten war, die aber 
sachlich sowohl von dem zuständigen Ministerium 
bejaht als auch vom Ausschuß ausdrücklich begrüßt 
worden sind. 

Im Hinblick auf diese Sachlage und darauf, daß 
eine entsprechende Bestimmung, wie gesagt, bei 
den Beratungen für das Bundesnotenbankgesetz 
einstimmig bereits vorgesehen war, haben die bei- 
den Ausschüsse es für richtig gehalten, in § 1 a 
Ziffer 4 — die anderen Bestimmungen dieses Para- 
graphen darf ich, da sie nicht weiter von Bedeutung 
sind, übergehen - — einen Betrag von 30 bis 40 Mil- 
lionen DM vorzusehen, der jährlich aus dem Ge- 
winn der Bank deutscher Länder zur Regelung 
derartiger dringlicher Fälle bereitzustellen ist. Die 
Bedenken, die wegen eines etwaigen Vorgriffs auf 
die zu Art. 107 des Grundgesetzes vorzunehmende 
Verrechnung oder überhaupt auf die endgültige 
Abrechnung zwischen dem Bund und den Ländern 
über Ausgleichsforderungen von den Ministerien 
vorgetragen worden sind, hielten beide Ausschüsse 
nicht für ausreichend, zum Teil wegen Kompetenz- 
schwierigkeiten, zum Teil wegen Schwierigkeiten, 
die den Entschlüssen der beteiligten Stellen sonst 
gegenüberstehen, die Möglichkeit wieder hinaus- (D) 
zuschieben, in derartigen Fällen, die ja auch sehr 
wesentliche Interessen gerade der Gläubiger der 
beteiligten Institute berühren, eingreifen zu kön- 
nen. Der Betrag von 30 bis 40 Millionen DM er- 
schien nach den Unterlagen, die gegeben wurden, 
ausreichend, den bestehenden Bedürfnissen für die 
nächsten Jahre Rechnung tragen zu können. Auf 
der anderen Seite ist er nach denselben Unterlagen 
so bemessen worden, daß trotz dieses Tilgungs- 
fonds weiterhin eine Gewinnabführung der Noten- 
bank an den Bund in der etwa den letzten Jahren 
entsprechenden Höhe erwartet werden darf. 

Die Beschlüsse wurden im Ausschuß für Geld 
und Kredit einstimmig gefaßt, im Haushaltsaus- 
schuß gegen wenige Stimmen. 

Ich darf nur noch eine Berichtigung anbringen. 

In § 1 a Abs. 1 Nr. 3 nach dem Ausschußbericht, wo 
davon die Rede ist, daß zur Bildung von Rücklagen 
für bestimmte Zwecke bis zu 10 ®/o des danach ver- 
bleibenden Teils des Reingewinns verwendet wer- 
den, soll noch eingefügt werden, wie das eigentlich 
selbstverständlich ist, daß das durch Beschluß des 
Zentralbankrats festgelegt werden soll. Ich werde 
dem Herrn Präsidenten eine schriftliche Aufzeich- 
nung darüber gebeP. 

Im Anschluß an die Gedanken, die die Ausschüsse 
hier verwirklicht haben, wurde Einigkeit erzielt 
über das Ihnen weiter vorliegende Initiativgesetz 
der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP auf 
Drucksache Nr. 4554, das zu demselben Zweck, den 
ich in der Berichterstattung berührt habe, eine ent- 
sprechende Abführung aus dem Reingewinn der 
Landeszentralbanken vorsieht, woraus wieder un- 
gefähr 30 bis 40 Millionen DM jährlich erwartet 
werden können. Es steht also in engem Zusammen- 
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(A) hang damit. Es entspricht einer interfraktionellen 
Vereinbarung, wenn ich bitte, dieses Gesetz hiermit 
gleichzeitig als begründet anzusehen. 

Ich muß auch hier noch eine rein formale Berich- 
tigung nachtragen. In § 12 Abs. 1 Nr. 3 des Landes- 
zentralbankgesetzes in der Fassung, die dieser Pa- 
ragraph nach der Drucksache Nr. 4554 erhalten soll, 
muß es in der hier entsprechenden Bestimmung 
über die Bildung von Rücklagen auch heißen: 
„durch Beschluß des Verwaltungsrats mit Genehmi- 
gung des Finanzministers“. 

Ich bitte also, meinen Vortrag gleichzeitig als 
Begründung für diesen in der Tagesordnung hier- 
mit verbundenen Punkt anzusehen und sowohl die 
Anträge des Ausschusses wie diesen Gesetzesantrag 
anzunehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Ich halte es für das beste, wenn 
nunmehr gleich Punkt 5 c, Drucksache Nr. 4554, 
begründet wird. 

Das Wort hat der Abgeordnete Preusker. 

(Abg. Dr. Preusker: Nein, Herr Präsident! 

Diese Drucksache begründet Herr Kollege 

Seuffert gleich noch mit! — Zuruf rechts: 

Ist ja geschehen!) 

— Sie haben mich doch eben ums Wort gebeten, 
Sie wollten dazu sprechen. 

(Abg. Dr. Preusker: Nein, zu- Drucksache Nr. 

4464! Das ist der nächste Punkt, Punkt 6!) 

— Ach, Sie haben Punkt 6 gemeint. Dann habe ich 
Sie mißverstanden. Ich bitte sehr um Entschuldi- 
gung. Ich möchte das aber nicht schon jetzt machen. 

Wir stimmen dann zunächst über Punkt 5 a ab, 
(B'über den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Verteilung des erzielten Rein- 
gewinns der Bank deutscher Länder in den Ge- 
schäfts] ähren 1950 und 1951. Ich rufe auf § 1. Wer 
dieser Bestimmung zustimmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Gegen 
einige wenige Stimmen angenommen. 

§ la! Das Wort hat der Abgeordnete Nöll von 
der Nahm er. 

Dr. Dr. Nöll von der Nahmer (FDP): Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Ich bin nicht in 
der Lage, dem § 1 a zuzustimmen. Er ist vom Aus- 
schuß für Geld und Kredit in die Regierungsvor- 
lage eingefügt worden; die Gründe, die dazu ge- 
führt haben, haben Sie eben in dem ausführlichen 
Referat des Kollegen Seuffert gehört. Diese Ein- 
fügung ist zweifellos die Reaktion auf den Vorstoß, 
den ich mit anderen Freunden unternommen hatte, 
die Verzinsung der Ausgleichsforderungen fortfal- 
len zu lassen, um auf diese Weise den Bundeshaus- 
halt zu entlasten. Wir waren zu dem Ergebnis ge- 
kommen, daß eine Notwendigkeit, diese hohen 
Zinsbeträge weiter der Bank deutscher Länder zu- 
zuführen, nicht besteht. 

Ich kann zunächst den Ausführungen des Herrn 
Berichterstatters nicht zustimmen, wenn er die 
Frage der Reservenbildung einer Notenbank in 
Vergleich setzt zu den Reservebildungsmöglichkei- 
ten und -notwendigkeiten „anderer Großbanken“. 
Hier bestehen ja doch fundamentale Unterschiede. 
Bei einer Notenbank und gerade bei der Bank deut- 
scher Länder, der die Landeszentralbanken noch 
vorgeschaltet sind, sind Verluste aus dem Kredit- 
geschäft nicht zu erwarten, jedenfalls nicht im ent- 
ferntesten in dem Umfang, wie das bei anderen 
Banken der Fall ist. Wenn andererseits große Wäh- 


rungsverluste eintreten, wie wir das 1931 bei der (Q 
Niederländischen Bank in Amsterdam erlebt haben, 
dann werden diese Verluste meistens so groß, daß 
doch der Steuerzahler irgendwie eingreifen muß. 

Da kann man mit einer Reservenbildung in dem 
bei Banken üblichen Ausmaß nicht helfen. 

Die in § 1 a Ziffer 1 vorgeschlagene Reserven- 
bildung sdiießt doch wohl weit über das Ziel hin- 
aus. „Mindestens 20 Millionen DM“ pro Jahr sollen 
zurückgestellt werden. In § 29 des Gesetzes über 
die Bank deutscher Länder in der ursprünglichen 
Fassung heißt es dagegen: „Die Zuweisung zu den 
gesetzlichen Rücklagen darf jährlich 20 ®/o des 
Grundkapitals nicht übersteigen. Diese gesetzliche 
Rücklage darf insgesamt das Grundkapital der 
Bank nicht übersteigen.“ Das ist die ursprüngliche 
Regelung. Es hat meines Erachtens keinen Zweck, 
Mittel dort zu thesaurieren, wo es nicht unbedingt 
notwendig ist. 

Der entscheidende Punkt aber liegt ja nicht hier 
in der Reservenbildungsvorschrift der Ziffer 1, son- 
dern bei Ziffer 4, wo die Bildung eines Tilgungs- 
fonds für Ausgleichsforderungen der Banken gere- 
gelt ist. Ich möchte ausdrücklich betonen: Ich bin 
mit den Kollegen im Ausschuß für Geld und Kredit 
durchaus der Auffassung, daß, wenn Banken ein- 
mal notleidend werden und sie ihre in Ausgleichs- 
forderungen der Länder bestehenden Aktiven ver- 
flüssigen müssen, dafür entsprechende Möglichkei- 
ten geschaffen werden sollen und müssen. Das ist, 
glaube ich, für keinen Bankfachmann zweifelhaft. 
Aber schwere finanzpolitische Bedenken richten 
sich gegen die Art und Weise, in der hier in dem 
kommenden Finanzausgleich zwischen Bund und 
Ländern eingegriffen wird. Herr Ministerialdirek- 
tor Oeftering und ich haben diese unsere schwer- 
wiegenden Bedenken gegen die Art und Weise die- (B) 
ser Regelung „so zwischendurch und en passant“ im 
Haushaltsausschuß vorgetragen. Wie ich schon vor- 
hin in der Haushaltsdebatte ausführte, stand der 
Haushaltsausschuß wie üblich unter Zeitdruck und 
war schlecht besetzt. Wir haben uns mit unseren 
Befürchtungen und Einwendungen nicht durchset- 
zen können. Daß in der Frage der Ausgleichsforde- 
rungen der Banken etwas geschehen muß, darüber 
kann, glaube ich, kein Zweifel sein. Aber gegen die 
Art und Weise, wie man hier nun dieses Finanzaus- 
gleichsproblem anpackt, bestehen schwerwiegende 
finanzpolitische Bedenken. 

Ich hörte gerade zu Beginn dieser Sitzung von 
zuständiger Seite, daß sich nun bezeichnenderweise 
im Finanzausschuß des Bundesrats folgende Lage 
ergeben haben soll: Die Herren Länderfinanzmini- 
ster sind durchaus zufrieden mit dem Tilgungsfonds 
nach § 1 a Ziffer 4 des Gewinnverteilungsgesetzes 
haben aber sofort gegen den in dem Initiativantrag 
zur Änderung des Landeszentralbankgesetzes ent- 
haltenen Vorschlag Bedenken erhoben, daß nun auch 
die Länder mit ihren Zentralbankgewinnen zum 
Fonds beitragen sollen. Sie haben auch gar keine 
föderalistischen Bedenken dagegen, daß der Herr 
Bundesfinanzminister hier zu Lasten des Noten- 
bankgewinnes des Bundes ihre Schulden über- 
nimmt — denn diese Ausgleichsforderungen sind 
ja Länderschulden — ; aber wenn sie selbst für 
ihre Schulden aufkommen und selbst auch etwas 
tun sollen, sind sie ablehnend. Also es ist schon so: 
Hier wird in den Finanzausgleich eingegriffen, und 
das, meine Damen und Herren, kann ich in dieser 
Form nicht mitmachen. 

Ich betone nochmals — damit kein Mißverständ- 
nis ist — : Auch ich bin der Ansicht, daß die mit 
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(A) den Länderausgleichsforderungen zusammenhän- 
genden Fragen irgendwie geklärt werden müssen, 
und daß wir nicht die Banken mit Aktiven sitzen 
lassen können, die sie nicht im äußersten Notfall 
flüssig machen können. Ich glaube, kein Bankmann 
kann darüber im Zweifel sein, daß das notwendig 
ist. Aber auf die hier vorgesehene Art und Weise 
sollte es nicht geschehen! 

Wenn nun dieser § 1 a angenommen wird, ist na- 
türlich unser Gesetzentwurf über die Zinslosigkeit 
der Ausgleichsforderungen gegenstandslos; er ist 
damit eben überholt. Wenn das Hohe Haus den 
§ 1 a annimmt, müssen selbstverständlich die 

Ausgleichsforderungen von der armen Bundespost 
und Bundesbahn weiter verzinst werden. Wenn Sie 
es einmal durchrechnen, ist das Endergebnis, daß 
Bundespost und Bundesbahn, wenigstens theore- 
tisch, aus ihren Zinszahlungen den Fonds bilden 
müssen für die Übernahme dieser Ausgleichsforde- 
rungen, für die die Länder haften. Das ist immer- 
hin ein etwas erstaunliches und doch wohl auch un- 
befriedigendes Ergebnis. Der Bundeshaushalt er- 
hält — bisher wenigstens — seine Zinsaufwendun- 
gen für die Ausgleichsforderungen ja im wesent- 
lichen als Gewinnanteil der Bank deutscher Länder 
zurück. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Preusker. 

Dr. Preusker (FDP): Meine Damen und Herren! 
Ich bitte, den Bedenken, die hier von unserem Kol- 
legen Nöll von der Nahmer vorgebracht worden 
sind, nicht Rechnung zu tragen, sondern sich 
dem einstimmigen Beschluß ihres Ausschusses für 
Geld und Kredit anzuschließen. Ich darf ganz kurz 
ß) die Gründe zusammenfassen, die nach den Ausfüh- 
rungen unseres Kollegen Nöll von der Nahmer 
hier noch einmal unterstrichen werden mü,ssen. 

Erstens. Was das Problem der Verzinsung oder 
Nichtverzinsung von Ausgleichsforderungen betrifft, 
so hat dieser § 1 a damit im Grunde genommen 
gar nichts zu tun. Denn die Ausgleichsforderungen, 
von deren Verzinsung oder Nicht Verzinsung Herr 
Kollege Nöll von der Nahmer in diesem Hause ge- 
sprochen hat, waren die Ausgleichsforderungen, die 
den Notenbanken, d. h. der Bank deutscher Länder 
und den Landeszentralbanken, im Zuge der Wäh- 
rungsreform gegeben worden sind. Die Ausgleichs- 
forderungen aber, um die es sich hier in dem § la 
handelt, sind die Ausgleichsforderungen, die im 
Zuge der Währungsreform den Banken, Sparkas- 
sen, Bausparkassen und Versicherungsunternehmen 
in einem Gesamtbetrag von rund 10,7 Milliarden 
DM ausgehändigt worden sind. Wollte man hier 
etwa das Problem der Nichtverzinsung anschneiden, 

(Abg. Dr. Dr. Nöll von der Nahmer: Ist nie- 
mals von mir gefordert worden!) 

dann würde damit das gesamte Problem der Kredit- 
gewährung, der Wirtschaftlichkeit und der Kredit- 
kosten für den Mittelstand, das Gewerbe und die 
Industrie geradezu ins Unmögliche erschwert. Das 
hat aber auch unser Kollege Nöll von der Nahmer 

(Abg. Dr. Dr. Nöll von der Nahmer: Nie- 
mals beabsichtigt!) 

niemals beabsichtigt. 

(Abg. Dr. Dr. Nöll von der Nahmer: Niemals!) 

Aber andererseits muß er auch zugeben, daß in 
§ la von seinen Ausgleichsforderungen gegen die 
Notenbanken überhaupt nicht die Rede ist, son- 
dern ausschließlich von den seinerzeit den privaten 


Banken, Sparkassen und sonstigen Versicherungs- (C) 
und Kreditorganisationen ausgehändigten Aus- 
gleichsforderungen. 

Zum zweiten. Wenn Herr Kollege Nöll von der 
Nahmer sagt, daß bei einer Notenbank normaler- 
weise doch Verluste gar nicht zu erwarten seien, so 
möchte ich dazu grundsätzlich sagen: Herr Kollege 
Nöll von der Nahmer, eine Notenbank kann und 
soll, wenn sie ihre Aufgabe so erfüllen soll, wie es 
jeder von ihr erwartet, nicht ihre Politik nach Ren- 
tabilitätsgesichtspunkten wie ein privates Unter- 
nehmen betreiben. 

(Abg. Dr. Dr. Nöll von der Nahmer: Völlig 
einverstanden!) 

Denn das bedeutet doch, daß etwa die Diskont- 
senkung, die wir zugunsten unserer gesamten Volks- 
wirtschaft im vergangenen Jahr von 6 auf nunmehr 
3V2 0/0 durchgeführt haben, dann nicht möglich ge- 
wesen wäre, wenn die Notenbank restlos darauf 
angewiesen wäre, ihre Politik nur nach reinen Ren- 
tabilitätsgesichtspunkten zu betreiben, und das darf 
auch für die Zukunft nicht so sein. 

(Abg. Dr. Dr. Nöll von der Nahmer: Völlig 

einverstanden! — Abg. Heiland: Das können 

Sie doch in der Fraktionssitzung erledigen!) 

Andererseits ist es nach unseren Untersuchungen 
im Ausschuß für Geld und Kredit völlig unbestreit- 
bar, daß die Notenbank, wenn sie etwa unter ein 
Niveau von 4 bis 4V2 Vo beim Diskont herunter- 
gehen will, nicht mehr in der Lage wäre, auf die 
Verzinsung der ihr doch ohne ihren eigenen Willen 
im Zuge der Währungsreform zugefallenen Aus- 
gleichsforderungen zu verzichten. Die Verzinsung 
der Ausgleichsforderung ist notwendig, um die un- 
abhängige Notenbankpolitik zu gewährleisten. Es 
ist eine zweite Frage, ob und wie später einmal das ^ ^ 
Problem dieser Ausgleichsforderungen, die bei dem 
Notenbanksystem ruhen, gelöst werden kann. 

Ich möchte lauch darauf hinweisen, Herr Kollege 
Nöll von der Nahmer, daß Verluste, und zwar außer- 
ordentlicher Art, die eine erhebliche Reservebil- 
dung erforderlich machen, für das Notenbanksystem 
gar nicht so außerhalb des Bereichs ider Möglichkeit 
liegen, nicht aus unserem innerwirtschaftlichen Be- 
reidi. Ich erinnere Sie an den Fall Brasilien des 
vergangenen Jahres, und ich möchte darauf hin- 
weisen, daß uns wahrscheinlich, wenn wir einmal 
etwas nach Westen blicken, in absehbarer Zeit auch 
noch Verluste aus einem anderen großen Land, 
das dauernd mit einer inflationistischen Politik zu 
kämpfen hat, bevorstehen können, die dann eben- 
falls von der deutschen Volkswirtschaft ferngehal- 
ten werden müssen. 

Nun lassen Sie mich noch etwas zu der Frage 
sagen, ob durch die vorgesehene Errichtung eines 
Tilgungsfonds für die Ausgleichsforderungen — 
wohlgemerkt nicht des Bundesnotenbanksystems, 
sondern für die Ausgleichsforderungen, die sich 
bei den Banken, Sparkassen, Bausparkassen und 
Versicherungen befinden — in irgendeiner Weise 
die Frage des Fiananzausgleichs zwischen Bund 
und Ländern präjudiziert wird. Herr Kollege Nöll 
von der Nahmer hat darauf hingewiesen, daß der 
Finanzausschuß des Bundesrats gewisse Bedenken 
geltend gemacht hat. Ich darf dem Herrn Kollegen 
Nöll von der Nahmer nur sagen, daß der Wirt- 
schaftsausschuß des Bundesrates auch § 1 a dieser 
Vorlage bereits in vollem Umfange gebilligt hat, 

(Abg. Seuffert: Und das Initiativgesetz!) 

— und das Initiativgesetz unter c) obendrein — , 
weil er nämlich davon überzeugt ist, daß nun ein- 
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mal die Erfüllung der Verbindlichkeiten gegenüber 
den liquidierenden Instituten, gegenüber der Wert- 
papierbereinigung, in allen diesen Fällen, in denen 
Ausgleichsforderungen eingelöst werden müssen, 
eine wirtschaftliche Notwendigkeit ist, um die sich 
niemand herumdrücken kann, sollen nicht schwere 
Schäden für das gesamte Kreditwesen unserer 
Volkswirtschaft entstehen. 

Aber nun etwas Weiteres. Gerade dieses Initia- 
tivgesetz, das unter Punkt c vom Kollegen Seuffert 
schon begründet und das im Ausschuß für Geld 
und Kredit eini^timmig angenommen worden ist, 
verpflichtet praktisch die Länder dazu, von den 
30 Millionen DM, die in den Tilgungsfonds jährlich 
eingestellt werden sollen, weil sie in diesem Aus- 
maß notwendig sind, einen Betrag von 20 Millionen 
DM aufzubringen, d. h. zwei Drittel der gesamten 
Reservierung für diese notwendigen Zwecke kom- 
men ohnehin aus dem Sektor der Landeszentral- 
banken. Damit ist die überwiegende Mitverantwort- 
lichkeit dieses Teiles unseres Notenbanksystems in 
vollem Umfange hergestellt worden. 

Zum zweiten Punkt. Es ist kein Wort darüber ge- 
sagt, wie Bund und Länder gedenken, mit diesem 
Problem fertig zu werden. Das bleibt nach wie vor 
Aufgabe des endgültigen Finanzausgleichs. Dem 
Bund wachsen unter Umständen jetzt Forderungen 
gegen die Länder zu, die er dann in irgendeiner 
Weise regeln und geltend machen muß. Zum zwei- 
ten ist es eine Frage, wie unser Bundesnotenbank- 
system endgültig aussehen wird. Beide Fragen 
haben wir in diesem Bundestag nicht lösen können. 
Ich will jetzt niemandem deswegen eine Verant- 
wortung oder eine Schuld zuschreiben; ich stelle 
nur die Tatsache fest, daß es so ist. Aber weil das 
nun im gesetzgeberischen Bereich nicht gelöst wer- 
den konnte, deshalb können darunter nicht zwin- 
^ ^ gende Notwendigkeiten der gesamten Wirtschaft 
notleiden. Eine Lösung mußte gefunden werden. Im 
letzten handelt es sich hier um öffentliche Verpflich- 
tungen von Bund und Ländern. Diesen Verpflich- 
tungen wird in dem notwendigen wirtschaftlichen 
Ausmaß durch eine Verminderung des Gewinnan- 
teils von Bund und Ländern an der Bundesnoten- 
bank und an den Landeszentralbanken zunächst 
einmal Rechnung getragen. Ich glaube, daß diese 
Lösung, die hier in völliger Übereinstimmung unse- 
res gesamten Ausschusses, in völliger Übereinstim- 
mung auch mit der Bank deutscher Länder gefun- 
den worden ist und die uns im übrigen gestattet, 
im nächsten Bundestag das Problem der Finanz- 
auseinandersetzung zwischen Bund und Ländern zu 
lösen, das Beste ist, was aus dieser Situation im 
Augenblick herausgeholt werden konnte. Ich bin 
deshalb nach wie vor der Meinung, daß das ganze 
Haus allen Anlaß hätte, dieser notwendigen Zwi- 
schenlösung zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Jaffe. 

Jaffe (DP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Zu § 1 a: Wie schon berichtet ist, hat sich 
auch der Haushaltsausschuß mit diesem Gesetz sehr 
eingehend beschäftigt. Gerade dieser Paragraph, der 
die Details über die Verteilung des Gewinns der 
Bank deutscher Länder beinhaltet, war für den 
Haushaltsausschuß deswegen besonders interessant, 
weil in diesem Ausschuß angesichts der angespann- 
ten Deckungslage des Haushalts ein natürliches In- 
teresse daran bestand, einen möglichst hohen An- 
teil aus dem Gewinn der BdL für sich zu bean- 
spruchen. Man kam dabei auf die Erörterung der 
grundlegenden Frage, ob es die primäre Aufgabe 
der BdL sein könne, den Haushalt finanzieren zu 


helfen, oder ob die BdL nicht überwiegend andere 
Aufgaben habe. Es kann kein Zweifel sein, daß ihr 
im Interesse der Stabilität des gesamten Finanz- 
gefüges und ferner der Stabilität der Währung na- 
türlich wesentlich wichtigere Aufgaben erwachsen 
und daß die Richtlinie für die Aufteilung der jähr- 
lichen Überschüsse in ihrer Betriebsrechnung nicht 
die sein kann, möglichst viel an den Bund abzu- 
liefern, so angenehm es auch haushaltsmäßig für 
den Bund sein mag, sondern daß andere Dinge 
vorzugehen haben. 

Infolgedessen waren wir durchaus der Auffas- 
sung, daß die im Ausschuß für Geld und Kredit 
erarbeitete Aufteilung zweckmäßig sei, insbeson- 
dere was die Rücklagen angeht. Damit komme ich 
automatisch auf die Frage der Ziffer 4. Ich muß 
sagen, daß auch ich etwas die Bedenken von Kolle- 
gen Nöll von der Nahmer geteilt habe und auch 
heute noch teile, daß es nämlich vielleicht doch 
picht ganz opportun ist, -die durch den Art. 107 des 
Grundgesetzes vorgesehene endgültige Regelung 
unserer Finanzverfassung — denn das ist vielleicht 
noch mehr als der Finanzausgleich zwischen Bund 
und Ländern — in etwa zu präjudizieren. Und 
etwas präjudiziert scheint sie mir doch zu sein. 
Ich darf aber sagen, daß wir trotzdem der Bereit- 
stellung eines Fonds in der vorgesehenen Höhe — 
und die Höhe scheint sowohl nach Gesichtspunkten, 
die mit der Größenordnung des voraussichtlichen 
Gewinns als auch nach den Gesichtspunkten, die 
mit dem Verwendungszweck des Fonds Zusammen- 
hängen, richtig gegriffen zu sein — durchaus sym- 
pathisch gegenüberstehen. Er gewinnt gerade im 
jetzigen Moment ein besonders aktuelles Interesse, 
weil — bitte denken Sie, meine Damen und Herren, 
an das Londoner Schuldenabkommen, das ja doch in 
allerkürzester Zeit ratifiziert und zur Folge haben 
wird, daß die Wiederaufnahme der Bedienung der 
Auslandsschulden in absehbarer Zeit wieder be- 
ginnt — gerade die Kreditinstitute, in erster Linie 
die verlagerten Hypothekenbanken aus dem Osten, 
gezwungen sein werden, ihren Verpflichtungen ge- 
genüber ihren ausländischen Gläubigern für ihre 
Anleihen wieder nachzukommen, aber nicht in der 
Lage sind, diese Verpflichtungen zu erfüllen, wenn 
man ihnen nicht einen Teil ihrer Ausgleichsforde- 
rungen abkauft. Und das ist in diesem Absatz be- 
sonders vorgesehen. Aus diesem Grunde begrüßen 
wir besonders, daß man hier einen entsprechenden 
Fonds bilden will. 

Vizepräsident Dr, Schmid: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache 
zu § 1 und lasse abstimmen. Wer für die Annahme 
dieses Paragraphen ist, den bitte ich, die Hand zu 
heben. — Gegenprobe! — Gegen zwei Stimmen 
angenommen. 

Ich rufe auf § 2, — Einleitung und Überschrift. 
— Wer für die Annahme dieser Bestimmungen ist, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Das ist die 
Mehrheit. Diese Bestimmungen sind angenommen. 
Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen. 

Ich rufe zur 

dritten Beratung 

auf. Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe die 
allgemeine Aussprache. 

Wir treten in die Einzelberatung ein. Anträge 
sind nicht gestellt worden. Wir brauchen also nicht 
besonders 

(Abg. Seuffert: Die Berichtigung ist 
berücksichtigt?) 
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— die Berichtigung, die hier zum Präsidenten ge- 
geben worden ist, wird berücksichtigt werden — 
über die einzelnen Paragraphen zu beraten und . 
abzustimmen. Wir können gleich zur Schlußab- 
stimmung schreiten. Wer für die Annahme des Ge- 
setzes im ganzen ist, den bitte ich, sich zu erheben. 

— Gegenprobe! — Gegen einige wenige Stimmen 
angenommen. 

(Abg. Schoettle: Herr Präsident, können 
wir jetzt nicht fortfahren in der Beratung 
des Haushalts?) 

— Wir könnten den § 1 des Haushaltsgesetzes rasch 
verabschieden. 

(Abg. Seuffert: Es sind doch nur noch 
Abstimmungen!) 

— Können Sie warten, Herr Abgeordneter Schoettle? 

— Danke. Dann kommen wir zum nächsten Punkt 
der Tagesordnung — Punkt 5 b der gestrigen 
Tagesordnung — : 

Zweite Beratung des von den Abgeordneten Dr. 
Dr. Nöll von der Nahmer, Dr. Blank (Oberhau- 
sen) und Genossen eingebrachten Entwurfs ei- 
nes Gesetzes zur Änderung der Vorschriften 
über Gewährung von Ausgleichsforderungen 
an die Bank deutscher Länder (Nr. 4273 der 
Drucksachen); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für Geld 
und Kredit (12, Ausschuß) (Nr. 4479 der Druck- 
sachen). 

(Erste Beratung: 265, Sitzung.) 

§ 1. — Wird das Wort gewünscht? 

(Abg. Seuffert: Antrag des Ausschusses!) 

Herr Abgeordneter Nöll von der Nahmer, wollen 
Sie dazu sprechen? 

(Abg. Dr. Dr. Nöll von der Nahmer: Nein, 
ich ziehe zurück! — Abg. Dr. Preusker: 

Ist erledigt!) 

— Der ganze Entwurf wird zurückgezogen. — Das 
Haus ist einverstanden. 

Nunmehr Punkt 5 c der gestrigen Tagesordnung: 

Erste, zweite und dritte Beratimg des von den 
Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP einge- 
brachten Entwurfs eines Zweiten G^etzes zur 
Änderung des Gesetzes über die Landeszentral- 
banken (Nr. 4554 der Drucksachen). 

Der Entwurf ist begründet. Ich eröffne die allge- 
meine Aussprache. — Das Wort wird nicht ge- 
wünscht. Ich schließe die Aussprache. Die erste Be- 
ratung ist abgeschlossen. 

Ich rufe auf zur 

zweiten Beratung. 

§ 1, — §2, — §3, — Einleitung und Überschrift. 

— Wer für die Annahme dieser Bestimmungen ist, 
den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegen- 
probe! — Enthaltungen? — Gegen einige wenige 
Stimmen angenommen. Die zweite Beratung ist 
abgeschlossen. 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — Wort- 
meldungen liegen nicht vor. — Ich schließe die 
allgemeine Aussprache. 

Anträge sind nicht angekündigt. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer für 
die Annahme des 'Gesetzes im ganzen ist, den bitte 


ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Gegen 
einige wenige Stimmen angenommen. Damit ist 
dieser Punkt der Tagesordnung erledigt. 

Wir kehren zurück zum 

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung 
des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1953. 

Das Wort hat der Abgeordnete Schoettle. 

Schoettle (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Als Berichterstatter 
zum Haushaltsgesetz möchte ich dem Hause das 
Ergebnis gemeinsamer Bemühungen verschiedener 
Herren im Hause und vom Finanzministerium über 
die Endsummen in § 1 vortragen. Hiernach ergibt 
sich folgendes. 

Der Haushalt ist nach den Beschlüssen der zwei- 
ten Lesung nicht ausgeglichen. Einnahmen und 
Ausgaben differieren. Es erregt kein besonderes 
Erstaunen, daß ein Einnahmeüberschuß entsteht, 
weil sowohl die Einnahmen wie die Ausgaben des 
Einzelplans 10 völlig fortgefallen sind. Da im Ein- 
zelplan 10 die Einnahmen geringer waren als die 
Ausgaben, muß naturgemäß beim Fortfall beider 
in der Endsumme die Höhe der Einnahmen über 
die der Ausgaben klettern. Die Einnahme wird also 
auf 27 439406400 DM, die Ausgabe auf 27 059 570300 
DM festgestellt, und zwar im ordentlichen Haus- 
halt 24 204 816 600 DM an Einnahmen und 
23 986 105 500 DM an Ausgaben, im außerordent- 
lichen Haushalt 3 234 589 800 DM an Einnahmen 
und 3 073 464 800 DM an Ausgaben. 

Ich darf noch darauf aufmerksam machen, daß 
sich normalerweise aus diesem Auseinanderfallen 
9 der überhaupt aus dem Ergebnis eine Reihe von 
Änderungen sowohl im Einzelplan 60 wie auch im 
Haushaltsgesetz selber ergeben würden; aber das 
Haus hat vorhin nicht ganz konsequent den An- 
leiheplafonds in der Fassung des Haushaltsaus- 
schusses gebilligt, so daß wir also hier nicht darauf 
zurückzukommen brauchen. Welche Reparaturen 
das Haus in der dritten Beratung vornehmen will, 
muß ich ihm überlassen. 

Ich schlage vor, diese Summen als das Ergebnis 
der zweiten Beratung zu beschließen. Schließlich 
kann ja dann der Ausgleich des Haushalts in der 
dritten Beratung durchgeführt werden. 

Vizepräsident Dr, Schmid: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Wird das Wort zur Aussprache 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann können 
wir abstimmen. Wer für die Annahme des § 1 in 
der von dem Herrn Berichterstatter vorgeschlage- 
nen Fassung ist, den bitte ich, die Hand zu er- 
heben. — Gegenprobe! — Das erste war die Mehr- 
heit. § 1 ist in der vorgeschlagenen Fassung ange- 
nommen. 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 6 der gestrigen 
Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes -zur Änderung des Gesetzes 
über die Errichtung der Bank deutscher Län- 
der (Nr. 4323 der Drucksachen); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für Geld 
und Kredit (12. Ausschuß) (Nr. 4464 der Druck- 
sachen). 

(Erste Beratung: 265. Sitzung.) 

Ich bitte den Abgeordneten Dr. Preusker um die 
Berichterstattung. 
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(A) Preusker (FDP), Berichterstatter: Herr Prä- 

sident! Meine Damen und Herren! Ich kann mich 
bei dieser Berichterstattung relativ kurz fassen. 
Dieser Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes über die Errichtung der Bank 
deutscher Länder will im wesentlichen dem Lasten- 
ausgleichsfonds die Möglichkeit eines Kreditplafonds 
in Höhe von 200 Millionen DM einräumen, genau: 
dem Sondervermögen Ausgleichsfonds der Bundes- 
republik Deutschland. 

Im Zusammenhang mit diesem Gesetzentwurf 
sind aber ein paar kurze Bemerkungen notwendig. 
Erstens hat der Ausschuß mit Befriedigung festge- 
stellt, daß der Plafond der Bundesrepublik Deutsch- 
land selber bei 1500 Millionen DM unverändert ge- 
blieben ist. Zum zweiten: Der Ausschuß hat einige 
ganz kleine, aber doch bedeutsame Änderungen des 
Textes vorgenommen, die Sie in dem gefetteten 
Druck auf der rechten Seite der Drucksache sehen. 
Es hieß in der Regierungsvorlage: 

Die Bundesrepublik Deutschland einschließ- 
lich . . . wird ihre zu Auszahlungen nicht sofort 
benötigten Kassenmittel bei der Bank deutscher 
Länder einlegen. Ausnahmen erfolgen nur im 
Einvernehmen mit der Bank deutscher Länder. 

Der Ausschuß für Geld und Kredit war der Mei- 
nung, daß die Fassung etwas konkreter sein sollte, 
und hat den Text folgendermaßen geändert: 

Die Bundesrepublik Deutschland und das Son- 
dervermögen Ausgleichsfonds haben ihre zu 
Auszahlungen nicht sofort benötigten Kassen-^ 
mittel bei der Bank deutscher Länder e i n zu- 
l e g e n. 

Ich möchte ausdrücklich feststellen, daß der Bund 
bisher nie anders verfahren hat. Dem Bund gegen- 
über wäre es also nicht notwendig gewesen, diese 
Änderung vorzunehmen. . 

Auch die luänder sind nach dem derzeit geltenden 
Landeszentralbankengesetz gehalten, in gleicher 
Weise zu verfahren. Der Änderung liegt die, wie 
ich glaube, von dem ganzen Hause geteilte Auffas- 
sung zugrunde, daß schließlich mit den Geldern, die 
der Staat vom Steuerzahler als Steuern einzieht, 
die Landesregierungen nicht irgendwelche Ge- 
schäfte zu betreiben haben, sondern daß diese Gel- 
der ausschließlich den nach den Haushaltsgesetzen 
vorbestimmten Zwecken zuzuführen sind. Wenn in 
einer Volkswirtschaft — wie es bei uns der Fall ist 
— schließlich 40 Vo des gesamten Volkseinkommens 
irgendwie über die öffentlichen Kassen geleitet und 
dann wieder haushaltsmäßig vorbestimmten Zwek- 
ken zugeführt werden, so ist in einem solchen 
Volumen an Geld eine währungspolitisch bedeut- 
same Transaktion enthalten, die nicht ohne jede 
Kontrolle vor sich gehen kann. 

Ich sagte eben, auch die Länder sind gehalten, 
diese Vorschriften der Kassenhaltung bei den Lan- 
deszentralbanken zu beobachten. Der Ausschuß für 
Geld und Kredit hat das Gefühl bekommen, daß 
diese Vorschriften des alten Landeszentralbanken- 
gesetzes nicht überall in dem gleichen strengen Sinne 
gehandhabt worden sind, wie dies bei dem Bund bis- 
her der Fall gewesen ist und sicher auch in Zukunft 
der Fall sein wird. Er hat es, weil das Bundesnoten- 
bankgesetz und die entsprechenden Gesetze — falls 
es zu einem zweistufigen Notenbanksystem kommen 
sollte — noch nicht verabschiedet worden sind, für 
richtig befunden, mit dieser eindeutigen Konkreti- 
sierung der Verpflichtung zur Kassenhaltung beim 
Notenbanksystem auch noch einmal einen Ausle- 
gungshinweis hinsichtlich der Praxis bei den Lan- 


deszentralbanken zu geben. Gleichzeitig hat er 
aber gewünscht, daß diese öffentlichen Kassen- 
mittel nicht unter allen Umständen zinslos bei dem 
Notenbanksystem gehalten werden sollen, sondern 
daß durchaus die Möglichkeit eröffnet wird, sie in 
der Form der Anlage in Ausgleichsforderungen für 
die öffentlichen Kassen zinsbringend zu machen. 
Diesem 'Zweck ^dient die Anfügung des letzten 
Satzes in § 1. Ich glaube, darüber braucht kein wei- 
teres Wort verloren zu werden. 

Im übrigen sind alle diese Überlegungen nur aus 
währungspolitischen Gesichtspunkten erfolgt. Wenn 
währungspolitische Bedenken nicht bestehen, ist 
das gesamte Notenbanksystem jederzeit in der 
Lage, im Einvernehmen mit den öffentlichen Stel- 
len, d. h. Bund und Ländern in der Parallelaus- 
legung, eine andersartige Anlage etwa bei Landes- 
banken zuzulassen. 

Zum Schluß noch eine Bemerkung. Der Bundes- 
rat hat in seinen Beschlüssen zu diesem Gesetz 
darauf hingewiesen, daß dieses Gesetz seiner An- 
sicht nach der Zustimmung des Bundesrats bedürfe. 
Die Bundesregierung hat von Anbeginn an den ge- 
genteiligen Standpunkt vertreten. Der Ausschuß 
für Geld und Kredit des Bundestags hat sich dieser 
Auffassung in vollem Umfang angeschlossen. Ich 
darf dazu auf die Begründung verweisen, die dem 
ursprünglichen Regierungsentwurf beigegeben war 
und in der dargelegt wird, daß es sich hier um die 
Änderung von Besatzungsrecht handelt, die allein 
Angelegenheit des Bundestags, aber nicht des Bun- 
desrats ist. 

Ich bitte Sie, der Vorlage in der vom Ausschuß 
für Geld und Kredit abgeänderten Fassung zuzu- 
stimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Ich eröffne die zweite Beratung. Ich rufe auf 
§ 1, — § 2, — Einleitung und Überschrift. — Wer 
diesen Bestimmungen zustimmen will, der mögö 
die Hand erheben. — Gegenprobe! — Gegen einige 
Stimmen angenommen. Die zweite Beratung ist ab- 
geschlossen. 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung 

und eröffne die allgemeine Aussprache. — Keine 
Wortmeldungen. Ich schließe die allgemeine Aus- 
sprache. Anträge sind zur Einzelberatung nicht 
gestellt. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer für 
die Annahme des Gesetzes im ganzen ist, den bitte 
ich, sich von seinem Platz zu erheben. — Gegen- 
probe! — Dieses Gesetz ist gegen einige Stimmen 
angenommen. 

Damit ist Punkt 6 der gestrigen Tagesordnung 
erledigt. 

Ich rufe Punkt 7 der gestrigen Tagesordnung auf: 

Erste, zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, DP ein- 
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Tabaksteuergesetzes (Nr. 4561 der 
Drucksachen). 

Verzichtet das Haus auf die Entgegennahme einer 
Begründung? 

(Zustimmung) 

— Allgemeiner Verzicht. 
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' ^ Ich eröffne die allgemeine Aussprache in erster 
Lesung. — Keine Wortmeldungen. Die Aussprache 
ist geschlossen. 

Ich rufe auf zur 

zweiten Beratung 

§ 1, — § 2, — § 3, — Einleitung und Überschrift. — 
Wer für die Annahme dieser Bestimmungen ist, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Einstimmige Annahme. Schluß der zweiten Bera- 
tung. 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung. 

Das Wort zur allgemeinen Aussprache wird nicht 
gewünscht. Anträge sind nicht angekündigt. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer für die 
Annahme des Gesetzes im ganzen ist, den bitte ich, 
sich von seinem Platz zu erheben. — Gegenprobe! 
— Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

Meine Damen und Herren, damit ist die gestrige 
Tagesordnung erledigt. Wir fahren in der Erledi- 
gung der heutigen Tagesordnung fort. 

(Abg. Ewers: Ich bitte ums Wort zur 
Geschäftsordnung!) 

— Zur Geschäftsordnung hat der Abgeordnete 
Ewers das Wort. 

Ewers (DP): Ich beantrage, den Punkt 12 der 
Tagesordnung, den Bericht des Wahlprüfungsaus- 
schusses, vorzuziehen, damit er bestimmt heute 
noch erledigt wird. Er hält uns nicht auf und wird, 
(B) wie ich hoffe, in einer Minute über die Bühne ge- 
gangen sein. Das ist nötig, weil wir dem Hause eine 
Mandatsänderung zu empfehlen haben. 

(Abg. Mellies: Einverstanden!) 

Vizepräsident Dr, Schmid: Das Haus ist einver- 
standen. Ich rufe also auf: 

Beratung des Berichts des Wahlprüfungsaus- 
schusses (2, Ausschuß) über die Wahlänfech- 
tung des Wirtschaftsprüfers Dipl.-Kaufmann 
Professor Dr. Hanns Linhardt, wohnhaft Ber- 
lin-Lichterfelde- West, Jägerndorfer Zeile 10, 
gegen die Gültigkeit der Entscheidung des 
Laiideswahlleiters des Landes Nordrhein- 
Westfalen vom 22. Januar 1953 wegen der 
Berufung des Angestellten Hans-Paul Jaeger 
in den Deutschen Bundestag — AZ 152/52 — 
(Nr. 4492^ der Drucksachen). 

Das Wort zur Berichterstattung hat der Abgeord- 
nete Ewers. 

Ewers (DP), Berichterstatter: Herr Präsident! 
MeineDamen und Herren! Der Bericht ist schriftlich 
erstattet und enthält den Entwurf eines Beschlus- 
ses, den der Bundestag fassen soll; es ist nur ein 
Vorschlag des Ausschusses. 

Ich habe zur Sache nur darauf hinzuweisen, daß 
es der erste Fall wäre, in dem der Bundestag einer 
Wahlanfechtung stattgibt. Das haben wir bisher 
im Hause noch nicht erlebt. 

Ich bitte, eine Berichtigung in dem Schriftlichen 
Bericht vorzunehmen: auf Seite 4 der Drucksache 
Nr. 4492 heißt es in der zweiten Zeile des letzten 
Absatzes „unabhängig von der gegenwärtigen 
Rechtslage“; es muß „Rechtsfrage“ heißen. 


Vizepräsident Dr. Schmid: Besteht Klarheit über iO 
den jetzigen Text? Es muß in der Begründung nur 
statt „Rechtslage“ „Rechtsfrage“ heißen. 

(Abg. Ewers: In der Begründung!) 

Ich eröffne die Aussprache. — Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich lasse abstimmen. Wer für den 
soeben gestellten Antrag ist, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 

Ich stelle einstimmige Annahme fest. Punkt 12 der 
heutigen Tagesordnung ist erledigt. 

Ich rufe auf Punkt 3 a und b der heutigen Tages- 
ordnung: 

a) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP, DP eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes über die steuerliche 
Behandlung von Leistungen im Rahmen des 
Familienlastenausgleichs (Nr. 4545 der 
Drucksachen) ; 

b) Erste Beratung des von der Fraktion der 
SPD eingebraditen Entwurfs eines Gesetzes 
Über die Gewährung von Beihilfen für Fa- 
milien mit Kindern (Kinderbeihilfengesetz) 

(Nr. 4562 der Drucksachen). 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, für die Be- 
gründung der beiden Anträge je 10 Minuten und 
für die Aussprache insgesamt 40 Minuten vorzu- 
sehen. — Das Haus ist einverstanden. Wer begrün- 
det 3 a? — Das Wort hat der Abgeordnete Winkel- 
heide. 

Winkelheide (CDU), Antragsteller: Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Wegen der vor- 
geschrittenen Zeit verzichten wir auf eine ein- 
gehende Begründung des Gesetzentwurfs und stel- 
len den Anttrag, die Vorlage dem Finanz- und 
Steuerausschuß zu überweisen. (D) 

• (Lachen links.) 

Vizepräsident Dr, Schmid: Nicht dem Ausschuß 
für Sozialpolitik? 

Winkeiheide (CDU), Antragsteller: Nein. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Nur dem Finanz- und 
Steuerausschuß, Das Wort zur Begründung von 3 b 
hat der Abgeordnete Richter. 

Richter (Frankfurt) (SPD), Antragsteller: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ob die Zeit 
vorgeschritten ist oder nicht, die Frage der Gewäh- 
rung von allgemeinen Kinderbeihilfen auf gesetzli- 
cher Basis ist von so großer Bedeutung, daß der 
Bundestag auch in dieser Stunde und in dieser Woche 
noch die Zeit haben muß, nach Möglichkeit die 
Voraussetzung zu schaffen, daß in der nächsten 
Woche eine gesetzliche Regelung durch dieses Haus 
erfolgt. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Sie sollten mir deshalb gestatten, einige grund- 
sätzliche Ausführungen zu unserem Antrag zu 
machen. 

Die SPD-Fraktion bedauert außerordentlich, 
daß es bisher nicht möglich war, auf diesem Ge- 
biet eine gesetzliche Regelung zu treffen, obwohl 
der Gesetzentwurf der SPD-Fraktion über die Ge- 
währung von allgemeinen Kinderbeihilfen die 
Drucksachennummer 774 trägt und am 23. März 
1950 in diesem Hause eingebracht worden ist. Der 
Sozialpolitische Ausschuß hat sich mit dieser Druck- 
sache befaßt. Ein Arbeitsstab im Bundesrat, zu 
dem neben Mitgliedern des Bundesrates auch noch 
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(Richter [Frankfurt]) 

Sachverständige aus dem sozialen Leben der Bun- 
desrepublik hinzugezogen wurden, hat sich eben- 
falls mit dieser Angelegenheit befaßt. Der Sozial- 
politische Ausschuß hat aus seiner Mitte eine Kom- 
mission gewählt, und man hat sich gemeinsam mit 
Vertretern des Arbeitsstabes auf einen sogenann- 
ten Referentenentwurf, der das Datum 20. April 
1951 trägt, verständigt. Als dieses Arbeitsergebnis 
im Sozialpolitischen Ausschuß des Bundestags zur 
Diskussion gestellt wurde, wurde von seiten der 
CDU-Fraktion erklärt, daß sie die Sache noch 
etwas ausgesetzt sehen möchte, da sie einen eige- 
nen Gesetzentwurf im Bundestag einbringen 
wollte. Das ist dann auch mit der Drucksache Nr. 
2427 vom 4. Juli 1951 geschehen. Im Unterschied 
zu dem Antrag der SPD, nach dem allgemeine 
Kinderbeihilfen an alle vom ersten Kind ab ge- 
währt, die Beträge aus öffentlichen Mitteln genom- 
men und die Durchführung bereits bestehenden 
Stellen wie Finanzämtern und Postämtern über- 
tragen werden sollten — es waren also keine neuen 
Behörden, sondern ein ganz einfaches Verfahren 
ohne wesentliche Kosten vorgeschlagen — , sah der 
CDU-Entwurf eine andere Regelung vor. Nach 
ihm sollten Familienausgleichskassen geschaffen, 
die Kinderbeihilfen erst ab drittem Kind gewährt 
werden und anderes mehr. 

Wir haben alle Entwürfe in einem vom Sozial- 
politischen Ausschuß erneut eingesetzen Unteraus- 
schuß beraten. Dabei sind wir zu einem Ergebnis 
gekommen, das praktisch dem entspricht, was in 
dem neuen SPD-Antrag Ihnen heute unterbreitet 
wird, den ich zu begründen die Ehre habe. 

In ihm kommt — wenn ich das kurz erläutern 
darf — zum Ausdruck, daß die Leistungen vom 
dritten Kind ab gewährt werden sollen. Wir schla- 
ff) gen vor, daß erst vom 1. Oktober 1954 ab, also 
nach einem Jahr, die Kinderbeihilfen vom zweiten 
Kind ab gewährt werden sollen. Es wird weiter 
vorgesehen, daß nur der Kreis beihilfefähig ist, der 
die ganze Zeit unumstritten war. Die Höhe der 
Beihilfe beträgt 20 DM pro Kind und Monat. Auch 
das entspricht der einheitlichen Ansicht. Die Zah- 
lung der Beihilfen soll vierteljährlich, und zwar 
im zweiten Monat des Vierteljahres, für die in Be- 
tracht kommenden Kinder an die Beihilfeberech- 
tigten erfolgen. Die Beihilfen sollen frei sein von 
Steuern und Sozialabgaben und nicht der Pfändung 
unterliegen. All das entspricht dem Ergebnis der 
Verhandlungen. Die Beiträge sollen erstens durch 
Abgaben der Arbeitgeber entsprechend der von 
ihnen zu zahlenden Lohnsteuer und zweitens durch 
Zahlungen der Selbständigen aufgebracht werden* 
sofern letztere ein jährliches Einkommen über 3600 
DM haben. Der Beitrag der Selbständigen beträgt 
1 V. H. des 3600 DM übersteigenden Jahreseinkom- 
mens und die von den Arbeitgebern aufzubrin- 
genden Beiträge 10 v. H. der Lohnsteuer. Für die 
Beiträge ist Steuerfreiheit vorgesehen. 

Als Institutionen zur Durchführung der Auf- 
gaben ist eine gemeinsame Familienausgleichskasse 
sowohl für die in abhängiger Arbeit Stehenden als 
auch für die Selbständigen in einfachster, zweck- 
entsprechendster Form vorgesehen. Als Organe 
dieser Familienausgleichskasse schlagen wir einen 
Vorstand, der aus 9 Mitgliedern, und einen Aus- 
schuß, der aus 45 Mitgliedern besteht, vor. 

Diese Vertreter sollen sich nicht nur aus den 
Sozialpartnern oder sonstigen Gruppen zusammen- 
setzen, sondern der Bundestag soll sie nach dem 
bekannten System wählen, das für die Wahl und 
Zusammensetzung von Ausschüssen maßgebend ist, 


so daß alle Bevölkerungskreise, Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer, kirchliche Kreise und sonstige Stel- 
len in diesem Ausschuß und auch in dem Vorstand 
der Familienausgleichskasse vertreten sind, da ja 
die Gewährung der Kinderbeihilfe durch die Fa- 
milienausgleichskasse eine Angelegenheit ist, die 
das gesamte Volk angeht. 

Für die Geschäftsführung ist ein Organ vorge- 
sehen, das aus drei Mitglie&rn besteht. 

Als Zeitpunkt für das Inkrafttreten des Gesetzes 
schlagen wir den 1. Oktober dieses Jahres vor. 

Meine Damen und Herren, Sie sehen, daß wir 
mit der Vorlage nicht einfach unseren Vorschlag, 
den wir dem Hohen Hause im Jahre 1950 unter- 
breitet haben, wiederholen; denn dann könnten 
Sie uns erwidern: Das ist unannehmbar, das ist ein 
wahltaktisches Manöver, ihr wollt lediglich ver- 
suchen, jetzt noch etwas zu realisieren, was in den 
vergangenen zwei, drei Jahren nicht verwirklicht 
werden konnte. — Nein, wir schlagen Ihnen nur 
das vor, was sich aus den Diskussionen im Aus- 
schuß und in den Kommissionen als Ergebnis her- 
ausgestellt hat. Da haben wir uns, und zwar alle 
Vertreter der Parteien, die daran teilgenommen 
haben, zu einem Kompromiß zusammengerauft, 
weil wir glaubten, daß noch von diesem Bundes- 
tag die gesetzliche Regelung der Gewährung von 
Kinderbeihilfen vorgenommen werden muß. Wir 
sind zu der Überzeugung gekommen, daß das jetzt 
nur noch auf dem Wege geht, den Ihnen die SPD- 
Fraktion mit dem Antrag Drucksache Nr. 4562 vor- 
gelegt hat. Unser Verlangen läßt sich auch zeitlich 
noch verwirklichen, wenn der Sozialpolitische Aus- 
schuß, dem ich diese Sache zu übertragen bitte, am 
kommenden Montag dazu Stellung nimmt und das 
Hohe Haus am nächsten Mittwoch die zweite und (D) 
dritte Lesung dieses äußerst wichtigen Gesetzent- 
wurfes vornimmt, damit eine Grundlage für den 
Familienausgleich geschaffen wird. 

Ich darf noch auf eine Pressemitteilung eingehen. 

In einer Zeitung lautet die Überschrift zu einem 
Artikel „Kinderbeihilfen bleiben ein Wahlschlager 

— Gesetz in dieser Legislaturperiode nicht mehr zu 
erwarten — Koalition nicht einig“. Ich hoffe, daß 
das nicht eintritt und wir in der nächsten Woche 
feststellen können: Der Bundestag hat das Gesetz 
über die Gewährung von Kinderbeihilfen einstim- 
mig beschlossen. 

Ich bitte Sie daher, unserem Antrag zuzustim- 
men. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsidenl Dr« Schmid: Die Anträge sind ein- 
gebracht und begründet. Ich eröffne die Aussprache. 
Wortmeldimgen? — Keine. Dann schließe ich die 
Aussprache. 

Zu dem Gegenstand des Tagesordnungspunkte^ 

3 a ist Überweisung an den Ausschuß für Finanz- 
und Steuerfragen beantragt. 

(Abg. Richter [Frankfurt]: Zu 3 a darf ich 
auch Überweisung an den Sozialpolitischen 
Ausschuß beantragend) 

— Zu beiden, zu a und b? 

(Abg. Renner: Ich bitte ums Wort!) 

— Wozu wünschen Sie das Wort? Ich hatte die Aus- 
sprache schon geschlossen, 

(Abg. Renner: Zu dem Antrag!) 

— Zu dem Antrag? Bitte. 
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(A) Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bitte den Sprecher der sozialdemo- 
kratischen Fraktion, seinen Antrag dahin zu erwei- 
tern, daß sich der Bundestag verpflichtet, in der 
nächsten Woche die zweite und dritte Beratung 
dieses Gesetzentwurfes vorzunehmen. 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 

— Verzeihen Sie, dann wird nämlich klar, ob Sie 
Wahlmache treiben oder nicht. Sie haben sich sd 
lange Zeit gelassen, daß der Vorwurf, Sie trieben 
mit der Einbringung dieser Anträge in der letzten 
Minute Wahlmache, verständlich und berechtigt 
erscheint. 

(Zurufe von der Mitte.) 

— Ihr Antrag ist auch nicht jüngsten Datums; Sie 
reden ja auch schon drei Jahre drum herum. 

Also feierliches Gelöbnis: Der Bundestag ver- 
pflichtet sich, in der kommenden Woche die zweite 
und dritte Beratung des Gesetzentwurfs der SPD 
durchzuführen. Dann muß der Bundestag in der 
nächsten Woche, wie man bei uns zu Hause sagt; 
„Butter bei die Fische tun'‘ und für sein Verspre- 
chen gradestehen. 

Ich bitte also die SPD, da ich selber keinen An- 
trag stellen kann, ihren Antrag in diesem Sinne 
zu ergänzen. Erst dann ist garantiert, daß in der 
nächsten Woche nicht nur gepfiffen wird, sondern 
auch bewilligt werden muß. 

Vizepräsident Dr. Schmidt Das Wort hat der Ab- 
geordnete Wellhausen zur Abstimmung. 

Dr. .Wellhausen (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Damit aus den verschiedenen 
Anträgen keine Verwirrung entsteht, glaube ich, 

^ mich so zusammenfassen zu dürfen, daß ich bitte, 
Drucksache Nr. 4545, Antrag der CDU/CSU, FDP, 
DP, federführend an den Finanz- und Steueraus- 
schuß — es handelt sich nämlich um die steuerliche 
Behandlung von Leistungen — und zur Mitbera- 
tung an den Sozialpolitischen Ausschuß zu über- 
weisen. 

(Abg. Dr. Preusker: Und den anderen um- 
gekehrt, Herr Wellhausen!) 

Vizepräsident Dr. Schmidt Das Wort hat der Ab- 
geordnete Richter. 

Richter (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe, glaube ich, das Hohe 
Haus mit aller Deutlichkeit gebeten, dafür Sorge 
zu tragen, daß nächste Woche die zweite imd dritte 
Lesung des Kinderbeihilfengesetzes erfolgt und 
daß es der Bundestag noch in dieser Legislatur- 
periode verabschiedet. Es ist nicht notwendig, 
Herrn Renners Rat zu folgen und einen Beschluß 
in einer Sache zu fassen, die ich für selbstverständ- 
lich halte. Ich nehme an, daß heute noch gelten soll, 
was die ganze Zeit über von allen Zeitungen der 
Parteien und auch auf den Parteitagen zum Aus- 
druck gebracht wurde, wie beispielsweise nach 
Pressemeldungen auf dem Parteitag der CDU in 
Hamburg gelobt wurde, daß dieser Bundestag noch 
das Gesetz über die Kinderbeihilfen verabschieden 
soll. Ich bitte den Herrn Präsidenten, den Antrag 
der SPD auf Drucksache Nr. 4562 dem Sozialpoli- 
tischen Ausschuß überweisen zu lassen, da dieser 
die Materie auch bisher behandelt hat, 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Bausch zur Abstimmung. 


Bausch (CDU): Meine Damen und Herren! Da es 
sich offenkundig um einen Entwurf handelt, der 
finanzielle Auswirkungen hat, möchte ich beantra- 
gen, ihn auch an den Haushaltsausschuß zu über- 
weisen. 

(Zuruf von der Mitte: Welcher? — Abg. 
Mellies: Das ist bisher nie üblich gewe- 
sen! — Abg. Winkelheide: Welcher? Nr. 

4545 oder 4562? — Abg. Renner: Wann 
sehen wir ihn wieder? — Abg. Mellies: 

Dann müssen Sie nachher jedes Gesetz an 
den Haushaltsausschuß überweisen! Der 
Haushaltsausschuß soll überhaupt nicht 
mehr arbeiten! — Zuruf von der Mitte: 
Selbstverständlich, das müssen wir haben!) 

Vizepräsident Dr. Schmid; Zur Abstimmung der 
Abgeordnete Richter. 

Richter (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Gesetzentwurf der SPD 
hat meines Erachtens keine finanziellen Auswir- 
kungen, die den Bundeshaushalt irgendwie beein- 
flussen könnten. In dem Gesetzentwurf ist vorge- 
sehen, daß die zur Gewährung der Kinderbeihilfen 
ab drittem Kind mit Wirkung vom 1, Oktober die- 
ses Jahres notwendigen Mittel a) durch Beiträge 
der Arbeitgeber und b) durch Beiträge der Selb- 
ständigen aufgebracht werden. Da also hier die in 
Betracht kommenden Kreise die Mittel aufbringen 
und nicht der Bund selbst sie zu zahlen hat, halte 
ich die Überweisung des Antrages des Herrn Ab- 
geordneten Bausch an den Haushaltsausschuß nicht 
für erforderlich. Ich wäre wirklich glücklich, wenn 
die CDU-Fraktion diesen Antrag zurückzöge. 

(Zuruf von der Mitte: Zieh ihn doch 
zurück!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Bausch, wollen Sie den Antrag nicht zurückziehen? 
(Abg. Bausch: Ja, ich ziehe den Antrag 
zui^ück!) 

— Danke. Keine weiteren Wortmeldungen mehr 
zur Abstimmung? — Dann kommen wir zur Ab- 
stimmung. 

Ich möchte ganz allgemein bemerken, daß ich 
Anträge von der Art, wie der Herr Abgeordnete 
Renner einen gestellt hat, sachlich nicht für zu- 
lässig halte. Ich glaube nicht, daß sich dieses Haus 
durch einen Beschluß für die Zukunft zu etwas 
verpflichten kann. Das einzige, was man tun könnte, 
wäre, jetzt zu beschließen, die zweite Lesung auf 
einen Tag der nächsten Woche anzuberaumen, wo- 
bei man dann allerdings wieder davon abhängig 
wäre, ob eine Vorlage da ist oder nicht. Ich halte 
darum Anträge dieser Art nicht für möglich. Die 
Fraktionen freilich könnten sich entsprechend den 
Anträgen kaum verpflichten. 

Wir kommen zur Abstimmung, Es ist also be- 
antragt — um das zu wiederholen — die Über- 
weisung des Punktes 3 a an den Ausschuß für Fi- 
nanz- und Steuerfragen als federführenden Aus- 
schuß; der Ausschuß für Sozialpolitik soll mitbe- 
raten. Bei Punkt 3 b ist es umgekehrt. 

(Abg. Richter [Frankfurt]: Nein, nichts 
„umgekehrt“, nur Sozialpolitischer Aus- 
schuß!) 

— Nur Ausschuß für Sozialpolitik? 

(Zustimmung rechts.) 

Gut! Wer für die Annahme dieser Anträge ist, den 
bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — 
Ich stelle einstimmige Annahme fest. Damit ist 
Punkt 3 der heutigen Tagesordnung erledigt. 
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(Vizepräsident Dr. Schmid) 

(A) Punkt 4 der Tagesordnung sollte bei dieser Be- 
setzung des Hauses kaum beraten werden. 

(Abg. Dr. Vogel: Hat keinen Wert!) 

Ich glaube, wir sollten uns darauf beschränken, 
in den 25 Minuten, die uns bleiben, die Sachen zu 
erlediget, bei denen der Ältestenrat vorschlägt, auf 
eine Aussprache zu verzichten. Ist das Haus einver- 
standen? 

(Zurufe: Ja!) 

Dann rufe ich auf Punkt 5 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über das Abkommen vom 1. April 1953 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Amerika über gewisse 
Angelegenheiten, die sich aus der Bereinigung 
deutscher Dollarbonds ergeben (Nr. 4457 der 
Drucksachen). 

Ich nehme an, daß die Regierung auf eine beson- 
dere mündliche Begründung verzichtet und das 
Haus bereit ist, das Gesetz zu verabschieden, ohne 
eine Begründung seitens der Regierung anzuhören. 
Ist das Haus dazu bereit? — 

(Zustimmung.) 

Dann rufe ich in der ersten Beratung zur allge- 
meinen Aussprache auf. — Das Wort wird nicht ge- 
wünscht. Ich schließe die erste Beratung. 

Ich rufe auf in der 

zweiten Beratung 

Art. 1, — Art. 2, — Art. 3, — Art. 4, — Einleitung 
und Überschrift. — Wer für die Annahme dieser 
Bestimmungen ist, den bitte ich, die Hand zu erhe- 
ben. — Gegenprobe! — Gegen eine Stimme ange- 

(B) nommen. Ich schließe die zweite Beratung ab. 

Ich eröffne die 

dritte Beratung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Anträge 
sind nicht gestellt. — Keine Wortmeldungen. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer für 
die Annahme des Gesetzes als Ganzes ist, den bitte 
ich, sich von seinem Platz zu erheben. — Gegen- 
probe! — Gegen zwei Stimmen angenommen. Da- 
mit ist dieser Punkt der Tagesordnung erledigt. 
(Präsident D. Dr. Ehlers übernimmt 
den Vorsitz.) 

Präsident D. Dr, Ehlers: Meine Damen und 
Herren, ich rufe auf Punkt 8 der Tagesordnung: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus- 
schusses für auswärtige Angelegenheiten (7. 
Ausschuß) über den Antrag der Fraktion der 
FU (BP-Z) betreffend Aufhebung von Beschlag- 
nahmen für militärisdie Zwecke (Nm. 4472, 
4065 der Drucksachen). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Hase- 
mann. Er scheint nicht hier zu sein. 

(Zurufe: Wir verzichten auf Bericht- 
erstattung!) 

— Sie verzichten auf Berichterstattung? 

(Zustimmung.) 

Der Antrag soll nach dem Ausschußbericht der Re- 
gierung als Material zugeleitet werden. — Keine 
W ortmeldungen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem Antrag 
Drucksache Nr. 4472 des Ausschusses für auswär- 


tige Angelegenheiten zuzustimmen wünschen, eine 
Hand zu erheben. — Das ist die überwiegende 
Mehrheit; angenommen. 

Dann kommen wir zu Punkt 10: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Wiedergutmachung nationalsozia^ 
listischen Unrechts in der Kriegsopferversor- 
gung für Berechtigte im Ausland (Nr. 4295 der 
Drucksachen); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für Kriegs- 
opfer- und Kriegsgefangenenfragen (26. Aus- 
sdiuß) (Nr. 4494 der Drucksachen). 

(Erste Beratung: 263. Sitzung). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Arndgen, 
den ich ebenfalls nicht im Saale sehe. 

(Zurufe: Doch, ist hier!) 

— Ich bitte um Entschuldigung. Sie sind an einem 
ganz ungewohnten Platz, Herr Abgeordneter Arnd- 
gen. Darf ich Sie bitten, das Wort zu nehmen, 

(Abg. Arndgen: Ich verzichte!) 

— Sie verzichten? 

(Zurufe: Wir auch!) 

— Sie auch! Meine Damen und Herren, es verzichtet 
alles! 

(Heiterkeit.) 

Ich rufe auf die §§ 1, — 2, — 3, — 4, — 5, — 6, 

— 7, — 8, — 9, — 10, — 11, — 12, — 13, — 13 a, 

— 13 b, — 14, — Einleitung und Überschrift. Keine 
Wortmeldungen dazu? — Ich bitte die Damen und 
Herren, die diesen aufgerufenen Paragraphen sowie 
der Einleitung und Überschrift zuzustimmen wün- 
schen, um ein Handzeichen. — Das ist die Mehrheit; 
angenommen. 

Ich komme zur 

dritten Beratung. 

Allgemeine Besprechung und Einzelbesprechung 
können entfallen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dem Entwurf eines Gesetzes zur Wiedergutma- 
chung nationalsozialistischen Unrechts in der 
Kriegsopferversorgung für Berechtigte im Ausland 
in seiner Gesamtheit zuzustimmen wünschen, sich 
von ihren Plätzen zu erheben. — Das ist die Mehr- 
heit; angenommen. Damit ist der Punkt 10 erledigt. 

Punkt 12 ist bereits erledigt. Meine Damen und 
Herren, wünschen Sie weitere Punkte der Tages- 
ordnung zu erledigen? 

(Zuruf rechts: 9! — Abg. Mellies: 6 würde 
ich Vorschlägen, Herr Präsident!) 

— Punkt 6: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes über die Förderung des Wohnungs- 
baus für Umsiedler in den Aufnahmeländern 
und des Wohnungsbaus für Sowjetzonenflücht- 
linge in Berlin (Nr. 3905 der Drucksachen); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für Hei- 
matvertriebene (22. Ausschuß) (Nr. 4317 der 
Drucksachen). 

(Erste Beratung: 245. Sitzung). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Kuntscher. 
(Zurufe: Wir verzichten!) 

— Man verzichtet auf Berichterstattung. 

(Abg. Schütz: Da kann der Herr Prä.sidenl 
lächeln!) 
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(Präsident D. Dr. Ehlers) 

(A) — Ja, das ist so ungewohnt! 

Dann rufe ich in der zweiten Beratung auf die 

§§ 1 , — 2 , - 3 , 

(Abg. Frau Wolff: Zu § 2!) 

— Zu § 2 Frau Abgeordnete Wolff! 

Frau Wolff (SPD): Herr Präsident! Meine Herren 
und Damen! Namens und im Aufträge der sozial- 
demokratischen Fraktion habe ich folgendes zu 
sagen. Wir begrüßen das Gesetz, weil es dazu die- 
nen soll, nun endlich einmal denen ein Heim zu 
geben, die unter dem Druck des Schicksals heimat- 
los geworden sind und nunmehr endlich wieder 
eine eigene Behausung haben sollen. Wir möchten 
aber eine Änderung des § 2 Abs, 2. Wenn von ei- 
ner echten Förderung des Wohnungsbaus für Um- 
siedler und Sowjetzonenflüchtlinge in Berlin die 
Rede sein soll, muß § 2 Abs, 2 Satz 3 der Regie- 
rungsvorlage vollinhaltlich wiederhergestellt wer- 
den. Dieser Paragraph bestimmt nämlich, welcher 
Teil des Ausgleichsfonds endgültig belastet werden 
soll. Die Ausschußfassung sieht in Abänderung der 
Regierungsvorlage die Anrechnung auf die Wohn- 
raumhilfe im Lastenausgleichsgesetz vor. Damit 
erfolgt eine Kürzung der so notwendigen Jahres- 
beiträge, die zum Wohnungsbau festgelegt worden 
sind, auf rund 300 Millionen DM pro Jahr. Wir sind 
nun der Meinung — und ich hoffe, daß sich das 
Hohe Haus dieser Meinung nicht verschließen 
kann — , daß die Belastung des Fonds, ganz gleich 
wann und zu welcher Zeit eine Rückzahlung er- 
folgen soll, untragbar ist, wenn der Wohnungsbau 
für die Sowjetzonenflüchtlinge und für die Ver- 
triebenen und Umsiedler Wirklichkeit werden soll. 
Wir beantragen aus diesem Grunde Wiederherstel- 

(B) lung der Regierungsvorlage, die ja in § 2 Abs. 2 
Satz 3 die Nichtanrechnung deshalb vorgesehen hat, 
weil Jahresbeiträge von 300 Millionen DM unge- 
kürzt dem sozialen Wohnungsbaufonds zugeführt 
werden sollen. 

Wir bitten im Interesse der Umsiedler und der 
Sowjetzonenflüchtlinge das Hohe Haus, diesem un- 
serem Antrag auf Wiederherstellung der Regie- 
rungsvorlage die Zustimmung zu geben. 

Präsident D, Dr, Ehlers; Herr Abgeordneter 
Kather. 

Dr. Kather (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bitte, den eben gestellten Antrag 
abzulehnen. Es handelt sich bei diesem Gesetz um 
einen Teil des Kompromisses, das damals bei der 
dritten Lesung des Lastenausgleichsgesetzes zu- 
stande gekommen ist. Wir Antragsteller haben uns 
damals bereit erklärt, aus dem Fonds für das erste 
Jahr 1952 für diesen Zweck einen Betrag von 200 
Millionen DM vorzufinanzieren. Es war ausdrück- 
liche Abrede, daß dadurch keine Erhöhung des Ge- 
samtbetrages, der ja zahlenmäßig im Lastenaus- 
gleich festgesetzt worden ist, erfolgen sollte, son- 
dern nur eine Vorziehung. Der Antrag aber, den 
die Frau Kollegin hier soeben gestellt und begrün- 
det hat, würde eine Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetzes bedeuten und den Gesamtbetrag, der für 
die Wohnraumhilfe vorgesehen ist, um 200 Millio- 
nen DM erhöhen. 

Wir haben uns im Ausschuß mit dieser Frage be- 
schäftigt und gegen die Stimmen der jetzigen An- 
tragsteller diese Fassung beschlossen, die Ihnen jetzt 
vorlicgt und die genau der damals unter den Koa- 


(C) 

litionsparteien zustande gekommenen Vereinbarung 
entspricht. 

Wir haben eine Lösung gewählt, die es aus- 
sehließt, daß insbesondere für die ersten Jahre 
irgendeine Minderung der Wohnraumniittel ein- 
tritt. Es werden also für das Jahr 1952 500 Mil- 
lionen DM und für die nächsten Jahre 300 Millio- 
nen DM gezahlt, wie es in dem Gesetz über den 
Lastenausgleich vorgesehen ist. 

Ich bitte deshalb, den Antrag abzulehnen und es 
bei der Ausschußfassung zu belassen. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter 
Renner, 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist nicht der Augenblick, die Ftage 
zu klären, woher und warum Flüchtling oder Um- 
siedler. Aber ich muß doch, um diese scheinbar so 
positive Darstellung Ihrer wohlwollenden Einstel- 
lung gegenüber dem Personenkreis, um den es jetzt 
geht, auf das richtige Niveau zu bringen, zu die- 
sem Problem eine Sache vortragen. 

(Zuruf rechts: 17. Juni!) 

Da wird nun aus öffentlichen Mitteln etwas getan 
zur Förderung des Wohnungsbaus für die Umsied- 
ler in den Aufnahmeländern. Und wie wirkt sich 
das in der Praxis aus? Kommt das den Umsiedlern 
zugute? Oder wer profitiert davon? Das ist die 
Frage. ^ 

Ich habe hier ein Rundschreiben in der Hand: 
Allgemeiner Bauverein AG in Essen — das ist 
unser Essener städtischer gemeinnütziger Woh- 
nungsbauverein, Kapital fast restlos in der Hand 
unserer Stadt, die ihrerseits wieder in der Hand 
eines kleinen Ablegers von Ihrem großen Konrad 
ist! 

(Heiterkeit.) 

Nun aus dem Inhalt dieses Briefes einige Sätze: 
Allgemeiner Bauverein Essen 
An unsere Mitglieder! 

Wir haben an der Schwanenbusch-, Vollmer- 
straße und Oberschlesienstraße mit dem Bau 
von 191 Wohnungen im Rahmen des Pro- 
gramms für Sowjetzonenfiüchtlinge begonnen. 
Die Wohnungen werden iQ einwandfreier Form 
mit eingerichteten Badezimmern und Lino- 
leumfußboden erstellt und liegen in der Miete 
um 1,10 DM pro qm Wohnfläche. 

— Nun der entscheidende Satz, auf den es mir an- 
kommt. 

Da anzunehmen ist, daß die Sowjetzonenflücht- 
linge nur zu einem geringen Teil in der Lage 
sind, diese Mieten zu bezahlen, besteht die 
Möglichkeit, einen Wohnungstausch mit den 
Mietern durchzuführen, die wegen der Wohn- 
lage oder wegen der Größe der Wohnungen 
bereit sind, die Miete von 1,10 DM je qm zu 
übernehmen. 

Wir haben also den immerhin eigenartigen Tatbe- 
stand, daß für einen Personenkreis, den Sie bevor- 
zugt behandeln wollen, etwas getan wird, was in 
der Endauswirkung aber nun nicht diesem Per- 
sonenkreis zugute kommt, Herr Kather, sondern 
finanzkräftigeren Essener eingestammten Bürgern, 
um einmal das Wort zu gebrauchen. 
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(Renner) 

Sehen Sie, da liegt der Hund begraben! Wenn 
man nämlich den Menschen helfen und sie aus 
ihren zur Zeit sehr üblen Unterbringungsräumen 
herausholen will, dann kommt es nicht nur darauf 
an, ein solches, nur halbes Gesetz zu machen, son- 
dern man muß auch dafür sorgen, daß die Mieten 
in einem für die Umsiedler erträglichen Verhältnis 
gehalten werden. Dafür zu sorgen und das durch- 
zusetzen, das haben Sie bisher noch nicht fertig- 
gebracht! 

Nur um diesen Zwiespalt und diese Halbheit in 
ihrer Maßnahme aufzudecken, habe ich zu der 
Sache etwas gesagt. Im übrigen sind wir natürlich 
auch dafür, daß den Kommunen zur Durchführung 
der Aufgaben, die bei ihnen nun einmal entstanden 
sind, die notwendigen Gelder gegeben werden. 

Pfäsideni D. Dr, EMers: Keine weiteren Wort- 
meldungen. 

Ich komme zur Abstimmung. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dem Änderungsantrag Umdruck 
Nr. 1022 bezüglich § 2, welchen Frau Abgeordnete 
Wolff begründet hat, zuzustimmen wünschen, eine 
Hand zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 

— Meine Damen und Herren, es läßt sich auszäh- 
len. Ich bitte, die Hand noch einmal zu erheben. — 
Frau Abgeordnete Wolff, Sie sind nicht stimmbe- 
rechtigt! — Ich bitte um die Gegenprobe. — Meine 
Damen und Herren, das zweite ist die Mehrheit; 
der Antrag ist abgelehnt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die § 2 in der 
vom Ausschuß vorgeschlagenen Fassung zuzustim- 
men wünschen, um ein Handzeichen. — Ich bitte 
(ß) um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Bei Ent- 
haltungen angenommen. 

Ich rufe auf § 3, gleichzeitig § 1, über den noch 
nicht abgestimmt ist, — § 4, — § 5, — § 6, — § 7, 
— § 8, — § 9, — § 10, — § 11, — § 12, — Einleitung 
und Überschrift. — Ich bitte die Damen und Her- 
ren, die den auf gerufenen Paragraphen, der Ein- 
leitung und der Überschrift zuzustimmen wünschen, 
um ein Handzeichen. — Das ist die Mehrheit. 

Damit kommen wir zur 

dritten Beratung. 

Die allgemeine Aussprache kann entfallen. Dann 
bitte ich die Damen und Herren, die dem Entwurf 
eines Gesetzes über die Förderung des Wohnungs- 
baus für Umsiedler in den Aufnahmeländern und 
des Wohnungsbaus für Sowjetzonenflüchtlinge in 
Berlin insgesamt zuzustimmen wünschen, sich zu 
erheben. — Das ist die Mehrheit; das Gesetz ist in 
der Schlußabstimmung angenommen. 

Meine Damen und Herren, mir ist vorgeschlagen 
worden, den Antrag unter Punkt 9 der Tagesord- 
nung: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Weiß, Margulies, Tobaben, Lampl und Genos- 
sen betreffend Mühlen Wirtschaft (Nr. 4465 der 
Drucksachen), 

ohne Begründung und ohne Aussprache an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten zu überweisen. Sind Sie einverstanden? 

(Zustimmung.) 

— Die Überweisung ist erfolgt. 


Der Vorsitzende des Beamtenrechtsausschusses 
hat mir mitgeteilt, daß die 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundes- 
rat eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Gewährung einer ruhegehaltfähigen 
Zulage an Richter und Staatsanwälte (Nr. 
4193 der Drucksachen); 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Be- 
amtenrecht (25. Ausschuß) (Nr. 4487 der 
Drucksachen). 

(Erste Beratung: 260. Sitzung.) 

keine lange Zeit in Anspruch nehmen wird. Sind 
Sie damit einverstanden? 

(Zustimmung.) 

— Ich rufe das auf. Berichterstatter ist Herr Ab- 
geordneter Kleindinst. Der Schriftliche Bericht*) 
liegt vor; eine mündliche Ergänzung wird nicht 
mehr gewünscht. 

Ich rufe auf §1, — §2, — §3, — Einleitung und 
Überschrift — Keine Wortmeldungen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die zuzustimmen wünschen, 
eine Hand zu erheben. — Das ist die überwiegende 
Mehrheit; angenommen. 

Allgemeine Aussprache der 

dritten Beratung. 

Herr Abgeordneter Dr. Arndt! 

Dr. Arndt (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Meine Fraktion bedauert, daß der 
Beamtenrechtsausschuß sich nicht den Entwurf zu 
eigen gemacht hat, den die Länderjustizminister 
unter dem Datum des 10. April einstimmig be- 
schlossen hatten und der auch bereits die Zustim- 
mung einiger Landesregierungen gefunden hatte. In 
der Ausschußberatung habe ich diesen Entwurf der 
Landesjustizminister zum Antrag erhoben, aber er 
hat leider nur die Stimmen der sozialdemokra- 
tischen Mitglieder bekommen. Der Ausschußantrag, 
dem auch wir dann selbstverständlich zustimmten 
und der ohne diese Zustimmung keine Mehrheit 
gefunden hätte, wird über die in jedem Fall erfor- 
derliche Gesetzgebung eines jeden Landes hinaus 
erst noch eine Verständigung der Länder unter- 
einander über die Einzelheiten notwendig machen. 
Dies ist ein Mangel des Ausschußantrags, weshalb 
wir dem Entwurf der Landesjustizminister den 
Vorzug gegeben hätten; denn der Gesetzentwurf in 
der Ausschußfassung schließt die doppelte Gefahr 
nicht aus, daß wir entweder eine die Rechtseinheit 
im Justizwesen beeinträchtigende Unterschiedlich- 
keit in der Richterbesoldung bekommen oder daß 
unser Gesetz ohne Wirkung bleibt, weil die Länder 
sich vielleicht nicht über die Art der Ausführung 
einigen können. 

Trotzdem begrüßen wir das Gesetz als einen 
Fortschritt. Es entsperrt die Regelung der Gehälter 
für bestimmte Gruppen der Richter und Staats- 
anwälte mit der einzigen Begrenzung, daß die 
im Gesetz bezifferten Endgrundgehälter nicht über- 
schritten werden dürfen. Im schriftlichen Ausschuß- 
bericht ist dazu gesagt, daß die Länder nicht nur 
eine Erweiterung der Besoldungsstufen, sondern 
auch eine Änderung der Besoldungsgruppen vor- 
nehmen können. Der Sinn des Gesetzes ist also 


*) Siehe Anlage 2 Seite 13832 
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(Dr. Amdt) 

'A) nicht, den bisherigen Besoldungsstufen lediglich arn 
Schluß noch eine weitere und letzte hinzuzufügen, 
sondern das Gesetz räumt den Ländern die Freiheit 
ein, insbesondere auch die Zeitspannen zwischen 
den Besoldungsstufen zu verkürzen und die An- 
fangsgehälter zu erhöhen. 

Die Aufgabe des Gesetzes ist es, den Weg zu 
einer Justizeigenen Art der Besoldungsordnung 
vorzubereiten, und zwar gerade zu dem Zweck, die 
brennenden Nachwuchssorgen der Rechtspflege zu 
lindern. Die Neuregelung wird den Richtern und 
Staatsanwälten also nicht um ihrer Person willen, 
auch nicht zum Zwecke einer Bevorzugung oder 
wegen ihrer wirtschaftlichen Lage als Gehalts- 
empfänger gewährt, die sie mit anderen Angehöri- 
gen des öffentlichen Dienstes teilen. Entscheidend 
ist vielmehr, daß es in der Gerichtsbarkeit und 
ähnlich auch im Erziehungswesen anders als in den 
hierarchisch aufgebauten Verwaltungen keine 
eigentlichen . Laufbahnen gibt, sondern die Ein- 
gangsstelle grundsätzlich auch die Endstelle ist und 
sogar sein soll. Darum ist es notwendig, um der 
Rechtspflege willen und somit zum Nutzen von 
Volk und Staat zu einer justizeigenen Besoldungs- 
art zu kommen, die am Ende mit dem Richter- 
gesetz zu verbinden sein wird, an dessen Dring- 
lichkeit immer wieder zu erinnern ist. 

Einer allgemeinen Besoldungsreform wird durch 
die gegenwärtigen Notmaßnahmen nicht vorgegrif- 
fen. Wir werden darauf dringen, daß mit der Be- 
soldungsreform für den gesamten öffentlichen 
Dienst ernst gemacht wird, wobei im einzelnen 
noch manche Verzerrungen auszugleichen sein wer- 
den, insbesondere die so unzulängliche Besoldung 
der Polizeibeamten. Aber die Einsicht, daß allge- 

(B) mein das Besoldungsrecht reformbedürftig ist, kann 
nicht ausschließen, dieses Gesetz als Notmaßnahme 
aus seinen besonderen und einzigartigen Gründen 
heraus zu erlassen. 

Ich darf dankbar feststellen, daß der Deutsche 
Gewerkschaftsbund, der Beamte in so großer Zahl 
innerhalb seiner Mitgliedschaft hat, volles Ver- 
ständnis für die Erfordernisse beweist, die in der 
Rechtspflege und im Erziehungswesen bestehen. 
Der Deutsche Gewerkschaftsbund weiß, daß die all- 
gemeine Besoldungsreform dadurch weder aufge- 
schoben noch aufgehoben werden kann. 

Anders ist leider die unverständliche Haltung 
des in seiner Leitung bedauerlicherweise parteipo- 
litisch einseitigen Deutschen Beamtenbundes. In 
den Beratungen des Beamtenrechtsausschusses war 
es oft peinlich zu beobachten, wie sich eine unsach- 
liche Einflußnahme des Deutschen Beamtenbundes 
bemerkbar machte. Der Herr Bundesminister der 
Justiz, der sonst die Organisationen, die sich die 
Interessenvertretung zur Aufgabe gemacht haben, 
so heftig anzugreifen pflegt, hätte hier ein Wort 
finden sollen, um die Staatsnotwendigkeit eines 
justizeigenen Besoldungsfortschritts zu rechtferti- 
gen. Diese Staatsnotwendigkeit darf nicht deshalb 
geringer bewertet werden, weil die Richterschaft 
keine bei einer Wahl gewichtige Massenorganisa- 
tion darstellt. Unser Gesichtspunkt, der unsere Zu- 
stimmung zu dem Gesetz begründet, ist die Unab- 
hängigkeit der Rechtspflege, deren Verwirklichung 
eine Pflege der Gerichtsbarkeit voraussetzt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Ehlers; Herr Abgeordneter Dr. 
Kleindinst! 


Dr. Kleindinst (CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Es ist richtig, daß eine Verein- 
barung über die Besoldung der Richter und Staats- 
anwälte unter den Justizministerien der Länder 
vorlag. Wir haben uns in der Mehrheit aber nicht 
entschließen können, diese Vereinbarung zur 
Grundlage eines Bundesgesetzes zu machen, und 
zwar aus dem Grunde, weil wir gar nicht mehr die 
Zeit gehabt hätten, uns ein eigenes Urteil zu bil- 
den und diese Vereinbarung so durchzuprüfen, daß 
wir sie zur Grundlage eines Bundesgesetzes hätten 
machen können. Wir wollten auch nicht die Ver- 
antwortung übernehmen, eine spätere bundesge- 
setzliche Regelung — in wieweit sie nun eine Rah- 
menregelung wird, bleibt ganz offen — , durch Zu- 
grundelegung einer solchen Vereinbarung zu prä- 
judizieren. Das war der Grund, warum wir eine 
Ermächtigung gegeben haben, mit einer Lockerung 
der Sperrvorschriften den Ländern die Gelegenheit 
zu geben, in eigener Verantwortung die Besoldung 
der Richter und Staatsanwälte zu ordnen. 

Ich möchte hier nicht in den Wettbewerb von 
Beamtenbünden eintreten. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Aber eines möchte ich sagen. Der Gesetzentwurf 
hat zwei Beurteilungen erfahren. Ich habe das im 
Schriftlichen Bericht hervorgehoben. Die erste Be- 
gründung, die der Herr Justizminister von Nord- 
rhein-Westfalen in der Begründung uns hier gege- 
ben hat, war die, daß das Besoldungsrecht verbes- 
sert werden sollte. Auch die Stellungnahme der 
Bundesregierung lief darauf hinaus, daß, nachdem 
wir schon im Dritten Besoldungsänderungsgesetz 
allgemein die Gehälter verbessert hatten, diese 
Aufgabe der endgültigen Bcsoldungsordnung über- 
lassen werden sollte. Bis hierhin ging die Ausein- (D) 
andersetzung in den Beamtenverbänden darüber, 
ob man einer Gruppe hinsichtlich der Besoldung 
eine bevorzugte Regelung zugestehen sollte. Wir 
haben aber unserem Gesetzesvorschlag zur Grund- 
lage gemacht, den Ländern die Ermächtigung zu 
geben, und zwar deshalb, weil dadurch der beson- 
deren Würdigung der Rechtsprechung in unserem 
Grundgesetz Rechnung getragen werden soll. Das 
ist ein Gesichtspunkt, der außerhalb der Ausein- 
andersetzung der Beamtenbünde steht. Das ist auch 
der einzige Grund, warum wir ohne vorherige Be- 
soldungsreform den Ländern jetzt schon eine solche 
Möglichkeit gegeben haben. Es war unsere Absicht, 
der Rechtsprechung unsere volle Würdigung zuteil 
werden zu lassen, wie sie ihr als der dritten Funk- 
tion nach dem Grundgesetz zuteil werden muß. 

Das wollte ich lediglich zur Begründung dieses Ge- 
setzentwurfs und des Vorschlages des Beamten- 
rechtsausschusses hervorheben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Dr. 
Reismann. 

Dr. Reismann (FU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich will die Einzelheiten dieses 
Gesetzes nicht weiter vertiefen. Ich möchte nur 
zum Ausdruck ringen, daß das Zentrum zwar dem 
Gesetz zustimmt; ich muß aber doch dem Bedauern 
darüber Ausdruck geben, daß das Gesetz gegen- 
über dem Entwurf, der hier Vorgelegen hat, eine 
gewisse Einschränkung erfahren hat. Wir bedau- 
ern das. Wir betrachten es jedoch immerhin als 
einen Anfang im Sinne der Regelung, die von den 
Justizministern vorgeschlagen worden ist. 
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Präsident D. Dr. Ehlers: Keine weiteren Wort- 
meldungen. Ich schließe die allgemeine Bespre- 
chung. Einzelanträge sind nicht gestellt worden. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem Ge- 
setz über besoldungsrechtliche Rahmenvorschriften 
für Richter und Staatsanwälte in der Gesamtheit 
zuzustimen wünschen, sich zu erheben. — Das Ge- 
setz ist in der Schlußabstimmung einstimmig an- 
genommen worden. 

Meine Damen und Herren, wünschen Sie, daß 
wir noch weitere Punkte der Tagesordnung erledi- 
gen? 

(Zurufe: Nein!) 

— Offenbar nicht. 


Ich darf Sie nur bitten, Ziffer 2 des Antrags des 
Ausschusses für Beamtenrecht unter II der Druck- 
sache Nr. 4487 anzunehmen und damit den Antrag 
der Fraktion der FU — Nr. 3942 der Drucksachen 
— für erledigt zu erklären, indem Sie die Hand 
erheben. — Sie haben zugestimmt, daß dieser An- 
trag für erledigt erklärt wird. 

Damit, meine Damen und Herren, schlage ich 
Ihnen vor, die heutige Sitzung zu beenden. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestags mit einer noch genau festzusetzenden 
Tagesordnung auf Mittwoch, den 1. Juli 1953, 
13 Uhr 30, und schließe die 277. Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 14 Uhr 4 Minuten.) 


(B) 


(D) 
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Anlage 1 zum Stenographisdien Bericht der 277, Sitzung 

Ergänzungszahlen 

zum Beridit des Abgeordneten Gengier (Seite 13803 A) 

Ausgaben und Einnahmen des Einzelplans 40 

des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1953, 

Haushalt der Sozialen Kriegsfolgeleistungen 


Im Einzelplan 40 sind veranschlagt: 


Kap. 

Einzelplan 40 

Soziale Kriegsfolgeleistungen 

A. Ordentlicher Haushalt 

4003 Kriegsfolgenhilfe 

4004 Umsiedlung und Auswanderung 

4005 Abführung der Ausgleichsabgaben an den 
Lastenausgleichsfonds 

4006 Leistungen des Bundes auf Grund des Lasten- 
ausgleichsgesetzes 

4007 Versorgung von verdrängten Angehörigen 
des Öffentlichen Dienstes und von Angehöri- 
gen aufgelöster Dienststellen sowie ihrer 
Hinterbliebenen 

4008 Versorgung der Berufssoldaten der früheren 
Wehrmacht und der berufsmäßigen Ange- 
hörigen des früheren Reichsarbeitsdienstes 
sowie ihrer Hinterbliebenen 

4009 Kriegsopferversorgung 

4010 Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer und Ehe- 

(neu) frauen von Kriegsgefangenen 

A Ordentlicher Haushalt zusammen 


Einnahme Ausgabe 

DM DM 


50 425 000 690 400 OCO 

275 000 31 000 000 

— 1 610 000 000 

— 218 500 000 


32 550 000 732 000 000 


130 000 329 300 000 

74 724 000 3 313 086 000 

— 10 000 000 

158 104 000 6 934 286 000 


B. Außerordentlicher Haushalt 

A 4009 Kriegsopfer Versorgung 12 199 400 

Einzelplan 40 zusammen 158 104 000 6 946 485 400 


Zuschuß 

DM 

639 975 000 
30 725 000 

1 610 000 000 

218 500 000 

699 450 000 

329 170 000 
3 238 362 000 

10 000 000 
6 776 182 000 

12 199 400 
6 788 381 400 
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(Gengier) 

Im Einzelplan 11 sind veranschlagt: 


Kap. 

Einzelplan 11 

Bundesminister für Arbeit 
(sonstige Sozialleistungen) 

Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

Zuschuß 

DM 


Ordentlicher Haushalt 




1111 

Arbeitslosenhilfe 

2 000 000 

910800 000*) 

908 800 000 

1112 

Betriebliche Altersfürsorge 

— 

15 000 000 

15 000 000 

1113 

Sozialversicherung 

470 000 

1959100 000**) 

1 958 630 000 


Einzelplan 11 zusammen 

2 470 000 

2 884900 000 

2 882 430 000 


Sozialhaushalt (Epl. 40 und 11) 
Ordentlicher Haushalt 

160 574 000 

9819 186 000 

9 658 612 000 


Sozialhaushalt (Epl. 40) 
Außerordentlicher Haushalt 


12199 400 

12 199 400 

Der gesamte Sozialhaushalt des Bundes 
umfaßt mithin insgesamt 

160 574 000 

9831 385 400 

9 670 811400 


1111 *) außerdem 185 000 000 DM ^ Erstattung in 

1113 ”) außerdem 555 000 000 DM j Schuldbuchforderungen 


740 000 000 
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Anlage 2 zum Stenographischen Beridit der 277. Sitzung 


Schriftlicher Bericht 

des Aussdiusses für Beamtenrecht 
(25. Ausschuß) 

über den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 

über die 

Gewährung einer ruhegehaltfähigen Zulage 
an Richter und Staatsanwälte 

(Nrn. 4193, 4487 der Drudtsadien) 


Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Kleindinst 


Der Bundesrat hat am 5. Dezember 1952 einen 
(B) Gesetzentwurf über die Gewährung einer ruhe- 
gehaltfähigen Zulage an Richter und Staatsanwälte 
beschlossen, der die Länder in Abweichung von der 
Sperrvorschrift des § 8 Abs. 1 des Ersten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Besoldungsrechts 
vom 6. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 939) 
ermächtigen sollte, den Richtern und Staats- 
anwälten eine ruhegehaltfähige Zulage von jährlich 
1200. — DM zu gewähren. 

Der Beschluß des Bundesrates vom 5. Dezember 
1952 liegt noch vor der Verkündung des Dritten Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des Besol- 
dungsrechts vom 27. März 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 181). Die Bundesregierung war der Anschauung, 
daß Besoldungsverbesserungen zur Zeit und in der 
vorgeschlagenen Form für einzelne Gruppen des 
öffentlichen Dienstes nicht möglich seien. Maß- 
nahmen zugunsten der Richter und Staatsanwälte 
sollten vielmehr der in Aussicht genommenen Be- 
soldungsreform Vorbehalten bleiben. Die Bundes- 
regierung hat deshalb dem Gesetzentwurf des 
Bundesrates nicht zugestimmt. 

Dagegen haben sich die Fraktionen des Bundes- 
tages bei der ersten Lesung des Gesetzentwurfes 
am 16. April grundsätzlich für eine besoldungs- 
rechtliche Verbesserung der Dienstbezüge der 
Richter wegen der Anerkennung der Recht- 
sprechung als der dritten Staatsgewalt neben der 
Gesetzgebung und Verwaltung im Grundgesetz 
ausgesprochen und den Gesetzentwurf dem Aus- 
schuß für Beamtenrecht zur Beratung überwiesen. 

Der Ausschuß für Beamtenrecht hat den Gesetz- 
entwurf nach der Verabschiedung des Entwurfes 
eines Bundesbeamtengesetzes und neben der Be- 


handlung anderer ebenfalls vordringlicher Gesetz- 
entwürfe beraten. Er hat der im Grundgesetz be- (O) 
tont festgelegten Stellung der Rechtsprechung 
(Artikel 1 Abs. 3, 92 und 98 Abs. 1) und ihrer durch 
die Zeitverhältnisse bedingten schwierigen Auf- 
gaben Rechnung getragen. Dabei konnten die 
Staatsanwälte und weiter die Amtsnotare der 
badischen Landesteile des Landes Baden-Württem- 
berg wegen deren richterlichen Eigenschaft und 
Aufgaben nicht ohne Berücksichtigung bleiben. 

Der Ausschuß hielt jedoch den Vorschlag des Ge- 
setzentwurfes des Bundesrates durch das Dritte 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Besol- 
dungsrechts für überholt und der besonderen Stel- 
lung der Richter im Grundgesetz nicht für ange- 
messen. Die Justizministerien der Länder haben mit 
Rücksicht auf den Gesetzentwurf des Bundesrates 
den Vorschlag eines Bundesrahmengesetzes für die 
Besoldung der Richter und Staatsanwälte aus- 
gearbeitet und ihn dem Ausschuß für Beamtenrecht 
zugeleitet. 

Der Ausschuß war sich über den Zweck des Ge- 
setzentwurfes einig. Die Mehrheit des Ausschusses 
hat jedoch Bedenken getragen, ein Bundesgesetz 
ohne eingehende, durch das Ende der Legislatur- 
periode nicht mehr mögliche Beratung auf Einzel- 
heiten der Besoldung der Richter und Staatsanwälte 
festzulegen und dadurch den nicht einfachen Fragen 
einer umfassenden Besoldungsreform und eines 
Besoldungsrahmengesetzes des Bundes vorzugrei- 
fen. Der Ausschuß hat deshalb ähnlich wie im 
Dritten Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Besoldungsrechts hinsichtlich der Besoldung der 
Lehrkräfte eine Lockerung der Sperrvorschriften 
in den §§ 8 und 9 des Ersten Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Besoldungsrechts vom 
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(Dr. Kleindinst) 

6. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 939) vor- 
geschlagen, um den Ländern eine Änderung der Be- 
züge der Richter, Amtsnotare des ehemaligen Lan- 
des Baden und der Staatsanwälte zu ermöglichen. 
Eine Begrenzung dieser Ermächtigung ist lediglich 
insoweit vorgesehen, als sie die jährlichen End- 
grundgehälter einsdiließlich etwaiger Stellenzu- 
lagen in der vorgesehenen Höhe aus den bisherigen 
in Betracht kommenden Besoldungsgruppen nicht 
überschreiten dürfen. Diese Endgrundgehälter bei 
den Dienstbezügen aus den bisherigen Besoldungs- 
gruppen stimmen mit dem Vorschlag der Justiz- 
ministerien der Länder überein. Diese Art der Re- 
gelung wurde deshalb vorgenommen, um nicht nur 
eine Erweiterung der Besoldungsstufen, sondern 


auch eine Änderung der Besoldungsgruppen zu 
erreichen. 

Dieses Gesetz gilt für die Richter und Staats- 
anwälte im Lande Berlin unmittelbar. Die Geltung 
für das Land Berlin ist rechtlich wegen der Zu- 
ständigkeit der ordentlichen Gerichte und der Ver- 
waltungsgerichte bei Streitigkeiten aus dem neuen 
Gesetz notwendig. Außerdem dient die Geltung 
des Gesetzes im Lande Berlin der weiteren Rechts- 
angleichung im Bunde und im Lande Berlin. 

Bonn, den 18. Juni 1953 

Dr. Kleindinst 

Berichterstatter 


(B) 


(D) 
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